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Dr. TuB und Genossen an den Bundesminister 
für Finanzen, betreffend Einsetzung eines 
Beamtenkomitees zur Erörterung des Ar­
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Beginn der Sitzung: 14 Uhr 
V or s i t zende : Präsident Dr. Maleta, führung der Verwaltungsreform nun die Staats­

Zweiter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, bürger aufgerufen werden, für verschiedene 
Dritter Präsident Wallner. Bereiche Vorschläge zu erstatten, und hier 

steht unter Punkt 3: 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet.  
Krank gemeldet sind die Abgeordneten 

Czernetz, Dr. Kreisky und Adam Pichler. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 14 Uhr 3 Minuten -
mi b dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 1 .  Anfrage: Abgeordneter Dok­
tor Broda (SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Verwaltungsreform. 

2576JM 

Haben Sie in bezug auf die Verwaltungs­
reform die Ziele, die Sie sich für diese Gesetz­
gebungsperiode gesetzt haben, erreicht? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Herr Abge-
ordneter ! Ich habe zu diesem Gegenstand hier 
schon des öfteren erklärt, daß jegliche Ver­
waltungsreform ein langfristiges Konzept be­
deuten muß, das unter Umständen über eine 
Legislaturperiode hinausreichen wird. Ver­
waltung ist eigentlich immer zu reformieren. 
Aus diesen Gründen und im Rückblick auf die 
in der Regierungserklärung vom April 1966 
angegebenen Ziele kann ich Ihre Frage mit Ja 
beantworten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda : Herr Bundes­
kanzler ! Ich nehme gerne zur Kenntnis, daß 
wenigstens Sie persönlich Ihre Arbeit in der 
Kommission positiv beurteilen. Nun bin ich 
etwas überrascht, daß heute, also fast am Ende 
der Legislaturperiode, in der "Wiener Zeitung" 
ein Aufruf der Bundesregierung zu lesen ist, in 
dem es unter anderem heißt, daß zur Weiter-

"Bewältigung der durch Maschineneinsatz, 
Computerwesen und Automaten anfallenden 
finanziellen, . organisatorischen und personellen 
Probleme." Schließlich wird auch davon ge­
sprochen, daß Prämien bis zu 10.000 S dafür 
bezahlt werden sollen. 

Meine Zusatzfrage ist also die, Herr Bundes­
kanzler: Glauben Sie, daß Sie aus den Kreisen 
der Bevölkerung zu so schwierigen Problemen, 
wie Computereinsatz und Einsatz elektro­
nischer Datenverarbeitungsanlagen in der Ver­
waltung, wofür es offenbar an einem Konzept 
der Bundesregierung mangelt, nun wirklich 
Rat und Hilfe bekommen werden ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ja, das glaube ich 
aus dem Grunde, weil wir jetzt in Österreich, 
eingeschlossen die privaten Unternehmungen, 
vor allem aber auf dem Gebiet der Verwaltung 
der Staatsbetriebe und der Sozialversicherungs­
institute, ungefähr 300 Computer laufen haben. 
In jedem dieser 300 Rechenzentren in der Pri­
vatwirtschaft, in der Verwaltung und in 
diesen öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
sind etwa ein Dutzend Programmierer, Ope­
ratoren und ähnliche Leute beschäftigt, die 
Erfahrungen sammeln. Ich glaube, es ist durch­
aus richtig, wenn sich die Verwaltungsreform­
kommission aus diesem Kreise, der immerhin 
einige Tausend auf diesen Zweck hin geschulte 
Staatsbürger beinhaltet, Vorschläge auch für 
eine Verbesserung der elektronischen Daten­
verarbeitung in der öffentlichen Verwaltung 
erwartet . 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda: Herr Bundes­
kanzler, ich bin ganz gewiß für Mitbestim­
mung der Bevölkerung und Mitwirkung auch 
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Dr. Broda 

im Bereich der Verwaltungsreform, Aber ge­
statten Sie doch, daß ich meiner Skepsis Aus­
druck verleihe, daß gerade auf diesem kompli­
ziertesten Gebiet ein Konzept, das die Bundes­
regierung offenbar nicht hat, aus der Bevölke­
rung kommen soll, 

Meine zweite Zusatzfrage ist aber die: 
Welche Beträge stehen dem Bundeskanzler­
amt im Bundesfinanzgesetzentwurf für 1970 
für die vorgesehenen Prämien für erfolgreiche 
Vorschläge aus Kreisen der Bevölkerung auf 
Grund Ihres Aufrufes zur Verfügung 1 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Herr Abge­

ordneter, wenn mir diese Ziffer, die eine Detail­
ziffer aus hunderten Voranschlagsziffern dar­
stellt, präsent wäre, müßten Sie mich für einen 
Computer und nicht für einen sterblichen 
Menschen halten. Ich werde Ihnen aber diese 
Zahlen gerne schriftlich bekanntgeben. 

Präsident : 2 .  Anfrage: Abgeordneter Sand­
meier (Ö V P) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Fremdenverkehrsförderung im ERP­
Programm. 

- auch auf die beiden Sparten, die Sie, Herr 
Abgeordneter, jetzt erwähnt haben - gerade 
zur Hand. Daraus ersehe ich, daß die ERP­
Kreditzusagen für Restaurationen (Verpfle­
gung) von 1966/67 bis 1968/69 um 50 Prozent 
angestiegen sind, während die Kreditzusagen 
für Beherbergung nur um 20 Prozent ange­
stiegen sind. Daraus kann man auf eine 
gewisse Schwerpunktverlagerung auf das von 
Ihnen bezeichnete Gebiet schließen. 

Präsident : Anfrage 3 wurde zurückgezogen, 
4. Anfrage: Abgeordneter Steinhuber (SPÖ) 

an den Herrn Bundeskanzler, betreffend Ver­
weigerung des Empfanges von Betriebsräten 
aus verstaatlichten Unternehmungen, 

2612/M 
Wamm haben Sie sich am 13. Oktober dieses 

Jahres geweigert, eine Delegation von Betriebs­
räten aus den verstaatlichten Unternehmungen 
zu empfangen, und versucht, sich durch einen 
Nebeneingang zu entfernen, obwohl diese in einer 
äußerst wichtigen Angelegenheit bei Ihnen vor" 
sprechen wollten ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr, Klaus : Es ist bekannt, 

Herr Abgeordneter, ,daß die Delegationen im 
2570/M Bundeskanzleramt prinzipiell vom Präsidial-

Wieweit wurde der Fremdenverkehr im chef des Bundeskanzleramtes empfangen 
Rahmen des ERP-Programms in den Jahren werden, Im gegenständlichen Fall ist diese 
1966, 1967, 1968 gefördert? Delegation - ich glaube, aus der Steiermark 
Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler . mit zwei Autobussen ankommend - ohne 

B d k I D KI I R h Ankündigung und ohne Terminvereinbarung un es anz er r. aus : m a men . 
d ERP F d k h k d't I vor dem Bundeskanzleramt emgetroffen und es - rem enver e rs re I programms h ' A  h '  , d '  W' t h ft ' h 1966/67 120 M'll' at eme ussprac e mIt dem Bundeskanzler sm 1m Ir sc a sp r I IOnen, I E d'hr . , .. , 
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Präsident : Zusatzfrage. Institutseröffnung, an der auch der Herr 
Abgeordneter Sandmeier : Bei den Fremden- Bund�spräsident teilgenommen hat, nur ganz 

verkehrstagungen wird immer wieder fest- kurz 1m Vor haus des Bundeskanzleramtes auf-
gehalten, daß die Bettenkapazität sehr im halten. und dem Herrn La�dtagsabgeordneten 
Ansteigen ist. Demgegenüber wird aber fest- IleschIt�,. d.er aus der SteIer�ark !?ekommen 
gestellt, daß bei der Verpflegungskapazität wa:r, mIt�eIlen, 

. .w
a:rum. es r,nIr beIm .besten 

nicht derselbe Fortschritt erzielt wird. Es WIllen mcht moghch 1st, die DelegatIOn zu 
wäre daher notwendig, daß ein Ausgleich in empfangen. 
der Richtung gefunden wird, daß für die Präsident : Zusatzfrage. 
Erhöhung der Verpflegungskapazität mehr Abgeordneter Steinhuber : Herr Bundes-
Mittel aus dem ERP-Fonds zur Verfügung kanzler! Eine außerordentliche Situation er­
gestellt werden. fordert meiner Meinung nach auch eine außer-

Meine Frage an Sie, Herr Bundeskanzler: ordentliche Haltung seitens des Herrn Bundes­
Wird bei der Vergabe der ERP-Kredite dieser kanzlers. Sie wußten, daß Streikgefahr gedroht 
Umstand besonders berücksichtigt, um dem hat, daß die Menschen in diesen Betrieben auf­
Mißverhältnis einigermaßen abzuhelfen 1 geregt waren und daß diese Delegation für 

106.000 Beschäftigte gesprochen hat. (Abg. 
Kr e m p l : Das stimmt ja nicht!) In dieser Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ich habe eine Situation haben Sie es nicht für notwendig 
Statistik der Verteilung der ERP-Fremden- 'I gefunden, mit dieser Delegation zu sprechen, 
verkehrskredite auf verschiedene Sparten und sind beim Hintertürl hinausgegangen. 
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Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Das ist in zweierlei 
Hinsicht richtigstellungsbedürftig : Es waren 
nicht die Vertreter von 106.000 Beschäftigten 
in der verstaatlichten Industrie, sondern es 
waren die Vertreter von einigen steirischen 
Unternehmungen unter der Anführung eines 
steirischen Landtagsabgeordneten erschienen; 
noch dazu ohne jede Ankündigung, denn es 
erfolgte weder eine Ankündigung, wer kommt, 
noch, zu welchem Thema man mit mir sprechen 
wollte. 

Im übrigen ist sowohl der für diese Ange­
legenheit zuständige und informierte Vize­
kanzler Dr. Withalm in gleicher Weise wie auch 
der Herr Parlamentspräsident zur Verfügung 
gestanden. Ich wüßte nicht, Herr Abgeordne­
ter, was ich zusätzlich zu all den Verhandlungs­
ergebnissen, an denen ich gar nicht teilgenom­
men habe, von meiner Seite noch hätte sagen 
sollen. 

Hinsichtlich des "Hintertürls" möchte ich 
noch sagen: Ich hatte höchstens eine oder 
zwei Minuten Zeit. Diese zwei Minuten Zeit 
hat der Abgeordnete Ileschitz in Anspruch 
genommen. Es ist übrigens kein Hintertürl, 
es ist ein genauso breites Tor nach der anderen 
Straßenseite wie vorne. Wäre ich beim Haupt­
tor hinausgefahren, so hätten mich sicherlich 
alle Betriebsräte länger aufgehalten, ohne den 
Zweck zu erreichen. Aus diesem Grund habe 
ich jenen Weg gewählt, der mich schneller 
und pünktlicher an den Veranstaltungsort 
führte. Ich glaube, es gehört nicht einmal 
zur Vollziehung des Bundeskanzlers, bei wel­
chem Tor er das Bundeskanzleramt verläßt. 
( Zustimmung bei der Ö V P. - Ironische 
Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. W e i kkart: 
Auf jeden Fall vorn !) 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Steinhuber : Herr Bundes­

kanzler! Ich habe Verständnis dafür, daß Sie 
pünktlich sein mußten. Aber ich frage Sie: 
Warum haben Sie dann nicht dem Wunsch 
des Herrn Abgeordneten Ileschitz entsprochen, 
der Sie ersucht hat, in dieser dringenden Ange­
legenheit nachher, wenn Sie Ihren anderen 
Verpflichtungen nachgekommen sind, mit der 
Delegation zu sprechen � (A bg. Kr e m p l : Das 
stimmt ja nickt I) Ich glaube annehmen zu 
können, daß Sie vielleicht aus politischen 
Gründen eine Unruhe in Österreich erwartet 
haben, die Ihnen dann vielleicht im Jahre 197 0 
eine gewisse Wahlunterstützung gibt. (Abg. 
Kre mp l :  Die "Unruhe" seid nur ikr!) Nur 
das kann unserer Meinung nach der Grund 
gewesen sein, denn sonst ist es unverständlich, 
daß Sie, Herr Bundeskanzler, in einer so 
wichtigen Angelegenheit nicht mit den Men-

sehen aus den verstaatlichten Betrieben ge­
sprochen haben. 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Ganz im Gegen­
teil, Herr Abgeordneter! Ich bin immer bereit 
und _suche sogar Gelegenheiten, mit den Be­
triebsräten der verstaatlichten Unternehmun­
gen zu sprechen. Ich habe in diesem Frühjahr 
in Mürzzuschlag, in Kindberg, in Krieglach, 
auf dem Erzberg und bei der Elin stundenlang 
mit den Betriebsräten der verstaatlichten 
Industrie über ihre Probleme gesprochen. 
Daher werden Sie mir doch nicht jetzt zu­
muten, daß ich vielleicht aus Angst oder aus 
Unverständnis diesmal nicht dazu bereit bin. 
Im übrigen hat mein Präsidialchef mit ihnen 
ein sehr sachliches Gespräch geführt; er hat 
mir wenige Stunden danach darüber berichtet 
und mir auch gesagt, daß die Betriebsräte in 
aller Ruhe und mit Zufriedenheit zu ihren 
weiteren Besprechungsterminen gefahren sind. 
r Be1fall bei der Ö V P. - Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter 
Gabriele (Ö V P) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Bundesraumordnungskonzept. 

2590/M 

Werden die Aktivitäten auf dem Gebiete 
der Schaffung eines Bundesraumordnungskon­
zeptes dem föderalistischen Prinzip Rechnung 
tragen ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Die Aktivitäten 
der Bundesregierung werden - ohne daß ich 
jetzt deren Beschlüssen vorgreifen kann - bei 
der Vorbereitung eines Bundesraumordnungs­
konzeptes selbstverständlich auch dem födera­
listischen Prinzip Rechnung tragen. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Gabriele : Herr Bundeskanz­
ler! Wird das Expertengutachten und die 
Regierungsausarbeitung dann der Öffentlich­
keit vorgelegt werden 1 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Selbstverständ­
lich. Es treffen jetzt bis Ende Oktober noch die 
letzten Gutachten und Stellungnahmen ver­
schiedener Stellen - Kammern, Ministerien 
und Landesregierungen - ein. Es werden 
dann sowohl die Leitlinien wie auch das 
Aktionsprogramm des Bundesraumordnungs­
konzeptes danach adaptiert und zusammen 
mit den Expertengutachten der Veröffent­
lichung zugeführt. 

Präsident : 1 Danke, Herr Bundeskanzler. 
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Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten 

Präsident: 6 .  Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (F PÖ) an den Herrn Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten, be­
treffend Agrement für den neuen tschechoslo­
wakischen Gesandten. 

2557/M 

Welche GrÜ1!de waren dafür maßgebend. das 
Ansuchen der CSSR um das Agrement für den 
neuen Gesandten in Wien, Komarek, trotz der 
bekannten, einem solchen Agrement entgegen­
stehenden Tatsachen positiv zu erledigen? 

Präsident: Herr Außenminister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Waldheim : Herr Abgeordneter! 
Am 18. Juli hat die tschechoslowakische 
Regierung um die Erteilung des Agrements für 
den neuen tschechoslowakischen Gesandten 
Dr. Karel Komarek angesucht. 

Von tschechoslowakischer Seite wurde 
dem Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten im Zusammenhang mit der Ent­
sendung des außerordentlichen Gesandten und 
bevollmächtigten Ministers Dr. Komarek be­
kanntgegeben, daß dieser früher folgende 
Funktionen bekleidet habe: 1950 bis 1964 
Beamter des tschechoslowakischen Innenmini­
steriums, wo er im Sekretariat des Ministers 
mit juristischen Aufgaben betraut war und 
zuletzt die Rechtsabteilung leitete. 1964 er­
folgte dann der Übertritt in den auswärtigen 
Dienst. 1964 bis 1969 war er Botschaftsrat 
an der tschechoslowakischen Botschaft:. in 
Bukarest. 

Weder diese Informationen noch die dem 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten darüber hinaus zur Verfügung stehenden 
Unterlagen enthalten Fakten, die nach den 
internationalen Usancen einer Erteilung des 
Agrements für Gesandten Dr. Komarek ent­
gegengestanden wären. 

Das Bundesministerium für Auswärtige An­
gelegenheiten hat daher am 15. Oktober zu den 
in österreichischen Presseorganen über den 
neuen tschechoslowakischen Gesandten ange­
stellten Kombinationen erklärt, daß kein 
Anlaß bestehe, dem Gesandten Komarek bei 
seiner diplomatischen Tätigkeit in Wien nicht 
jenes Vertrauen entgegenzubringen, da� jedem 
ordnungsgemäß entsandten Missionschef eines 
fremden Staates gewährt wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Bundes­
minister! Trotz "Rude Pravo" erlaube ich mir 
zu sagen: "Die Botschaft hör ich wohl, allein 
mir fehlt der Glaube". 

Ich darf Sie folgendes fragen: Wie kommt 
dann die im allgameinen nicht schlecht und, wie 
wir aus konkreten Anlässen der jüngeren Zeit 
behaupten können, oft besser als unsere zu­
ständigen Ministerien informierte Presse dazu, 
doch recht schwerwiegende Behauptungen in 
der Richtung einer negativen Qualifikation des 
in Aussicht genommenen und inzwischen ja 
bestellt:.en Diplomaten zu verbreiten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim: Wir haben 
dafür keinerlei Bestätigungen oder Beweise. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Scrinzi: Dann darf ich 

Sie, Herr Bundesminister, weiter fragen: Hat 
das Innenministerium, das ja in diesem Fall 
zuständig wäre, das ganze Problem geprüft? 
Denn wir haben aus jüngster Zeit doch Anlaß, 
wegen unserer neutralen Haltung, aber auch 
wegen unserer geopolitischen Lage in einem 
sehr kritischen Raum, hier außerordentlich 
vorsichtig zu Werke zu gehen. Gerade ein 
Gegenstand der morgigen Verhandlung wird 
ja dartun, daß der tschechoslowakische Nach­
richtendienst in Österreich in den letzten 
Jahren eine außerordentlich bedenkliche Akti­
vität unter Mitarbeit von teilweise prominen­
ten Angehörigen der österreichischen Beamten­
schaft entfaltet hat. Also ist hier doch außer­
ordentliche Vorsicht am Platze und unsere 
Sorge berechtigt. Wir werden morgen einiges 
Genaueres dazu zu sagen haben. Ich frage Sie 
also: Welche Stellungnahme hat das Innen­
ressort in dieser Frage eingenommen? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Waldheim: Herr Abge­

ordneter! Es ist nicht meine Aufgabe, die 
Stellungnahme des Innenministeriums hier 
abzugeben. Ich möchte Ihnen aber nochmals 
versichern, daß wir selbstverständlich die 
Angelegenheit sehr genau geprüft haben und 
daß nach den internationalen Usancen kein 
Anlaß bestanden hat, das Agrement für Ge­
sandten Komarek zu verweigern. 

Präsident: 7 .  Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPÖ) an den Herrn Außen­
ministel', betreffend Kreuznacher Abkommen. 

2558/M 

Werden mit der Bundesrepublik Deutschland 
unverzüglich Verhandlungen über eine Er­
weiterung des Kreuznacher Abkommens auf­
genommen werden? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Waldheim: Zur Frage 

der Erweiterung des Kreuznacher Abkommens 
möchte ich auf die seinerzeitigen einschlägigen 
schriftlichen Anfragen des Herrn Abgeordneten 
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Bundesminister Dr. Waldheim 

Machunze verweisen: Damals haben sowohl 
der Herr Bundeskanzler als auch ich selbst 
darauf hingewiesen, daß anläßlich des Besuches 
des deutschen Bundeskanzlers Kiesinger eine 
Anrufung des Schiedsgerichtes gemäß § 25 des 
Kreuznacher Abkommens zwecks Interpreta­
tion des Artikels 24 dieses Abkommens verein­
bart wurde. Wir haben in diesem Zusammen­
hang die Ansicht vertreten, Herr Abgeordneter, 
daß auch unabhängig von der Anrufung des 
Schiedsgerichtes Verhandlungen mit der Bun­
desrepublik Deutschland über eine Erweiterung 
des österreichisch-deutschen Finanz- und Aus­
gleichsvertrages geführt werden könnten. Auch 
der damalige Bundeskanzler Dr. Kiesinger hat 
seine grundsätzliche Zustimmung zur Prüfung 
dieser Frage auf Beamtenebene erteilt. 

Angesichts der Neubildung der deutschen 
Bundesregierung wird mit dieser nunmehr in 
der Angelegenheit Fühlung genommen werden, 
um die Frage der Aufnahme einschlägiger Ver­
handlungen zu klären. 

Herr Abgeordneter! Was nun den Stand des 
Schiedsverfahrens betrifft, so haben sowohl 
die österreichische als auch die deutsche Seite 
inzwischen ihre beiden Schiedsrichter ernannt. 
Von österreichischer Seite wurden hiefür die 
Universitätsprofessoren Dr. Alfred Verdroß 
und Dr. Fritz Schwind nominiert. Die Konsti­
tuierung des Schiedsgerichtes soll am 7 .  N 0-
vember dieses Jahres erfolgen. 

Präsident: Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr . Scrinzi: Herr Bundes­

minister! Ich bin mit dieser Erklärung in 
mancher Richtung zufrieden, denn Sie werden 
verstehen, daß ja insbesondere durch den Ab­
bruch oder durch das Stocken der Vermögens­
verhandlungen zwischen Österreich und der 
Tschechoslowakei, die durch die Ereignisse des 
vergangenen Jahres, soweit ich weiß, einge­
treten ist, sich die Sorge des betroffenen 
Personenkreises erhöht hat und daß ich also 
heute gerne höre, daß das Schiedsgericht nun­
mehr ernannt ist. 

Herr Bundesminister, ich darf Sie fragen: 
Werden Sie unmittelbar nach Vorliegen des 
Resultates dieser Expertenverhandlungen - so 
muß man sie ja wahrscheinlich definieren -
über das Ergebnis uns beziehungsweise auch 
der Öffentlichkeit rasehest berichten? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Waldheim: Herr Abge­

ordneter! Wir werden das selbstverständlich 
sehr gerne tun, sobald die diesbezüglichen 
Verhandlungen aufgenommen worden sind und 
sich ein klareres Bild über den Fortgang der 
Verhandlungen ergibt. Ich werde dann gerne 
die Gelegenheit benützen und das Hohe Haus 
von dem Ergebnis informieren. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Früh­
bauer (SPÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmun­
gen, betreffend Richtlinien für die Geschäfts­
führung der Bundesbahnen. 

2584/M 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß dem Ver­
kehrsminister gemäß § 11 des Bundesbahn­
gesetzes (BGBI. Nr. 137/1969) die Erstellung 
der vom Vorstand bei der Geschäftsführung zu 
verfolgenden allgemeinen Richtlinien obliegt, 
frage ich, welchen Inhalt diese Richtlinien 
haben. 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister für Verkehr und verstaat­

lichte Unternehmungen Dipl.-Ing. Dr. Ludwig 
Weiß: Herr Abgeordneter! Die gemäß § 11 
Bundes bahngesetz zu erstellenden allgemeinen 
Richtlinien sind in Ausarbeitung. Sie werden 
dem Verwaltungsrat bei einer seiner nächsten 
Sitzungen, wahrscheinlich im Dezember 1969, 
gemäß § 8 ÖBB-Gesetz zur Stellungnahme vor­
gelegt werden. 

Präsident : Zusatzfrage. 
Abgeordneter Frühbauer : Herr Minister! 

Da es sich hier um eine sehr entscheidende 
Frage handelt, weil die allgemeinen Richt­
linien zur Führung der Österreichischen 
Bundesbahnen sehr wesentlich auf die Wirt­
schaft und auf die Interessen der Bevölkerung 
Einfluß nehmen werden, richte ich an Sie die 
Frage, ob Sie, über den Verwaltungsrat 
hinaus, auch noch die Absicht haben, andere 
Gremien mit der Ausarbeitung dieser allge­
meinen Richtlinien zu beschäftigen. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Das 
ist, Herr Abgeordneter, im Gesetz nicht vorge­
sehen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Frühbauer : Herr Bundes­

minister! Aus den Erläuternden Bemerkungen 
zum Bundesbahngesetz kann man entnehmen, 
daß nach Artikel 20 der Verfassung das Wei­
sungsrecht des Herrn Bundesministers ent­
scheidend ist. Im Hinblick auf die allgemeine 
Bedeutung würde es unter Umständen doch 
zweckmäßig sein, daß von Ihrer Warte aus 
als verantwortlicher Ressortchef nicht nur mit 
dem Verwaltungsrat allein, sondern auf breite­
rer Basis, entweder in der Bundesregierung 
oder auch durch Mitberatung des Verkehrsaus­
schusses des Parlaments, diese Grundzüge der 
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Frühbauer 

allgemeinen Richtlinien erarbeitet werden. 
Sehen Sie keine Möglichkeit, eine solche 
breitere Basis zu finden 1 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Um 

die Richtlinien zu erstellen, dafür sehe ich 
keine breitere Basis. Das Gesetz legt die 
Grundsätze fest, nach welchen die Öster.reichi­
sehen Bundesbahnen zu arbeiten haben. Eben­
so ist ein Verkehrskonzept vorhanden, nach 
dem die allgemeinen Richtlinien erstellt wer­
den. Ich stehe aber selbstverständlich nicht an, 
von den Richtlinien auch das Hohe Haus oder 
auf eine Anfrage die Abgeordneten entspre­
chend zu verständigen. 

Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter 
lng. Spindelegger (Ö VP) an den Verkehrs­
minister, betreffend Investitionsprogramm der 
Österreichischen Bundesbahnen. 

2607/M 

Ist dem Bundesministerium berichtet wor­
den, wann mit der Erstellung des im ÖBB­
Gesetz vorgesehenen mehrjährigen Investitions­
programms gerechnet werden kann ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 

Abgeordneter! Das von den Österreichischen 
Bundesbahnen erstellte mehrjährige Investi­
tionsprogramm ist dem Verwaltungsrat bereits 
gemäß § 8 ÖBB-Gesetz zur Stellungnahme zu­
gegangen. 

Präsident: Zusatzfrage. 
Abgeordneter lng. Spindelegger: Herr 

Bundesminister! Können Sie uns sagen, wie 
dieses Investitionsprogramm weiter behandelt 
wird � 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Dieses 

Investitionsprogramm wird nunmehr im lnve­
stitionsausschuß des Verwaltungsrates behan­
delt und begutachtet, geht dann zu mir be­
ziehungsweise zu den Österreichischen Bundes­
bahnen zu einer allfälligen Umarbeitung zu­
rück und wird dann zwischen mir und dem 
Herrn Finanzminister wegen der weiteren 
Finanzierung ausgesprochen werden. 

Präsident: 10. Anfrage: Abgeordneter 
Kratky (SPÖ) an den Herrn Verkehrsminister, 
betreffend Briefmarkenskart. 

2608/M 

Welche Personen haben in letzter Zeit den 
sogenannten Briefmarkenskat erhalten, der 
früher von Interessenten käuflich erworben 
werden konnte � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Ich möchte zuerst feststellen, 
daß es sich hier nicht um ein neuartiges 
Kartenspiel handelt, sondern daß das "r" 
hier vergessen wurde. (Heiterkeit.) Es handelt 
sich also nicht um einen "Briefmarkenskat" , 
sondern um einen "Briefmarkenskart". 

Seitdem Paketkarten und Postanweisungen 
bar frei gemacht werden und die Dienstpost 
überhaupt nicht frankiert wird, fällt nur mehr 
sehr wenig Markenskart an, und zwar schon 
seit dem Jahre 1957. Darüber hinaus wurde 
noch die Skartmenge durch die unentgeltliche 
Abgabe von 13 Postvordrucken, die früher 
mit Marken beklebt wurden, reduziert. 

Die seit zehn Jahren anfallenden geringen 
Mengen von Postskart haben die Post- und 
Telegraphenverwaltung veranlaßt, vom Ver­
kauf des Markenskarts abzusehen, bis eine 
genügende Menge wieder vorhanden ist. Es 
wurde daher seit dem Jahre 1957 kein Marken­
skart mehr an irgend jemanden verkauft, viel­
mehr wurde der gering anfallende Skart auf­
bewahrt und eingelagert. Sobald eine genü­
gende Menge vorhanden sein wird, wird die 
Post- und Telegraphenverwaltung in Rundfunk 
und Presse mitteilen, wann und wo dieser Skart 
im öffentlichen Ausschreibungswege gekauft 
werden kann. (Abg. Dr. 1Jan Tong e l : Wer 
weiß, wal? ein "Skart" i.qt ?) 

Präsident: Z usa tzfrage. 

Abgeordneter Kratky: Herr Bundesminister! 
Vorerst muß ich sagen, daß der Schreibfehler 
nicht bei mir liegt, sondern anderswo. Ich 
weiß nicht, wer statt des Wortes "Skart" das 
Wort "Skat." geschrieben hat.. 

Ich darf Sie noch um folgendes fragen: 
In dieser Angelegenheit sollen unter den 
Aktenzahlen 47.913-11/1969 und 88.911-1/1969 
gegen mehrere Personen Untersuchungen ge­
führt werden. Wenn diese mir zugegangene 
Information richtig ist, frage ich Sie: Wer 
führt diese Untersuchungen, das Amt selbst 
oder die Staatsanwaltschaft � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß : Herr 
Abgeordneter! Sie fragen mich etwas, was 
mit der Hauptfrage vielleicht im Zusammen­
hang steht, aber auf eine solche Zusatzfrage 
war ich natürlich nicht gefaßt. Wenn Sie 
mir diese Aktenzahlen vorher bekanntgegeben 
hätten, dann könnte ich Ihnen heute Auf­
schluß geben. Ich darf Sie bitten, mir diese 
Aktenzahlen zu geben. Ich werde bestimmt 
erheben, was hinter der Sache steckt. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Kratky: Herr Minister! Das 
werde ich tun. Sie werden sofort von mir die 
Aktenzahlen erhalten. Das , was ich in der 
Zusatzfrage angeführt habe, steht also schon 
im Zusammenhang mit der Hauptfrage. 

Ich darf Sie aber jetzt weiter fragen : Nach 
Auskunft des früheren Generalpostdirektors 
Dr. SchagingerJ die er mir auf eine Anfrage 
gegeben hat, wird diese S kartware - nachdem 
sie vor 1934 an Einzelpersonen verkauft worden 
ist - an karitative Organisationen ab gegeben. 
Ich frage Sie: Ist diese Auskunft, die mir 
seinerzeit gegeben wurde, richtig 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl. -Ing. Dr. Weiß : Seit 
i ch das Ressort führe, ist mir ein solcher 
Vorgang vollkommen unbekannt. 

Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter Dr. van 
Tongel (FP()) an den Herrn Verkehrsminister, 
betreffend Postkästen in Wien. 

2556/M 

Warum wurden in der letzten Zeit in Wien 
za.hlreiche Postkästen entfernt? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß : Herr 
Abgeordneter! Im Wiener Stadtbereich wur­
den überhaupt keine Briefkästen endgültig 
entfernt. Vorübergehend entfernt wurden in 
den Monaten August, September und Oktober 
des heurigen J abres Briefkästen wegen Haus­
renovierungsarbeiten, und zwar in 14 Fällen, 
wegen Aufgrabungsarbeiten, die den Zutritt zu 
den Briefkästen vorübergehend behinderten, 
in 12 Fällen, sowie wegen Reinigung und In­
standsetzung stark beschmutzter oder be­
schädigter Brief kästen, wobei in allen Fällen die 
ehestmögliche Wiederanbringung dieser Brief­
kästen vorgesehen ist und in 8 Fällen bereits 
durchgeführt wurde. In weiteren 5 FäHen 
wurden die Brief kästen an einen günstigeren 
Standort der unmittelbaren Umgebung ver­
legt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tanget: Es muß ein aus­
gesprochenes Pech von mir sein, daß allein in 
der Nähe meiner Wohnung und meiner Be­
rufsstätte eine Anzahl von Postkästen lange 
Zeit verschwunden waren. Einer von ihnen ist 
jetzt wieder angebracht worden, weil das Haus 
renoviert worden ist, und zwar nach mehr als 
sechs Wochen. Es wurden daher der Bevölke­
rung große Umwege zugemutet, zumal jetzt 
schon diese Postkästen sehr weit auseinander­
liegen. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie bereit, 
zu veranlassen, daß - Sie haben selbst ge­
sagt, daß von 26 Postkästen erst 8 wieder mon-

tiert wurden - bei der Wiederanbringung 
dieser Postkästen ein rascheres Tempo einge­
schlagen wird 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl. -Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, das Tempo hängt 
vom Fortgang der von mir genannten Arbei­
ten - das sind die Hausrenovierungsarbeiten 
und die Aufgrabungsarbeiten - ab. Die 
Sache wird sich, soweit es an der Postverwal­
tung liegt, ohne Zweifel beschleunigen lassen, 
aber jene Arbeiten, die wir nicht beeinflussen 
können, können wir natürlich nicht beschleu­
nigen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Wenn ich 
daran denke, was sich am Karlsplatz tut, 
muß ich Sie fragen: Besteht nicht die Mög­
lichkeit, provisorische Anbringungsstellen vor­
zusehen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Ja, 
diese Möglichkeit ist ohne Zweifel gegeben. 
Es ist nur die Frage, ob es sich lohnt und ob 
nicht in der Nähe ohnedies andere Postkästen 
vorhanden sind. 

Da Sie sich sehr für Postkästen interes­
sieren, Herr Abgeordneter, gestatte ich mir nur 
festzustellen, daß wir im Jahre 1965 zum Bei­
spiel 20.864 Postkästen gehabt haben und im 
Jahre 1968 21.890, also um 1000 Postkästen in 
Österreich mehr. Sie sehen, welche Fort­
schritte die Post auf diesem Gebiet gemacht 
hat. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Pfef­
fer (SPÖ) an den Herrn Verkehrsminister, be­
treffend Sondertarife für die Benützung der 
Bundesbahnen durch Pensionisten, 

2616JM 

Sind Sie bereit, die Forderung auf tarifliche 
Sonderregelungen für die Benützung der Bundes­
bahnen durch Pensionisten, wie sie sich in der 
Bundesrepublik Deutschland durchaus be­
währt hat, zu unterstützen ? 
Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß : Herr 
Abgeordneter! Entgegen Ihrer Ansicht, hat die 
Deutsche Bundesbahn niemals eine aufPensio­
nisten besc hränkt gebliebene Fahrpreisermäßi­
gung gewährt. Vielmehr hat die Deutsche 
Bundesbahn im Jahre 1968 eine vorüber­
gehende, nur für die Vorsaison dieses Jahres 
zugestandene 50prozentige Ermäßigung ein­
geführt, welche allen Personen im Alter von 
mehr als 65 Jahren zugute gekommen ist. 

Im Verlaufe eines Jahres sind nahezu 
20 diesbezügliche Eingaben bei verschiedenen 
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Bundesminister Dipl.-ing. Dr. Weiß 

Stellen meines Ressorts eingelangt, so zum Bei- Bundesminister Dipl. -Ing. Dr. Weiß: Von 
spiel schon i m  Februar 1969 vom Tiroler den Österreichischen B undesbahnen werden 
Rentner- und Pensionistenbund und im April diese Versuche der Deutschen Bundesbahn 
vom Herrn Landeshauptmann Wallnöfer, um sehr genau geprüft. Es sind nicht alle diese 
nur zwei zu nennen. Bereits in der schrift- Aktionen, die die Deutsche Bundesbahnen vor­
lichen Beantwortung einer Anfrage des Herrn genommen hat, wirklich so außerordentlich 
Abgeordneten Frühbauer am 16. Mai 1969 lukrativ verlaufe n. Es läßt sich gerade sehr 
habe ich in anderem Zusammenhang aus- schwer feststellen, ob alle diese Mehreinnah­
geführt, daß auch versuchsweise Maßnahmen men wirklich auf diese Ermäßigungen zurück­
i ns Auge gefaßt werden, ähnlich jenen, die die. zuführen sind, weil sich der Verkehr infolge der 
Deutsche Bundesbahn bereits teilweise einge- besseren Wirtschaftslage in Deutschland ins­
führt hat. N ach einer Au�sprache mit dem gesamt gehoben hat, aber es besteht kein 
Generaldirektor der Österreichischen Bundes- Zweifel, daß diese Maßnahmen genauestem'l 
bahnen i m  September dieses Jahres hat der geprüft werden und daß auch von unserer 
Vorstand der Österreichiscben Bundesbahnen Seite, von Seite der Bundesbahnen, versucht 
den Auftrag gegeben, detaillierte Vorschläge werden wird, ähnliche Ak tionen zu machen. 
auszuarbeiten. Der Vorstand der Österrei­
chischen Bundesbahnen wird demnächst die 
ihm vorgelegten Vorschläge, die der kommer­
zielle Dienst ausarbeitet, prüfen und einen 
endgültigen Beschluß fassen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pfeffer: Herr Bundesminister! 
Ich stelle mit Befriedigung fest, daß nicht nur 
ich mich für diese Frage interessiere, sondern 
zahlreiche andere Stellen und Persönlichkei ten 
auch. Mir ist bekannt, daß in der Bundes­
republik nicht unbedingt diese 65jährigen als 
Pensionisten bezeichnet werden, aber ebenso 
ist mir bekannt, daß es nicht nur die "Ak­
tion 65" gib t, sondern daß auch noc h eine 
Aktion "Rosa Zeiten", eine Aktio n "Alles 
dreht sich ums Wochenend" sowie eine weitere 
Aktion "Halbepreisereise" eingeführt wurde, 
und alles eigentlich mit dem Stichjahr 65, 
also ungefähr mit jenem Jahr, mit dem man 
meistens das pensionsfähige Alter ansetzen 
kann. 

Ich habe den "Pressedienst der Nachrichten" 
der Deutschen Bundesbahn vor mir, und da 
wird Bilanz über die "Aktion 65" gemacht. 
Daraus geht hervor, daß allein diese "Aktion 
65" im Frühjahr 1968 einen Netto 'Überschuß 
von 8 , 5  Millionen D-Mark erreicht hat. Auf 
Schilling umgerechnet ist das bereits ein ganz 
ansehnlicher Betrag, auch unter Berücksichti­
gung der Größenverhältnisse BRD und Öster­
reich. 

Nun frage ich Sie, Herr Bundesminister, ob 
Sie nicht bereit sind, da es sich dabei nicht nur 
um eine Begünstigung für die 65j ährigen 
handelt, sondern eigentlich auch um eine 
lukrative Aktion für die Bundesbahn, die 
Maßnahmen, die Sie eingeleitet haben, ent­
sprechend zu beschleunigen, denn ich denke, 
es könnte damit auch ein finanzieller Erfolg 
für die Österreichischen B undesbahnen erziel t 
werden. 

Präsident: Herr Minister. 

Meines Wissens ist eine Aktion, wie zum Bei­
spiel die Aktion "Rosa Zeiten", nicht als sehr 
zweckmäßig anzusehen. Sie hat kaum zusätz­
lich Gäste gebracht. Aber die "Aktion 65", 
und zwar in den Wintermonaten, kann wirk­
liche auch zusätzliche Einnahmen bringen. 
Es ist derzeit beabsichtigt, eine ähnliche Akti­
on wie die "Aktion 65" - ich will noch nicht 
auf den Termin schwören, aber voraussichtlich 
mit 1. Dezembei' 1969 - einzuführen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pfeffer: Herr Bundesminister! 
Nur eine kurze Frage. Die Zahl 65 ist kein Zu­
fall. In Österreich haben wir eine Pension auf 
Grund besonders langer Versicherungszeiten, 
und es ist schon ein Pensionsbezug mit 60 Jah­
ren möglich. Daher frage ich ,  ob Sie bereit 
sind, solche Aktionen nicht nur an das 65. Le­
bensjahr zu binden, sondern unter Umständen 
sogar schon an das 60. Lebensjahr. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weiß: Herr 
Abgeordnet.er! Diese Fragen müssen selbst­
verständlich von den Österreich ischen Bundes­
bahnen geprüft werden. Sie wissen, daß wir 
auf Grund des Bundesbahngesetzes einen Wirt­
schaftskörper haben, daß wir einen Vorstand 
haben, der verpflichtet ist, nach kaufmänni­
schen Grundsätzen zu arbeiten. Für den Fall, 
daß der Vorstand sieht, daß sich diese Aktion 
erweitern läßt und daß sie Mehreinnahmen 
bringt, sehe ich keinen Grund, warum das 
nicht gemacht werden könnte. Aber es ist 
nicht meine Sache, sondern es ist in erster 
Linie Sache des Vorstandes, einen solchen Fall 
zu prüfen. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 13. Anfrage : Abgeordneter Ma­
chunze (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Inneres, betreffend Grenzvertrag zwischen 
Österreich und der Tschechoslowakei. 
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2571JM gleich oder weist dieser Streifen verschiedene 
Wie weit sind bisher die Verhandlungen zum Breiten auf � 

Abschluß eines Vertrages zwischen der Repu­
plik Österreich und der eS SR über die gemein­
same Staatsgrenze gediehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Soronics: Herr 
Abgeordneter! Zunächst möchte ich fest­
steHen, daß die Führung der zwischenstaat­
lichen Verhandlungen zum Abschluß ei nes 
österreichisch- tschechoslowakischen Vertrages 
über die gemeinsame Staatsgrenze auf öster­
reichischer Seite dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten zusteht. Das 
Bundesministerium für Inneres ist jedoch 
insoweit an diesen Verhandlungen unmittelbar 
beteiligt, als die im Vertragsentwurf vorge­
sehenen Grenzänderungen innerstaatlich nach 
§ 3 Abs. 2 Z. 2lit. e des Behörden-Überleitungs­
gesetzes in den Geschäftsbereich des Bundes­
ministeriums für Inneres fallen. 

In dieser Sache selbst haben bereits Verhand­
lungen im Jahre 1967 in Prag stattgefunden. 
Diese Verhandlungen sind so weit gediehen, 
daß der Vertrags text wohl abgeschlossen 
werden konnte, daß abe r über 30 Anlagen 
noch keine Einigung erzielt werden konnte, 
in denen genau der Grenzverlauf zwischen der 
Tschechoslowakei und der Republik Österreich 
festgelegt wird. 

Präsident: Zusatdrage. 

Abgeordneter Macbunze: Herr Bundes­
minister! Sie haben mitgeteilt, daß im Jahre 
1967 Verhandlungen stattgefunden haben. 
Inzwische n haben sich die D inge in unserem 
Nachbarland wesent,lich geändert. Ich frage 
daher, ob diese Verhandlungen konkret im 
gegenwärtigen Zeitpunkt weitergeführt werden 
und wann voraussichtlich mit einem Abschluß 
gerechnet werden kann. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Von unserer Seite 
besteht die Absicht, die Verhandlungen weiter­
zuführen. Es ist geplant, daß spätestens im 
Jahre 1970, von unserer Warte aus gesehen, 
diese Verhandlungen positiv abgeschlossen 
werden können. 

Präsident: Z.veite Zusatzfra ge. 

Abgeordneter Machunze : Herr B"llndes­
minister! Die österreichische S taatsgrenze ist 
nicht immer und überall ganz genau gekenn­
zeichnet. Dagegen ist die Grenze auf der 
anderen Seite sichtbar markiert, ob wohl es 
nicht die eigentliche Grenze ist. Ist der Ab ­
stand zwischen der österreichischen Staats­
grenze und der sichtbar gekennzeichneten 
tschechoslowakischen Staatsgrenze überall 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Zunächst möchte 
ich sagen, daß ich mich selbst vor einigen Wo­
chen davon überzeugen konnte, daß auch auf 
österreichischer Seite die Grenze ziemlich ein­
deutig markiert ist. Der Grenzstreifen ist auf 
Grund der Geländegegebenheiten schon des­
halb nicht einheitlich, weil etwa der Abstand 
bei einem Flußbett zum Beispiel ganz anders 
ist als in einem Gelände, das frei ist, oder in 
einem Waldgebiet. Zusammenfassend also: 
Es ist kein gleicher Abstand, soweit ich das von 
unserer Warte aus beurteilen kann. 

Präsident: 14. Anfrage: Abgeordneter Thal­
hammer (8 PÖ) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Verbrechen mit Schußwaffen. 

2577/M 

Besitzt das Innenministerium Unterlagen 
darüber, ob sich seit dem Inkrafttreten des gel­
tenden Waffengesetzes Verbrechen mit Schuß­
waffen gehäuft haben ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter! Das Bundesministerium für Inneres 
besitzt derzeit keine präzisen Unterlagen 
darüber, ob sich seit dem Inkrafttreten des 
geltenden Waffengesetzes Verbrechen mit 
Schußwaffen gehäuft haben. Die Polizeiliche 
Kriminalstatistik Österreichs, die im Bundes­
ministerium für Inneres geführt wird, weist 
in ihrer derzeitigen Form lediglic h  Delikte 
gegen das Waffengesetz, nicht jedoch die 
Verbrechen auf, bei denen Schußwaffen ver­
wendet wurden. An der Umgestaltung der 
Kriminalstatistik wird derzeit gearbeitet. In 
Hinkunft sollen auch jene Verbrechen erfaßt 
werden, die unter Verwendung von Schuß­
waffen begangen werden. 

Allerdings wurde" von den mit der Aus­
wertung der sogenannten krimi nalpolizeilichen 
Meldungen befaßten Beamten kein ins Auge 
fallendes Ansteigen von Delikten, die mit 
Schußwaffen verübt wurden und daher von 
allen Sicherheitsdienststellen Österreichs dem 
Bundesministerium für Inneres zu melden sind, 
beobachtet. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister! Mich hat folgender Umstand zu 
dieser Frage veranlaßt. In der letzten Zeit 
h äufen sich die Meldungen, daß Verbrechen 
mit Schußwaffen überhandnehmen. Hier ist 
ab u nd zu die Formulierung verwendet worden: 
"Mit langläufigen Revolvern". Ist Ihnen, 
Herr Minister, bekannt, daß das Waffengesetz, 
welches wir 1947 beschlossen haben, i n  dem 
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Thalhammer 

die Faustfeuerwaffen genau definiert sind, 

I 
derzeitigen Fassung obliegt die Überwachung 

dadurch umgangen wird, daß ausländische des Verkehrs und der Gebarung mit Sucht­
Hersteller von Revolvern nur die Läufe dieser . giften der als Organ des Bundesministeriums 
Revolver verlängern, um über die 30-cm- für soziale Verwaltung eingerichteten Sucht­
Grenze, die im Gesetz festgelegt ist, zu kommen, giftüberwachungsstelle. 
und diese Waffen in jedem einschlägigen Das Bundesministerium für Inneres wendet 
Geschäft dort "waffenscheinfrei ! " - große dem zunehmenden Suchtgiftmißbrauch, ins­
Ankündigung ! - zu erhalten sind 1 Ist Ihnen besondere durch Jugendliche, seit geraumer 
dieser Umstand bekannt, Herr Bundes- Zeit sein besonderes Augenmerk zu. Die 
minister � Bekämpfung des Suchtgiftmißbrauches und 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter ! Was Sie jetzt hier gesagt haben, 
ist auch an uns herangetragen worden. Die 
Sicherheitsbehörden sind daher beauftragt 
worden, diesen Dingen ein besonderes Augen­
merk zuz�wenden. Ich bin im Augenblick 
nicht in der Lage, weil das erst vor kurzer 
Zeit war, zu sagen, ob von irgendeiner Sicher­
heitsbehörde eine diesbezügliche Meldung ein­
gelangt ist, aus der dieser Sachverhalt be­
stätigt wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister ! Ich bin sicher, daß dieser Sach­
verhalt bestätigt werden wird. Wenn das 
der Fall ist, sehen Sie darin einen Anlaß, 
die Initiative zu ergreifen, das Waffen­
gesetz zu novellieren 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister . Soronics: Herr Abgeord­
neter ! Ich möchte mich momentan nicht 
festlegen, ob hier eine Novellierung notwendig 
ist. Vielleicht ist auch eine andere Möglichkeit 
gegeben, um diesem Umstand entgegenzu­
treten. Sollte aber eine Notwendigkeit dazu 
vorhanden sein - das Gesetz ist ja vom 
Innenministerium deshalb eingebracht worden, 
weil wir dieser Entwicklung entgegenwirken 
wollten -, dann würden wir natürlich die 
Initiative ergreifen. Bitte verstehen Sie, daß 
ich mich hier im Augenblick nicht festlegen 
möchte. 

Präsident: 15. Anfrage : Abgeordneter Doktor 
Scrinzi (F PÖ) an den Herrn Innenminister , 
betreffend Bekämpfung des Rauschgift­
schmuggels. 

2545/M 
Da sich gerade in jüngster Zeit Nachrichten 

über rauschgiftsüchtige Jugendliche in einem 
beängstigenden Ausmaß häufen, frage ich Sie, 
Herr Bundesminister, ob bereits Maßnahmen für 
eine wirkungsvollere Bekämpfung des Rausch­
giftschmuggels ergriffen wurden. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter ! Gemäß § 1 1  des Suchtgiftgesetzes 
und § 24 der Suchtgiftverordnung in der 

der damit in Zusammenhang stehenden Krimi­
nalität erfolgt im Rahmen jener Maßnahmen, 
die von den Sicherheitsbehörden zur Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit wahrzunehmen sind. 

Da die mit diesen Agenden befaßten Beamten 
besondere Fachkenntnisse benötigen, wurde 
im November 1968 beim Bundesministerium 
für Inneres ein Suchtgiftseminar abgehalten, 
an dem rund 90 Beamte aus ganz Österreich 
teilgenommen haben ; es stehen daher jeder 
österreichischen Polizeibehörde und den Er­
hebungsabteilungen der Landesgendarmerie­
kommanden auf diesem Gebiet besonders 
geschulte Beamte zur Verfügung. Um eine 
enge Zusammenarbeit mit den Zollorganen 
zu gewährleisten, denen wohl in erster Linie 
die Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels 
obliegt, haben an diesem Seminar auch Beamte 
der Zollwache teilgenommen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
minister ! Das von Ihnen zitierte Gesetz 
beziehungsweise die Verordnung richtet sich 
ja gegen den Mißbrauch, der mit den - wenn 
ich so sagen darf - legal vorhandenen Sucht­
und Rauschgiften getrieben werden kann. 

Was uns aber zunehmend mit Sorge erfüllt, 
ist, daß offensichtlich auf illegale Weise 
zunehmend große und immer neue Mengen 
und Mengen verschiedener Suchtgifte ein­
geschleust und völlig unkontrolliert ins be­
sondere an Jugendliche ausgegeben werden 
können. 

Wieweit ist auf diesem Gebiet die inter­
nationale Zusammenarbeit in der letzten Zeit 
verstärkt worden ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Soronics: Herr Abgeord­
neter ! Ich habe bereits darauf hingewiesen, 
daß wir auf diesem Gebiet auch mit der 
Zollwache Verbindung aufgenommen haben. 
Selbstverständlich ist international auch hier 
die Verbindung aufgenommen worden. Be­
dauerlicherweise steht gerade jetzt in der 
Türkei, ich glaube, ein österreichisches Ehe­
paar unter Anklage, weil es dort verbotener­
weise Suchtgift angekauft hat. Es ist auch 
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Bundesminister Soronics 

Tatsache, daß sich gegenüber dem vergangenen zunächst einmal mit der zuständigen Staats­
Jahr die Zahl jener Anzeigen, die sich mit I anwaltschaft Verbindung aufgenommen hat 
Suchtgifthandel beziehungsweise mit Sucht- und daß die Staatsanwaltschaft keinen Haft­
giftschmuggel beschäftigt haben, verdoppelt : befehl erlassen hat. Das Bundespolizeikom­
hat. Wir haben also größtes Interesse daran, I missariat Wiener Neustadt war daher der 
auch international zusammenzuarbeiten. Die I Auffassung, daß kein Grund zum Einschreiten 
zuständige Abteilung des Bundesministeriums vorhanden wäre. 
für Inneres hat diesbezüglich die notwendigen 
Vorkehrungen getroffen. 

Ich persönlich bin davon überzeugt, daß 
die ersten Erhebungen von den zuständigen 
Organen des Bundespolizeikommissariates 
Wiener Neustadt etwas oberflächlich durch­
geführt wurden und daher auch der Leiter 
des Kommissariates nicht die notwendigen 
Anweisungen erteilt hat. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Bundes­
minister ! Der Schmuggel mit Sucht- und 
Rauschgiften ist natürlich die eine Seite 
des Problems. Die andere Seite ist der Inland­
absatz. Ich glaube, daß Hand in Hand mit Auf Grund eines Telegramms des Herrn 

Maßnahmen, die das Hereinbringen von Sucht- Bürgermeisters von Wiener Neustadt, Bar-
witzius, und eines Berichtes der Sicherheits­giften drosseln und unter Kontrolle bringen direktion für das Bundesland Niederösterreich müssen, der Kampf gegen den Absatz gehen 

muß. Dazu darf ich Sie fragen : In welcher habe ich jedoch den Eindruck gewonnen, 
Weise kann man vor allem dem zunehmenden daß zumindest zwei Tatbestände gegeben 

kollektiven Rausch- und Suchtgiftmißbrauch waren, die ein sofortiges Einschreiten der 

nach Ihrer Meinung steuern 1 Bundespolizei in Wiener Neustadt gegeben 
erscheinen ließen. Ich habe daher persönlich 

Präsident: Herr Minister. die Weisung erteilt, daß der Leiter des Polizei-
Bundesminister Soronics: Herr Abgeord- kommissariates Wiener Neustadt ohne richter­

neter ! Ich habe bereits darauf hingewiesen, lichen Befehl dafür Sorge trägt, daß die 
daß wir im Jahre 1968 ein diesbezügliches be�reffenden Leute vo.m Rax-Werk beziehungs­
Seminar abgehalten haben. Wir sind bemüht, welse von den �blekten des Ra�-'Yerkes 
hier vor allem die notwendigen Beamten I ent�ernt w�rden, dIes u�some�r, weIl In . der 
aufzubringen, die auf Grund der besonderen � ZWls�henzelt auch der BeSItzer dIe notwendIgen 
Spezialität in der Lage sind, diesen Erscheinun- AnzeIgen erstattet hat. 
gen entgegenzutreten. Ob dieses Seminar Präsident: Zusatzfrage. 
beziehungsweise die Tätigkeit dieser Beamten 
von Erfolg gekrönt ist, kann ich im Augen- Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr Mi­
blick nicht beurteilen, weil hiefür die Zeit nister ! In dem in meiner Anfrage zitierten 
noch zu kurz ist. Jedenfalls wird von uns , Zeitungsartikel ist ein Fall erwähnt, wie er 
alles getan, um dieser Entwicklung entgegen- sich vor Jahren in Wiener Neustadt zuge­
zutreten. tragen hat : Eine Person klopft an eine 

Präsident: 1 6. Anfrage : Abgeordneter Mar­
wan-Schlosser (Ö VP) an den Herrn Innen­
minister , betreffend Wiener Neustädter Bun­
despolizeikommissariat. 

2592/M 

Haben Sie erheben lassen, ob Zeitungs­
meldungen. denen zufolge sich Angehörige des 
Wiener Neustädter Bundespolizeikommissariates 
geweigert haben, bei der Affäre um die Besetzung 
des Daches einer Halle der Rax-Werke durch 
Jugendliche einzuschreiten, den Tatsachen ent­
sprechen ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Soronics: Herr Abgeord. 

neter ! Ich möchte zunächst feststellen, daß 
sich das Bundespolizeikommissariat Wiener 
Neustadt nicht geweigert hat, die Leute vom 
Rax-Werk zu entfernen, wie es in manchen 
Zeitungen dargestellt wurde. Richtig ist aller­
dings, daß das Bundespolizeikommissariat 
Wiener Neustadt auf Grund einer Erhebung 

Wohnungstür , die Frau öffnet, der Mann 
stellt sofort den Fuß zwischen Türstock und 
Tür, drängt sich in den Wohnraum hinein 
und setzt sich nieder, macht an und für sich 
keine Anstalten wegzugehen, wird auch nicht 
tätlich, gar nichts ; er bleibt einfach stunden­
lang sitzen. 

Ich habe, weil ein derartiger Wiederholungs­
fall möglich war, bei der Polizei vorgesprochen 
und gefragt, ob die Polizei in einem solchen 
Fall nicht die Möglichkeit hat, diesen Mann 
auch ohne richterliches Einschreiten aus der 
Wohnung zu entfernen. 

Ich darf daher fragen : War die Auskunft 
richtig, daß so eine Möglichkeit nicht be­
stünde ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Soronics: Es ist natürlich 

schwer, jetzt hier allgemein eine Erklärung 
abzugeben. Im allgemeinen hätte die Polizei 
dann, wenn Gewalt angewendet wird, die 
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Bundesminister Soronic8 

Möglichkeit einzuschreiten. Es ist da zu 
beurteilen, was von den zuständigen Organen 
als Gewalt gewertet wird. Ich persönlich 
neige zur Auffassung, daß man auch auf 
diesem Gebiet eher etwas großzügiger vor­
gehen soll, weil die Sicherheit des Staats­
bürgers doch an erster Stelle steht. Wenn 
der Betreffende glaubt, von der zuständigen 
Behörde unrechtmäßig behandelt zu werden, 
hat er im österreichischen Rechtsstaat die 
Möglichkeit, sich darüber zu beschweren. 
Die höheren Instanzen werden dann darüber 
zu entscheiden haben. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Marwan-Schlosser : Herr Mi­

nister ! Ist es nicht möglich, daß man eine 
entsprechende Weisung gibt beziehungsweise 
eine entsprechende KlarsteIlung bei diesem 
Sachverhalt herbeiführt ? Denn man will ja  
nicht einen Übergriff der Polizei provozieren, 
aber es ist auch nicht zumutbar, daß jemand 
beispielsweise in meiner Wohnung sitzt und 
ich keine Möglichkeit habe, diesen Mann 
hinauszubringen, wenn nicht zuerst ein gericht­
liches Verfahren eingeleitet wird. 

Ich frage daher : Welche Schritte werden 
unternommen, um solche Fälle rechtzeitig 
zu klären und nicht erst die Polizei in eine 
unangenehme Lage zu bringen � 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Soronics : Herr Abgeord­

neter ! Ich kann Ihnen diese Frage schon 
jetzt positiv beantworten. Ich habe mit dem 
Herrn Justizminister diesbezüglich bereits ge­
sprochen. Wir werden uns beide bemühen, 
hier einen Weg zu finden, Ihrem Wunsche 
Rechnung zu tragen. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident : 17.  Anfrage : Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (Ö VP) an 
den Herrn Bundesminister für Justiz, be­
treffend Gewährung von Unterstützungsbei­
trägen an Rechtspraktikanten. 

2594/M 

Werden Sie, Herr Minister, einen Gesetzent­
wurf ausarbeiten lassen, der vorsieht, daß die 
Gewährung von Unterstützungsbeiträgen an 
Rechtspraktikanten gesetzlich geregelt wird ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete ! Ja ! Ich 
habe bereits den Entwurf eines Bundes­
gesetzes über die Gewährung und die Höhe 
des Unterstützungs beitrages für Rechtsprakti­
kanten ausarbeiten und zur Begutachtung 
versenden lassen. 

Präsident : Zusatzfrage. 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 

Herr Bundesminister ! Liegen bereits Stellung­
nahmen von diesen begutachtenden Stellen 
vor, und wenn j a, welchen Inhalt haben 
diese ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Klecatsky : Frau Abge­

ordnete ! Es liegen bereits Stellungnahmen vor. 
Mehrere begutachtende Stellen sind dafür 
eingetreten, daß die Rechtsstellung des Rechts­
praktikanten und vor allem seine dienst­
rechtliche Stellung zum Bund während der 
Gerichtspraxis einer umfassenden Regelung 
unterzogen werden sollten. Diese Stellen denken 
an eine gesetzliche Regelung des Inhalts, 
daß dem Rechtspraktikanten die Rechts­
stellung eines Bundesbediensteten eingeräumt 
wird. 

Ich bin über diese Stellungnahmen, wenn 
ich so sagen darf, froh gewesen, weil ich 
ursprünglich auch selbst an eine derart um­
fassende Regelung gedacht habe. Allerdings 
wurde angesichts der besonderen Dringlichkeit 
der gesetzlichen Regelung der Unterstützungs­
beiträge vom Bundesministerium für Justiz 
zunächst der schon genannte Gesetzentwurf 
vorbereitet. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident : 18.  Anfrage : Frau Abgeordnete 
Dr. SteUa Klein-Löw (S pO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht, betreffend 
Lehrerstreik. 

2613/M 

Treten Sie für die Vorgangsweise und die 
Erklä.rungen von Finanzminister Dr. Koren im 
Zusammenhang mit dem Lehrerstreik ein ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister für Unterricht Dr. Mock : 

Frau Abgeordnete ! Ich habe wiederholt er­
klärt, daß ich die Forderungen der akademisch 
vorgebildeten Lehrer auf Angleichung ihrer 
Gehälter an die der Beamten der allgemeinen 
Verwaltung nachgeordneter Dienststellen 
unterstütze. Dieser Grundsatz wurde auch 
von der Bundesregierung beziehungsweise von 
ihren Mitgliedern ausgesprochen, also auch 
von Bundesminister Koren. Ich kann daher 
sagen, daß ich mit den Erklärungen des 
Bundesministers Koren übereinstimme. 

Präsident : Zusatzfrage . 
Abgeordnete Dr. SteUa Klein-Löw: Herr 

Bundesminister ! Ich habe Sie sowohl i m  
Fernsehen gesehen und gehört, wo Sie die 
betreffende Erklärung abgegeben haben, wie 
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Dr. Stella Klein-Löw 
ich auch die Gelegenheit gehabt habe, zu lesen, Werden Sie also mit Ihrem Regierungskollegen 
was Sie dem Journalisten im Anschluß an dahin sprechen, daß diese tatsächliche Gleich­
die Tagung christlicher Lehrer in Linz ge- heit anerkannt wird und hier zu einem be­
antwortet haben. Sie haben dem Journa- friedigenden Resultat gekommen wird � 

- listen, der gefragt hat, was Sie über die Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Gehaltsforderungen und Streikmaßnahmen . . . .  

denken, gesagt, daß Sie bezüglich der Mittel- .
Bund�smmIster 

. 
Dr. Mock : Ich bll�. 

bereIt, 
schullehrer der Auffassung sind, daß sie, da I 

mIt memem Re�Ierun�skolle�en ?aruber zu 
sie die gleiche akademische Bildung haben, spreche�, da:ß eme Losu�g m dieser Frage 
auch Anspruch auf gleichen Gehalt haben der GleIchheIt gefunden WIrd. 
sollen. Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde 

Die Mittelschullehrer sind beim Herrn sind abgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
Finanzminister gewesen. Er sagte, daß b e e n d et. 
er ihnen das zugesagt hat. Wissen 
Sie aber, Herr Minister, daß die 
Mittelschullehrer mit Recht darauf hinge­
wiesen haben, daß die Gleichheit, die ihnen 
der Herr Finanzminister zugesagt hat und 
die sie abgelehnt haben, nur eine Schein­
gleichheit ist, weil für die Mittelschullehrer 
durch die Konstruktion der Aufstiegschancen 
die Parallelität eben nur eine Scheinparallelität 
ist, weil - ich zitiere - die Beamten in der 
allgemeinen Verwaltung in der Regel 
20 Gehaltsstufen erreichen, während die Mittel­
schullehrer in der Regel nur 17 oder 18 er­
reichen. Dasmit ist das, was sie für richtig 
halten, nämlich die Gleichheit, nicht erreicht. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Mock: Frau Abge­
ordnete ! Ich darf dazu folgendes sagen : 
Es ist richtig, daß hier noch eine verschiedene 
Auffassung darüber besteht, was unter Gleich­
heit verstanden wird. Es wird einerseits 
darunter die völlige gehaltsmäßige, ziffern­
mäßige Gleichstellung verstanden, während 
von der anderen Seite darunter eine gehalts­
mäßige Besserstellung verstanden wird unter 
Hinweis auf besondere Eigenheiten des dienst­
rechtlichen Systems, in das der Mittelschul­
lehrer eingebaut ist .. In dieser Frage konnte 
eben noch keine Einigung erzielt werden, 
aber soweit mir bekannt ist, werden die Ver­
handlungen darüber fortgesetzt werden. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: Herr 
Bundesminister ! Im Fernsehen haben Sie 
auf die Frage eines Journalisten, ob Ihre 
Stellungnahme für die Mittelschulprofessoren 
etwa etwas zu tun hätte mit dem Beruf 
Ihrer Frau Gemahlin, gesagt : Nein, das hat 
damit nichts zu tun. Sie haben erklärt, daß Sie 
auf jeden Fall für die Mittelschullehrer sind. 

Da Sie also auf jeden Fall für die Mittel­
schullehrer sind, soweit ihre Forderungen 
gerechtfertigt sind, und da Sie jetzt sagen, 
daß das eine Verschiedenheit der Auffassungen 
ist, und ' Sie auf jeden Fall der Meinung sind, 
daß eine Gleichheit da sein soll, frage ich Sie : 

Die in der gestrigen Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen w e i s e  
ich z u  wie folgt : 

Dem Finanz- und Budgetausschuß : 
1247 der Beilagen : Übereinkommen zur 

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwi­
schen Staaten und Angehörigen anderer Staa­
ten, 

1379 der Beilagen : Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord­
irland zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung und zur Verhinderung der Steuerum­
gehung bei den Steuern vom Einkommen, 

1381 der Beilagen : Einspruch des Bundes­
rates gegen den Gesetzes beschluß des National- _ 

rates vom 1 1 .  Juni 1969 über ein Bundes­
gesetz, betreffend die Gewährung eines zweck­
gebundenen Zuschusses des Bundes an die 
Stadt Wien zur Förderung der Errichtung 
einer U-Bahn, samt Anlage, 

1406 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
weitere Überschreitungen der Ansätze des 
Bundesfinanzgesetzes 1969 genehmigt werden 
(3. Budgetüberschreitungsgesetz 1969), und 

1407 der Beilagen : Bundesgesetz, betref­
fend die Teilnahme am System von Sonder­
ziehungsrechten im Internationalen Wäh­
rungsfonds ; 

dem Verfassungsausschuß : 
1367 der Beilagen : Übereinkommen zur 

Verminderung der Staatenlosigkeit, samt Er­
klärungen, 

1396 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
die N ationalrats-Wahlordnung 1962 abgeän­
dert wird, und 

1397 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Wählerevidenzg

_
esetz abgeändert wird ; 

dem Handelsausschuß : 
1380 der Beilagen : Handelsabkommen zwi­

schen der Republik Österreich und der -Repu­
blik Ecuador, und 

1393 der Beilagen : Bundesgesetz über beson­
dere Förderungen zur Verbesserung der Struk. 
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tur im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
(Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 1969) ; 

dem Außenpolitischen Ausschuß : 
1382 der Beilagen : Abkommen zwischen der 

Republik Österreich und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die Zusammen­
arbeit auf dem Gebiete der friedlichen Ver­
wendung der Atomenergie, samt Anhang ; 

dem Justizausschuß : 
1383 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 

die Wertgrenzen im Gesetz über das gericht­
liche Verfahren in Rechtsangelegenheitenaußer 
Streitsachen geändert werden, und 

1389 der Beilagen : Bundesgesetz über die 
Tätigkeit der Notare als Beauftragte des 
Gerichtes (Gerichtskommissäre) im Verfah­
ren außer Streitsachen ; 

dem Zollausschuß : 
1384 der Beilagen : Abkommen zwischen der 

Republik Österreich und der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Juni 
1969 gemäß Artikel XXVIII des GATT und 

1385 der Beilagen : Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Tschechoslo­
wakischen Sozialistischen Republik vom 2. Juli 
1969 gemäß Artikel XXVIII des GATT ; 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft : 

1386 der Beilagen : Bundesgesetz, wirksam 
für das Land Niederösterreich, über die Organi­
sation der öffentlichen land- und forstwirt­
schaftlichen Berufs- und Fachschulen und die 
Berufsschulpflicht (Niederösterreichisches 
Landwirtschaftliches Schulgesetz),  und 

1401 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Marktordnungsgesetz 1967 abgeändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1969) ; 

dem Unterrichts ausschuß : 
1387 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 

das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz 
neuerlich abgeändert wird (Pflichtschulerhal­
tungs-Grundsatzgesetz-Novelle 1969) ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung : 
1395 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 

das Apothekengesetz ergänzt wird (Apotheken­
gesetznovelle 1969), 

1402 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz ab­
geändert wird (24. Novelle zum Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz ) ,  

1403 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz abgeändert wird ( 18. Novelle 
zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz ) ,  

1404 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Landwirtschaftliche Zuschußrentenver-

sicherungsgesetz abgeändert wird ( 14. Novelle 
zum Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver­
sicherungsgesetz ),  

1405 der Beilagen : Bundesgesetz, mit dem 
das Bauern-Krankenversicherungsgesetz abge­
ändert wird (3. Novelle zum Bauern-Kranken­
versicherungsgesetz), und 

1411 der Beilagen : Bundesgesetz über die 
Pensionsversicherung der in der Land- und 
Forstwirtschaft selbständig Erwerbstätigen 
(Bauern-Pensionsversicherungsgesetz) . 

Ferner w e i s e  ich den Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes für das Verwaltungsjahr 
1968 dem Rechnungshofausschuß zu.  

Vor Eingang in die Tagesordnung möchte 
ich zur Abstimmung über das Studienförde­
rungsgesetz folgendes feststellen. 

Bei der Abstimmung über , , §  3 Abs. 2 -

ausgenommen die beiden letzten Sätze" han­
delte es sich nicht um eine Minderheit, wie 
dies bekanntgegeben wurde, sondern, wie 
festgestellt werden konnte, um eine Mehrheit. 
Es wäre auch sinnwidrig, wenn § 3 Abs. 2 
- ausgenommen die zwei letzten Sätze -
abgelehnt würde, die zwei letzten Sätze aber, 
die nur im Zusammenhang mit den voran­
gegangenen Bestimmungen des Abs. 2 Sinn 
haben, angenommen werden, wie dies der 
Fall gewesen ist. 

Ich stelle ausdrücklich im Einvernehmen 
mit allen Klubs fest, daß mit diesem Vorgang 
der nachträglichen Feststellung kein Präjudiz 
für die Zukunft geschaffen wird. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1191 der Bei· 
lagen): Bundesgesetz, betreffend das Paß· 
wesen (Paßgesetz 1969) (1390 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r d­
nun g ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Paß­
gesetz 1969. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Guggenberger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Guggenberger: Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Ich habe Ihnen namens 
des Verfassungsausschusses über die Regie­
rungsvorlage (1 191 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, betreffend das Paß wesen (Paßgesetz 
1969), zu berichten. 

Der dem Ausschuß zur Vorberatung vor­
gelegene Gesetzentwurf sieht eine Neuregelung 
des Paß wesens vor, durch welche der Ent­
wicklung des zwischenstaatlichen Reisever­
kehrs Rechnung getragen werden soll. Neben 
den für die Ein- und Ausreise von österrei­
chischen Staatsbürgern und Fremden geltenden 
Grundsätzen enthält der Entwurf unter ande­
rem Bestimmungen über die Art der aus-
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zustellenden Reisepässe, die Voraussetzungen 
für deren Ausstellung und das hiebei geltende 
Verfahren sowie deren Gültigkeitsdauer und 
Geltungsbereich. Weiters trifft er vor allem 
Regelungen über die Erteilung von Sichtver­
merken an Fremde sowie über die Erleichterun­
gen für den Reiseverkehr in grenznahen 
Gebieten. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 2. Oktober 
1969 in Verhandlung gezogen und nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstat­
ter die Abgeordneten Dr. Tull, Dr. Grub er , 
Ströer, Dr. Hauser, Dr. Broda, Dr. van Ton­
gel, Grundemann-Falkenberg, Dr. Mussil, 
Stohs, Frühbauer, Ofenböck sowie der Aus­
schußobmann und Bundesminister Soronics 
beteiligten, unter Berücksichtigung von durch 
die Abgeordneten Dr. Tull, Ströer, Dr. Gru­
ber, Dr . Broda, Dr. Hauser und Dr. van 
Tongel beantragten Abänderungen einstim­
mig angenommen. 

Zu § 2 stellte der Ausschuß fest, daß der 
Ausdruck "Courtoisie" ein international fest­
stehender Begriff ist und seine Verwendung 
im Gesetze daher zweckmäßig erscheint. 

Unter den in § 8 Abs. 1 lit. d erwähnten 
Gründen wird auch die aus Gewissensgründen 
erfolgte Weigerung, Militärdienst zu leisten, 
zu verstehen sein, wenn der Antragsteller 
glaubhaft machen kann, daß diese Weigerung 
ihre Ursache in seiner religiösen überzeugung, 
seiner Gegnerschaft zum politischen System 
in seinem Heimatstaat oder seiner Zugehörig­
keit zu einer rassischen oder nationalen Min­
derheit hat. 

Der Ausschuß vertrat weiters die Meinung, 
daß auf Grund der Bestimmungen des § 7 
Abs. 1 auch die Vorsitzenden der außenpoli­
tischen Ausschüsse des Nationalrates und 
Bundesrates sowie deren Stellvertreter und die 
Delegierten des Nationalrates und Bundesrates 
zu internationalen Organisationen Diplomaten­
pässe zu erhalten haben. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten . Gesetzentwurf 
(1 191 der Beilagen) samt Anlagen 1 bis 6 
mit den dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Abänderungen die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean­
tragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem vorzunehmen. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Ströer. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ströer (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Sehr geehrte Damen und Herren ! Der 
vorliegende Gesetzentwurf bringt keine umwäl­
zenden Änderungen auf dem Gebiete des Paß­
rechtes, aber ich glaube, er verdient doch 
einige Bemerkungen, und die möchte ich im 
folgenden machen. 

Immerhin werden ,mit diesem Gesetz im 
Laufe der kommenden Jahre Millionen unserer 
Staatsbürger zu tun haben, denn um die Aus­
stellung eines Reisepasses bemüht sich heute 
nicht mehr eine kl�ine Gruppe unserer Mit­
bürger, sondern Millionen Staatsbürger ver­
langen einen Reisepaß. Allein seit 1 945 - das 
ist nicht so uninteressant - wurden zirka 
viereinhalb Millionen Reisepässe ausgegeben, 
und man rechnet, weil auch der Reiseverkehr 
zunehmen wird, daß in den nächsten Jahren 
auf Grund des zur Beschlußfassung vorliegen­
den Bundesgesetzes weitere dreieinhalb Mil­
lionen um einen Paß ansuchen werden. Aus 
diesem Grunde ist es gut und nützlich, wenn 
wir ein Gesetz schaffen, das allgemein ver­
ständlich ist und der Behörde gewisse Erleichte­
rungen schafft. 

Dem Ausschuß lag, das möchte ich aus­
drücklich betonen, ein guter Entwurf vor. 
Die Beratungen gingen sehr sachlich vor sich. 
(Präsident Wal lner  übernimmt den Vorsitz.) 

Das Ziel des Gesetzes ist, die Mängel, die 
in den bestehenden Rechtsvorsohriften auf­
getreten sind, zu beseitigen. Das geht aus 
einem Paragraphen hervor, der eine Reihe 
von Verordnungen und Gesetzen aufzählt, 
die wegfallen, wenn dieses Bundesgesetz heute 
beschlossen wird. Es tritt also eine Verein­
fachung ein, der wir sehr gerne unsere Zu­
stimmung geben. 

Dieses Gesetz soll natürlich, wie schon 
erwähnt, den Behörden die Arbeit erleichtern. 
Leider fallen viele verlangte Angaben auch 
im neuen Reisepaß nicht weg. Es fällt weg 
die Angabe der Haarfarbe und der Gesichts­
form, aber hinzu kommt die Körpergröße. 
Die Ausstellungsbehörden werden sich also 
dadurch nicht viel Arbeit ersparen, aber man 
hat uns gesagt, das sei erforderlich und auch 
international üblich. 

Wir erachten die Berufsangabe auch im 
neuen Paßformular nach wie vor für sehr 
problematisch, weil sich der Beruf heute im 
Zeitalter der Mobilität rascher ändert als der 
Reisepaß. Aber auch diese Angabe muß leider 
erhalten bleiben, und daher finden wir auch 
im neuen Formular die Frage nach dem Beruf. 
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Der Wunsch, einen neuen Paß zu schaffen, 
ist nicht neu. Ich erinnere in diesem Zusam­
menhang an eine Anfrage sozialistischer Abge­
ordneter aus dem Jahre 1965 an den damaligen 
Innenminister Czettel, prüfen zu lassen, ob es 
nicht möglich wäre, vom alten und sehr wenig 
attraktiven Paß wegzukommen und einen 
neuen aufzulegen. Damals wurde mit den 
Vorarbeiten begonnen, und der heute in Gel­
tung stehende Reisepaß soll ab 1971 durch 
einen modernen und, wie uns scheint, sehr 
handlichen und praktischen Reise behelf ersetzt 
werden, der höchstwahrscheinlich bei den 
Staatsbürgern und Paßansuchenden Anklang 
finden wird. Es ist dazu zu sagen, daß die 
Vorschriften, nach denen die derzeit geltenden 
Pässe ausgestellt wurden, schon aus dem Jahre 
1922 stammen. Es ist also Zeit, daß wir etwas 
Besseres schaffen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit sagen, 
daß unserer Meinung nach ein Reisepaß heute 
nicht mehr nur ein Ausweispapier ist, sondern 
auch ein Symbol der Freiheit und der Frei­
zügigkeit. Ich glaube, Millionen Menschen 
beneiden heute jene Staatsbürger, die in 
Staaten leben, in denen sie von der Behörde 
die Ausstellung eines solchen Dokuments ver­
langen können, noch dazu innerhalb einer 
bestimmten Frist. Sie beneiden uns, weil wir 
einen Rechtsanspruch auf die Ausstellung 
eines solchen Reisedokuments haben. Daran 
sollte man sich erinnern, denn das ist bei uns 
heute schon zur Selbstverständlichkeit gewor­
den. 

In den Ausschußberatungen wurde die 
Vorlage in einigen Bestimmungen geändert. 
Zu erwähnen sind der § 1, der klarer gefaßt 
wurde, und der § 3, der jetzt besagt, daß einem 
österreichischen Staatsbürger, wenn er an 
der Grenze über kein gültiges Reisedokument 
verfügt, jedoch seine Staatsbürgerschaft und 
seine Identität glaubhaft machen kann, die 
Einreise nicht versagt werden darf. Das 
kommt ab und zu vor, und jene, die einmal 
in den Genuß dieser Bestimmung kommen, 
werden das als sehr nützlich empfinden. 

Hinzuweisen ist auf den § 8 der Vorlage, 
der sich mit der Ausstellung von Fremden­
pässen beschäftigt. Diesem Paragraphen zu­
folge können ausländische Staatsangehörige, 
die glaubhaft dartun, daß sie aus Gründen 
der Rasse, der Religion, der Nationalität, 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politischen Gesin­
nung von den zuständigen Behörden ihres 
Heimatlandes kein oder kein nach diesem 
Bundesgesetz gültiges Reisedokument aus­
gestellt erhalten und auch kein nach diesem 
Bundesgesetz gültiges Reisedokument eines 
anderen Staates besitzen, Fremdenpässe erhal-

ten. Das gilt auch, wenn sie keine dauernde 
Aufenthaltsgenehmigung in Österreich besit­
zen. In diesem Zusammenhang ist auf den 
Ausschußbericht zu verweisen, der besagt, 
daß unter den oben erwähnten Gründen auch 
die aus Gewissensgründen erfolgte Weigerung, 
Militärdienst zu leisten, zu verstehen sein 
wird ; dies natürlich nur dann, wenn der An­
tragsteller glaubhaft machen kann, daß diese 
Weigerung ihre Ursache in seiner religiösen 
Überzeugung, in seiner Gegnerschaft zum 
politischen System in seinem Heimatstaat 
oder in seiner Zugehörigkeit zu einer rassi­
schen oder nationalen Minderheit hat. Diese 
Bestimmung wird nicht nur jenen Menschen 
zugute kommen, die in Österreich um Auf­
nahme ersuchen, sondern sie wird auch der 
zuständigen Behörde die Möglichkeit geben, 
solche Fälle auf Grund klarerer Bestimmungen 
zu behandeln. Ich möchte hinzufügen, daß 
sich einer ähnlichen Vorgangsweise auch noch 
andere neutrale Staaten bedienen, und Öster­
reich stellt sich damit unseres Erachtens, 
ohne die Rechts- und Staatssicherheit zu 
gefährden, in die Reihe jener Länder, die 
jenen Menschen Aufnahme und Hilfe bieten, 
die aus politischen oder anderen Gründen ihr 
Heimatland verlassen müssen. 

Ein eigener Abschnitt beschäftigt sich mit 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes. Auch 
hier wurden gute Vorschläge unterbreitet. 
Dieses Bundesgesetz soll erst mit dem 1 .  Jän­
ner 1971 in Kraft treten, und alle vorher aus­
gestellten Reisepässe und anderen Reisedoku­
mente behalten ihre Gültigkeit bis 1976. In 
der Zwischenzeit besteht dann die Möglich­
keit, die alten Pässe gegen neue umzutauschen. 
Uns wurde mitgeteilt, daß dieser Umtausch 
und die Ausstellung neuer Pässe kaum mit 
höheren Kosten verbunden sein wird - das 
möchte ich ausdrücklich festhalten - und 
daß der Paßwerber nicht damit rechnen muß, 
wenn er jetzt einen besseren Paß bekommt, um 
viel mehr zahlen zu müssen als bisher. Das 
entspricht · auch einer Empfehlung des Wirt­
schaftsrates der OECD. 

Ich möchte, zum Schluß kommend, sagen, 
daß wir Sozialisten diesem Gesetz natürlich 
zustimmen, und noch hinzufügen, daß es wie­
der ein Gesetz ist, das mit unserer Mitwirkung 
entstanden ist, an dessen Beratung wir uns 
aktiv beteiligt haben, womit wieder ein Vor­
wurf zerstreut wird, der ab und zu gemacht 
wird, wir Sozialisten würden im Hohen Haus 
keine konstruktive Politik betreiben, sondern 
nur obstruieren. Ich möchte im Gegenteil 
behaupten, daß wir für jede vernünftige 
Reform jederzeit zu haben sind und daß wir 
natürlich für jede Erleichterung eintreten, 
die der Verwaltung oder dem Staatsbürger 
dient. 
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In diesem Sinne werden wir weiterhin jeder 
Initiative, die solche Erleichterungen, solche 
Vereinfachungen zum Inhalt hat, gerne unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
Bei der A bs t immung  wird der Gesetzent­

wurf samt Anlagen mit den vom Ausschuß 
beschlossenen Abänderungen in zwei ter  und 
dri t t er  Lesung e inst i mmig zum Besch luß 
erhoben. 

2. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1239 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, betreffend die Organisation und 
Durchführung der durch Sicherheitsorgane zu 
versehenden Grenzkontrolle (Grenzkontrollge-

setz 1969) (1394 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
2. Punkt der Tagesordnung : Grenzkontroll­
gesetz 1969. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Neumann. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Neumann : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Durch den vorliegenden Ge­
setzentwurf soll die Durchführung der Grenz­
kontrolle im Vollziehungsbereich des Bundes­
ministeriums für Inneres geregelt werden. 
Der Entwurf enthält unter anderem Bestim­
mungen bezüglich der Grenzübergänge, über 
die Durchführung der Grenzkontrolle und die 
hiefür zuständigen staatlichen Organe und 
den Durchgangsverkehr. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 9. Oktober 
1969 in Verhandlung gezogen. Nach einer 
Debatte, an der sich außer dem Berichterstat­
ter die Abgeordneten Thalhammer, Dr. Kleiner, 
Frühbauer, DDr. Pittermann, Dr. Kranzl­
mayr, Guggenberger, Grundemann-Falkenberg, 
Gratz, Dr. Broda sowie der Ausschußobmann 
und Bundesminister für Inneres Soronics 
beteiligten, wurde der Gesetzentwurf unter 
Berücksichtigung von durch die Abgeordneten 
Frühbauer, Dr. Kranzlmayr, Dr. van Tongel, 
DDr. Pittermann, Dr. Broda und Dr. Kleiner 
beantragten Abänderungen angenommen. 

Zu § 12 Abs. 1 des Gesetzentwurfes stellt der 
Ausschuß fest, daß durch diese Bestimmung 
den Ländern keine Kosten erwachsen ; die 
Kosten trägt ausschließlich der Bund. 

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den 
A n t r ag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 

mit den dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu­
führen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. ­
Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Thalhammer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Thalhammer (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren I Als 
der Verfassungsausschuß am 2. beziehungs­
weise am 9. Oktober seine Verhandlungen 
über dieses Gesetz abgeschlossen hatte, war 
am nächsten Tag in den Zeitungen, vielleicht 
mehr zwischen den Zeilen, aber auch teilweise 
direkt zu lesen, daß die Verhandlungen sehr 
zäh gewesen wären und daß die Sozialisten 
hier eine hinhaltende Taktik angewandt hät­
ten. Dieser leise Vorwurf hat mich und auch 
meine Freunde einigermaßen in Erstaunen 
versetzt, denn früher war das oft so, daß 
manche Zeitungen geschrieben haben, daß 
die Vorlagen hier doch zu kritiklos beschlossen 
werden und da und dort Fehler aufweisen. 
Ich möchte hier mit aller Deutlichkeit, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, feststellen, 
daß keinesfalls der Eindruck entstehen konnte 
- und die ÖVP-Mitglieder des Verfassungs­
ausschusses müssen diese Feststellung be­
stätigen -, daß hier Verzögerungstaktik an­
gewendet wurde. Ganz im Gegenteil ! Diese 
Verhandlungen waren echte Verhandlungen, 
noch dazu, wo es sich hier - und das wurde 
auch im Verfassungsausschuß festgestellt -
nicht um politische Fragen im hergebrachten 
Sinn oder um politische Fragen, wie man sie 
in der Öffentlichkeit auffaßt, handelt. Aus 
den Ausführungen des Herrn Berichterstatters 
und aus dem vorliegenden amtlichen Bericht 
ist, zum Teil zumindest, die Materie abgegrenzt 
oder der Zweck dieses Gesetzes erläutert wor­
den. Grundsätzlich sind es zwei Dinge, die 
der Gesetzentwurf zum Ziele hat : Erstens 
einmal eine verfassungsmäßige Lage herzu­
stellen, einen verfassungsmäßigen Zustand her­
zustellen. Denn so unwahrscheinlich es klingt, 
aber aus den Erläuternden Bemerkungen 
ist ja zu entnehmen, daß auf diesem Gebiet, 
also auf dem Grenzkontrollsektor, weitest­
gehend gesetzliche Vorschriften fehlen. Es 
war also einmal das erste Ziel, diesen gesetz­
mäßigen Zustand herzustellen, und zweitens, 
mit dieser Herstellung des gesetzlichen Zu­
standes eine Legalisierung der bestehenden 
Zustände zu erreichen, denn Grenzkontrollen 
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gibt es ja natürlich schon seit eh und je. 

I 
Meine Damen und Herren ! Ich komme 

Aber, wie gesagt, im Gegensatz zu zollrecht- nun zu dem, was in der Presse zu den "zähen" 
lichen Vorschriften und zu den Vorschriften, Verhandlungen geschrieben wurde. Das sind 
das Paßgesetz betreffend, das gerade beschlos- ! einige Anträge, die die sozialistische Fraktion 
sen worden ist - es hat aber auch natürlich i im Verfassungsausschuß gestellt hat. 
schon ein Paßgesetz 1951 gegeben -, waren 
auf dem Sektor der Grenzkontrolle durch . Da gab es den �ntra�zu § 4 Abs. 4, der prak-

Sicherheitsorgane keine gesetzlichen Vor- tisch fast o�ne DIskussIOn angenomI?-e� �rde. 

schriften vorhanden I Es war dIe Forderung der sozIalIstIschen . 
. . Fraktion, das Verkehrsministerium bezüglich 

Ich versage es mIr, m?me. sehr geehrten I der Eröffnung oder Schließung von Grenz. 1?amen un� Herren, a�f dIe emzelnen g��etz- übergängen mit einzubeziehen. Ich sage noch hchen BestImmungen emzugehen. Ich mochte einmal, daß es hier nicht sehr viele Auffassungs. 
nur feststellen, daß das Gesetz sehr umfang. differenzen gegeben hat 
reich ist, aber auch - ich möchte das nicht . 

im Sinne eines Vorwurfes hier sagen - ein Anders war es schon bei dem Antrag der 
sehr kompliziert zu lesendes Gesetz ist. Offen- sozialistischen Abgeordneten im Verfassungs. 
sichtlich - die Fachleute haben das gesagt - ausschuß zu § 4 Abs. 7. Das ist eine sehr weit· 
hat das zwingende Gründe. Ich darf nur reichende Ermächtigung des Bundesministers 
erinnern an die Kompetenzen oder an die bezüglich der Schließung von Grenzen. Diese 
Instanzen, die nicht gen au beschrieben be· Ermächtigung ging so weit, daß die gesamte 
ziehungsweise bezeichnet sind. In den Er. I Bundesgrenze mit einer Verordnung des Bun· 
läuternden Bemerkungen ist zu sehen, daß desministers sofort hätte geschlossen werden 
man nur einen organisatorischen Rahmen können. Da waren wir der Meinung, daß diese 
für die Instanzen schaffen wollte, um all. ; Ermächtigung doch etwas zu weit ginge. 
fällige Änderungen früher oder später nicht , Sie berührt - und ich sage das ganz offen -
dann hier mitspielen zu lassen und dann wieder i den Sektor einer gewissen Notstandsgesetz. 
das Gesetz ändern zu müssen. Dieser Ein- I gebung. Dies ist dann der Fall, wenn man 
wand, den wir gemacht haben, ist auch ' sehr rasch ohne parlamentarische Behandlung 
von der ÖVP-Seite im Zuge einer Frage ge- I verfügen und auch durchführen muß. Nach 
kommen. Ich sage es nochmals - nicht , unserem Dafürhalten war das Ermessen eines 
als Vorwurf -, die Fachleute, die Legisten, I einzelnen hier viel zu weit gesteckt. Denn 
haben diese Einwände entkräftet oder versucht, I wer bestimmt schon, wann und wo Gefahr 
sie zu entkräften. Daß sie nicht von ungefähr im Verzuge ist 1 - So stand es in der ursprüng. 
gekommen sind, meine sehr geehrten Damen . lichen Fassung : Der Bundesminister für Inne­
und Herren, geht ja schon daraus hervor, : res 1 Wer bestimmt die Notwendigkeit von 
daß das Amt der oberösterreichischen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der öffent­
Landesregierung gerade diese Bestimmungen lichen Ruhe und Sicherheit 1 - Der Bundes­
irgendwie kritisiert hat. Wir haben uns aber I minister für Inneres � Uns erschien die Er­
- ich sage das ganz offen - überzeugen I' mächtigung zu weit gespannt. 
lassen und in einem Gespräch, das nach der ' .. . 
ersten Sitzung mit dem Herrn Minister und . "W�s smd �berhaupt außerordentlIche Ver-

seinen Beamten stattgef nden hat diese Sache haltmsse, meme sehr geehrten Damen und 
geklärt, wobei natürli�h imme� noch die ; Herren .1 Wo müs�en

. 
vor �llem 

'l
diese außer­

Frage der guten Lesbarkeit eines Gesetzes für ordentlIchen y erhalt�l1sse hegen . N ac�. der 
den Laien und nicht nu f"r den Fachmann Neufassung Wissen Wir es : Im Inneren mussen 
offenbleibt. Sicherlich, e: i:t behauptet wor- solche � erh�ltnisse liegen. Denn wir haben 
den daß dieses Gesetz nur von Fachleuten auch RucksIcht zu nehmen auf den Status 
ang�wendet wird. Im Laufe der Jahre wurde u�se�er Neutralität und die Ve!.'pfiichtungen, 
immer wieder die Forderung erhoben, Gesetzes- dl� sl?h daraus erge"?en. Ich mochte das nur 
texte so zu formulieren, daß sie allgemein mIt emem Satz streIfen. 
verständlich sind. Hier - ich sage das noch Wir haben daher verlangt, daß bei so weit­
einmal - ist die Materie äußerst schwierig reichenden Verordnungen, die so tief in die 
und der Gesetzestext schwierig zu lesen. Sphäre von unzähligen Menschen eingreifen, 
Warum das so ist, habe ich erklärt. Man wollte ein Kontrollorgan eingeschaltet werden muß. 
nur einen organisatorischen Rahmen schaffen. Und wenn mein Vorredner zum Paßgesetz 
Die Kompliziertheit der Materie wird schon sagte, daß der Paß ein Symbol der Freiheit 
allein durch die Tatsache unterstrichen, daß ist und daß man jederzeit darauf einen Rechts­
es eine Menge von Verordnungsermächtigun- anspruch hat, so nützt das gar nichts, wenn die 
gen für das Ministerium beziehungsweise für Grenze gesperrt wird und man mit diesem 
den Minister gibt. Ich glaube, es sind weit über Symbol der Freiheit nicht in das Ausland 
zehn, die hier vorgesehen sind. I kommt. 

916 
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Wir waren daher der Meinung, daß niemand ' gert, darüber Auskunft zu erteilen, ob er den 
am Handeln gehindert werden soll, wenn solche Grenzübertritt vorgenommen hat oder vor­
außerordentlichen Verhältnisse auftreten. Hier nehmen will, oder diese Auskunft wahrheits­
muß sofort gehandelt werden ! Daher sollte Widrig gibt . . .  " , ist zu bestrafen. In 
dem Bundesminister beziehungsweise dem ! der Rechtsprechung gibt es das nirgends, 
Ministerium diese Verordnungsermächtigung I daß jemand gezwungen wird, sich selbst zu 
gegeben werden. Aber innerhalb einer gewissen beschuldigen, und eben da.nn diese Strafe 
Zeit muß dann ein parlamentarisches Kontroll- bekommt. 
organ eingeschaltet werden, nämlich der Haupt­
ausschuß. 

Meine sehr geehrten Damen. und Herren ! 
Nun komme ich wieder auf den Vorwurf 
zurück, der uns zwischen den Zeilen, aber auch 
direkt gemacht wurde, daß wir eine Verzöge­
rung herbeigeführt hätten. Ich glaube, allein 
der Umstand, daß sich die anderen Fraktionen 
unseren Anträgen angeschlossen haben, zeigt, 
daß das keine Verzögerungs anträge waren, 
sondern daß sie sachlich gerechtfertigt ge-

Das zweite in diesem Antrag zu § 15 Abs. 2 
war, daß wir der Meinung gewesen sind, 
daß der Unrechtsfaktor - wenn man das so 
bezeichnen darf - nicht so groß ist, um Geld­
und Arreststrafen nebeneinander verhängen 
zu müssen. Mit einer Arreststrafe oder einer 
Geldstrafe, wie sie hier vorgesehen ist, muß 
bei einem unbefugten Grenzübertritt - so 
glauben wir zumindest - das Auslangen 
gefunden werden. 

wesen sind. Ich möchte noch einen Antrag erläutern, 

Ich möchte nun zu einem weiteren Antrag der allerdings - ich möchte es mit Bedauern 
einige Worte sagen. Es handelt sich um die feststellen - nicht zum Beschluß erhoben 

Bestrafung der Vergehen gegen dieses Gesetz. wurde . Das ist der Antrag zu § 10 Abs. 3. 

Auch zu § 15 haben wir zwei Anträge gestellt. I Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 

Der erste Antrag hatte zum Inhalt und zum I Es ist doch so, daß die Grenzbeamten beim 
Ziel, daß es keine Doppelbestrafung geben Gr.enz

.
übertritt viele Gre�zgä�ger kennen und 

sollte. Genau das war im ursprünglichen I beI dIesen von vornherem eme et�as losere 

Entwurf enthalten. Die Bedenken, die manche · Grenzkontrolle vornehmen, wenn uberhaupt 
Herren - vor allem die Legisten - hatten eine vorgenommen wird. Geht jemand tag­
- bringen wir diese Formulierung hinein, t�glich über die. Grenze, und die Bea�ten 
so ist er im Antrag des Berichterstatters WIssen, daß er 1m anderen Land arbeItet, 
enthalten -, daß jemand bei einem unbefug- so braucht man doch von demjenigen den Paß 
ten Grenzübergang straffrei ausgehen würde, oder . die Dokumente nicht . zu verla:ngen. 
bestehen nicht. Würde er nach dem Paß- Da dIeses Gesetz auch zum ZIele hat, dIe be­

gesetz - auch hier sind Straf bestimmungen stehenden Zustände zu legalisieren, wäre es 
enthalten - mit 30.000 S, eine verhältnis- angebracht gewesen, gerade diesen Grenz­

mäßig hohe Strafe, bestraft, so sollte er nicht gängern dieselben Begünstigungen wie bisher 
für das gleiche Vergehen - so sehen wir zukommen zu �assen. Das ist m�n nach de� 
das - nochmals mit 30.000 S bestraft werden. Gesetzestext mcht der Fall . WIr wollten In 
Es genügt - Strafe muß sein, das soll außer diesem Absatz 3 des § 10 einen Halbsatz 
Streit gestellt sein - die verhältnismäßig streichen und weiter unten auf die besonderen 
hohe einfache Bestrafung für das gleiche De- Bedürfnisse eines großen Grenzübergangs­
likt. Für den Fall, daß einer ohne Paß die verkehrs Rücksicht nehmen. Dadurch wäre 
Grenze unbefugt überschreitet,  wird er eben eine Legalisierung des bisherigen Zustandes 
mit bis zu 30.000 S und nicht 60.000 S be- eingetreten. 
straft werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ein weiterer Antrag hatte zum Ziele, daß man 
nicht im Grenzkontrollgesetz einen in der 
Rechtsprechung seit Jahrzehnten bestehenden 
Grundsatz aufhebt, nämlich daß einer nicht ge­
zwungen wird, sich selbst zu beschuldigen. 
Aus diesem Grunde haben wir verlangt, 
daß der § 15 Abs. 2 gestrichen wird. Das hat 
zwei Ergebnisse : erstens daß sich jemand 
nicht selbst zu beschuldigen braucht, wie das 
im Entwurf vorgesehen war. Es war nämlich 
im § 15 Abs. 1 lit. d im Entwurf enthalten : 
"Wer vorsätzlich entgegen der Vorschrift . . . 
sich trotz vorangegangener Abmahnung wei-

Bedauerlicherweise hat sich die Mehrheit 
unserer Meinung nicht anschließen können. 
Das hat zur Folge, daß bei allfälligen Grenz­
gängern, die bei den Grenzkontrollorganen 
bekannt sind und die hin- und hergehen, 
der Beamte in einen Gewissenskonflikt kommt. 
Entweder behandelt er den Grenzgänger so 
wie bisher und begeht dadurch eine Gesetzes­
verletzung, weil ihm der Gesetzesauftrag, zu 
kontrollieren, vorliegt. Oder er kontrolliert ihn, 
bürdet sich zusätzlich Arbeit auf und nimmt 
die Verärgerungen der Grenzgänger in Kauf, 
die seit Jahren, seit Jahrzehnten eine andere 
Vorgangs- und Behandlungsweise gewohnt 
gewesen sind. 
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Wir hätten es sehr gerne gesehen, wenn 
man sich unserer Meinung hätte anschließen 
können. Das war aber nicht der Fall. Wir 
glauben, daß das nicht richtig gewesen ist. 
Es wäre im Interesse der Grenzgänger, aber 
auch im Interesse der Grenzkontrollorgane 
gewesen. 

übergänge, I I  Grenzübergänge im Schiffs­
verkehr inklusive der Fähren über Grenz­
flüs'le, 126 Straßengrenzübergänge und 87 Fuß­
wege und sonsti ge Verkehrsflächen, auf denen 
zolll'eohtlich nur der Nebenwegverkehr, oft 
nur auf Grund von Einzelgenehmigunge::l, zu­
gelassen ist. Weiters bestehen 12 Flugplätze, 
die, wenn auch zum Teil nur fallweise , inter­
national angeflogen werden, auf denen eben­
falls die Grenzkontrolle ausgeübt wird. Außer­
dem sind in Salz burg und 'fifol auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen einige Tou­
ristenzonen vorhanden, die oben nicht mit­
gezählt wurden. 

Trotz alle dem - und damit bin ich schon 
am Schluß - darf ich sagen, daß dieses Gesetz 
den Zweck erfüllen möge, daß das Gesetz 
nach einem jahrzehntelangen fast gesetzlosen 
Zustand, möchte man sagen, nun wirklich 
seine Funktion ausüben wird. In diesem Sinne 
darf ich für die sozialistischen Abgeordneten 
erklären, daß wir diesem Gesetz die Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPÖ.j Schließlich kann man darauf hinweisen, 

daß auf Grund der Vert.räge über den Kleinen 
Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet Grenzverkehr Liegenschaftsbesitzer vielfach 

hat sich der Herr Abgeordnete Guggenberger. berechtigt sind, zum Zwecke der Bewirt­
Ich erteile es ihm. schaftung grenzdurchschnitteller Liegenschaf-

Abgeordneter Guggenberger (ÖVP) : Herr ten die Grenze zu überschr eiten. Nach dem 

Präsident! Hohes HaUf.;! Meine Damen und Grenzkontl'ollgesetz 1969 wird auch für diese 

Herren ! Mein Vorredner hat sich schon sehr i Fälle das Vorliegen eines zugelassenen Grenz ­

eingeher:.d mit verschiedenen Einzelheit.en die- ü.berganges auf Grund i:lternat.ionaler Ver­

ses Gesetzes befaßt. Gegtatt en Sie mir, daß embarung anzunehmen sew. 
ich vielleicht zunächst einmal ein paar grund- . . . 
sätzliche Gedanken dazu äußere und mich Ja, es hat alles gu t  funktlOlllert an dIeser 

in weiterer Folge ebenfalls mit einiO'en Dingen, I G�enze Ul�8eres neutralen Vat eda�lde.s ,  d�s 

die mein Vorredner gesagt hat, a�seinal1der- mItten z.w13chen 0.-;;t und West hegt . \V�· 
setze. h

l
aben .mI

.
t Ung�rn und d

d
?1" T:;;c

h
he

h
choal?waOkeI, 

a so mIt J enen l:ltaaten, 1e TIOC art 1m st-
Es wurde schon gesagt : Mit diesem vor­

liegenden Gesetzentwurf wird erstmalig in 
Öst.erreich die Ko:ltrolle an der Grenze eine)1 
umfassenden gesetzlichen Regelung zuge­
führt. Die'> ist ein wicht iger Schritt auf dem 
Wege zum Rechtsstaa!" weil unsere Ver­
fassung im Artikel 18 fordm't, daß jede Ver­
waltung<;täJigkeib nur auf Grund der Gesetze 
erfolgen darf. Wie also die si aatliche Verwal­
tung in Zukunft die Beobachtung unserer Gren­
zen , und auch die Überwachung der Be­
wegung U1l1 er den verschiede11dte!1 Bedin­
gungen und Verhältnissen unter Kontrolle 
halten soll, vollzieht sich in Zukunft erst­
mals in der Geschichte unserer Repn bUk 
nicht auf Grund von Erlässen, Weisungen 
oder einer althergebrachten übung ohne 
Rechtsgrundlage, sondern nach dem eindeu­
tigen Willen des Gesetz gebers. 

Nun soll niemand glauben, daß es sich dabei 
um eine nebensächliche Materie handelt, nur 
weil sie nicht jenen Grad an Publikums­
wirksamkeit be<;itzt wie vielleicht andere Ma­
terien und Probleme, die hier im Hause 
behandelt werden. Es hat ja bisher alles gut 
funktioniert an dieser 2658 km langen Bunde<;­
grenze Öst erreichs. 

In Ö .'lterreich wickelt sich der Grenzver­
kehr derzeit über 260 Grenzübergä;:ige ab. 
Davon sind 24 Übergänge Eisenbahngrenz -

bbck stehen, 943 km gemeinsame Grenze, 
mit Jugos1awien, wo sich die Verhältnisse 
schon einigoe maße:i den übrigen Verhält.nisl':en 
an geglichen haben, 324 km gemeinsame Grenze 
und mit de:J. im WesteYl an uns an grenzenden 
westlichen Demokrat.ien 1331 km gemeinsame 
Grenze. 

E" hat alles funktioniert an diesen Grenzen, 
die im Jahr von mehr ah 70 Millionen Aus­
ländern aus der ganzen 'Welt überschritten 
werden, ob sie Dun kürzer oder länger im 
Lande verbleiben oder ob sie sich auf der 
Durchreise durch unser Land befinden. Wenn 
wir überlegen, was vorhin Abgeordneter Ströer 
über die Ausstellung österreichischer Pässe 
gesagt hat, so können wir davon überzeu gt 
sein, daß weit mehr als die Hälfte der Öster­
reicher nicht nur mit Reisepässen, sondern 
auch mit anderen Grenz dokumenten ausge­
stattet sind und daß viele Österreicher nicht 
nur einmal, sondern viele Male diese Grenze 
ihres Vaterlan des entweder zu, Fuß, mit 
dem Au.to oder mit der Eisenbahn über­
queren. Wenn man sich diese Zahlen VOr 
Augen hält, so bekommt man einen Begriff 
davon, wie bedeutsam dieses Gesetz für j eden 
Staatsbürger, aber au.ch für viele Millionen 
Gäste und Touristen ist, die die Grenzen 
unseres österrei chifwhen Heimatla::J.des übeT­
schreiten. 
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Besonders wichtig scheint mir dieses Ge­
setz für die Hunderte Beamten der Grenz­
kontrolle zu sein, die Tag und Nacht an 
den von mir erwähnten GrenzkontrollsteIlen 
und Grenzübergängen tätig sind und dafür 
sorgten, daß bisher alles funktioniert hat. 

An 20 von diesen 260 angeführten Grenz­
übergängen beziehungsweise Flugplätzen wird 
die Grenzkontrolle noch durch Organe der 
Bundespolizei ausgeübt, in sechs weiteren 
Fällen von Organen der Bundesgendarmerie, 
während an allen übrigen Grenzübergängen 
auf Grund des hier in diesem Hause vor 
einiger Zeit beschlossenen Gesetzes die Kon­
trolle durch Zoll organe durchgeführt wird. 
Wir haben Anlaß, glaube ich, allen diesen 
braven Beamten für ihre aufopfernde Tätig­
keit von dieser Stelle aus herzlichst zu danken, 
die, glaube ich, bis auf geringe Ausnahmen 
überall, nicht nur im Inland, sondern auch 
im Ausland, größte Anerkennung findet. 

Ich glaube auch sagen zu können, daß 
unsere Grenzkontrollorgane nicht nur die 
erste, sondern auch eine sehr gute Visiten­
karte unseres österreichischen Heimatlandes 
darstellen. Dafür sei ihnen herzlichst ge­
dankt. (Zustimmung bei der (jVP.) 

Der Dienst an der Grenze im Sinne des 
vorliegenden Gesetzes ist übrigens uralt. Es 
würde zu weit führen, seine Bedeutung im 
Laufe der Geschichte, die die Grenzkontrolle 
in verschiedenen Formen gehabt hat, genauer 
darzulegen. 

Diese Kontrolle der Grenze dient heute 
vor allem den Belangen der Sicherheit, der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und 
Ordnung, aber auch der Strafrechtspflege, 
wenn man von den Belangen der Zollbe­
hörden absieht, und selbstverständlich 
wie es in diesem neuen Gesetz auch fest­
gehalten ist - auch den aus der immer­
währenden Neutralität Österreichs erwach­
senden Verpflichtungen. 

Was die Strafrechtspflege betrifft, hat der 
Massenverkehr zweifellos dazu beigetragen, 
daß die Grenzkontrolle als Filter nicht immer 
wirksam wird. Aber im § 8 Abs. 4 ist von 
einer zweiten Instanz die Rede. Es wurde 
hier schon erwähnt, daß die Instanzen in 
ihrer Behördenbezeichnung nicht genau dar­
gestellt sind. Das hängt wohl damit zusammen, 
daß die zweite Instanz in dieser Frage zurzeit 
die Sicherheitsdirektionen sind. Wir wissen 
ja,  daß sich das Haus bereits mit der Frage 
befaßt hat, die Kompetenz dieser Sicher­
heitsdirektionen auf die Landeshauptleute zu 
übertragen. Ich halte es daher für sehr klug 
und richtig, daß man hier die Bezeichnung 
der Behördenorganisation unterlassen hat, 
da wir ja nicht wissen, ob nicht doch eines 

Tages dem Wunsche der Bundesländer in 
diesem Hause Rechnung getragen werden 
kann. 

Nach dem § 8 Abs. 4 hat die Sicherheits­
direktion die Möglichkeit, die Grenzkontrolle, 
die ja sonst nur bei der ersten Instanz liegt, 
ganz oder teilweise an sich zu ziehen, und 
zwar aus besonderem Anlaß, sofern dies 
zur Verstärkung von Fahndungsmaßnahmen 
und zur Verhütung strafbarer Handlungen 
zeitweilig notwendig ist . 

Das zeigt also, daß der durch den Mas8en­
verkehr vielleicht im allgemeinen etwas wir­
kungslos gewordene Filter doch in dringenden 
Fällen zu einer wirksamen Beobachtung der 
Strafrechtspflege verwendet werden kann. 

Wenn wir auch überlegen, daß es beim 
Grenzverkehr heute - vor allem im Som­
mer - möglich ist, daß ein flüchtiger Ver­
brecher, wenn er rechtzeitig das Weite sucht, 
die Grenze wahrscheinlich ohne Schwierig­
keiten überschreiten kann, so kann er dann 
nicht mehr aufatmen, wenn er ins Ausland 
gelangt ist. Denn wir wissen, daß durch die 
Einrichtung der Interpol, der Massenkom­
munikationsmittel - ich erinnere an die 
Fernsehsendung "Aktenzeichen XY - un­
gelöst" - auch jemand, der die Grenze über­
schritten hat und der Kontrolle entgangen 
ist, der Fahndung und Stellung auch im Aus. 
land noch immer gewärtig sein muß. Ich 
glaube, daß die internationalen Einrichtungen 
auf diesem Gebiete die Grenzen sicherlich 
zum Teil gesprengt und ersetzt haben. So 
steht eigentlich der Ordnungs faktor als Haupt­
zweck der Grenzkontrolle im Vordergrund. 
Ich glaube, das ist einer freien Demokratie 
würdig. 

Wir können ja inmitten Europas beob­
achten, daß die Grenze auch etwas anderes 
sein kann als die offene Tür eines gastlichen 
Hauses. Die Grenze und ihre Kontrolle 
können vielmehr in Pervertierung der Grund­
sätze von Ordnung und Sicherheit zu einem 
Instrument des Terrors, der Unfreiheit und 
der Peinigung werden. Nach dem Willen 
dieses Hauses und des österreichischen Volkes 
kann und wird es eine solche Entwicklung in 
Österreich nicht mehr geben. 

Wenn mein Vorredner gesagt hat, diese 
Materie wäre aus der politischen Atmosphäre 
auch bei den Beratungen des Ausschusses 
herausgehoben worden, so kann ich dies nur 
bestätigen. Es verwundert aber umsomehr, 
wenn wenige Tage nach dieser Ausschuß­
sitzung die "Arbeiter-Zeitung" unter dem 
sehr sensationellen Titel "Ein Notstands­
gesetz verhindert" eine Darstellung der Ver­
handlungen im Ausschuß gibt, die meiner 
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Meinung nach nicht mit der wirklichen Si­
tuation übereinstimmt. Es steht hier : 

"Dieser Ansatz einer N otstandsgesetz� 
gebung . . .  stieß . . .  auf harten Widerstand. 
Einem Antrag des SPÖ-Klubobmannes Doktor 
Pittermann folgend, wurde im Ausschuß eine 
Regelung angenommen, die diese Ermäch­
tigung . . .  " des Innenministers an den Haupt­
ausschuß bindet. 

Es wurde kein harter Widerstand ent­
gegengesetzt,  sondern es wurde dieses Problem 
von den Abgeordneten der Sozialistischen 
Partei dargelegt. Der Herr Minister, der ja  
für die Regierungsvorlage verantwortlich war, 
hat sich als erster diesen Argumenten ange­
schlossen und gesagt, von ihm aus bestünde 
natürlich keinerlei Hindernis, diese zusätz­
liche Genehmigung des Hauptausschusses ein­
zuführen. Er stünde an sich ja unter der 
Ministerverantwortlichkeit, wäre also für eine 
solche Maßnahme dem Hohen Haus ver­
antwortlich. Aber wenn eine solche Maß­
nahme dann noch vom Hauptausschuß ge­
nehmigt werden müßte, also das Einver­
nehmen mit dem Hauptausschuß hergestellt 
werden müßte, würde er sich als Minister -
und nicht nur er, sondern ' jeder Minister 
dieser Zweiten Republik, der in den kommen­
den Jahrzehnten dieses Amt auszuüben hat -
ja wesentlich leichter tun, wenn er bei �iner 
solchen Maßnahme die Deckung der Volks­
vertretung hat. . 

Ich glaube also, daß in dieser Mitteilung 
der "Arbeiter-Zeitung" ein sehr politisches 
Moment drinnen liegt, ich möchte fast sagen, 
eine Art Trauma, daß man immer Angst 
hat, wenn irgendwo eine gesetzliche Be­
stimmung besteht, die nicht ganz den In­
tentionen entspricht, daß hier schon der 
Galgen für die Demokratie errichtet wird. 
Ich glaube, daß die Beratungen im Aus­
schuß genall das Gegenteil bewiesen haben. 
(Abg. Pr o b s t :  Jetzt übertreiben Sie ein bißchen 
mit dem Galgen I) Die "Arbeiter-Zeitung" 
schreibt vom "harten Widerstand". Herr 
Abgeordneter Probst ! Herr Ausschußobmann, 
Sie waren selbst dabei, der "harte Wider­
stand" ist nämlich auch reichlich über­
trieben. (Abg. Weikhar t :  "Dollfuß" I) 

Herr Abgeordneter W eikhart ! Wenn ich 
jetzt den Namen Dollfuß höre, so ist das be­
stimmt ein Argument von Ihrer Seite. Aber 
wenn Sie um die Demokratie fürchten : Es 
gibt bei Ihnen sicher viele, die auch einmal sehr 
gerne für die Diktatur des Proletariats ge­
schwärmt haben. Auch das steht in Wider­
spruch zur Demokratie. (Abg. W e ikhart : 
Da irren Sie 1 Da wissen Sie nichts von unserer 
Partei !  Sie kennen unser Programm überhaupt 
nicht, sonst würden Sie keine solche Bemerkung 

machen !) Es hat eine Zeit gegeben, Herr Abge­
ordneter Weikhart . . . (Anhaltende Zwischen­
rufe.) Im jetzigen Programm steht nichts mehr 
drinnen ! (Zwischenruf des Abg. Lanc.) Herr 
Kollege Lanc ! Ich glaube, ich gehöre doch 
schon zu den etwas Älteren, und wenn ich mich 
mit Herrn Abgeordneten Weikhart über eine 
Zeit unterhalte, wo ich zwar noch ein kleiner 
Junge war, dann paßt Ihr Zwischenruf nicht 
dazu. 

Ich will jetzt dieses Thema abschließen und 
nur sagen : Der Herr Minister hat ja diese Re­
gierungsvorlage initiativ ins Haus gebracht, 
und es ist sein Verdienst, daß diese gesetzliche 
Regelung eines wichtigen Bereiches in unserem 
Lande nun endlich erfolgt. Seine Vorgänger 
hätten faktisch 20 Jahre Zeit gehabt, es zu tun. 
Aber es hat der Herr Minister Soronics 
initiativ beginnend im Jahre 1967 dieses Thema 
aufgegriffen, und dafür sei ihm im Interesse des 
Rechtsstaates und der rechtsstaatlichen Ent­
wicklung in Österreich herzliehst gedankt . 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. W e i khart : 
Beifall auf der rechten Seite !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich gehe jetzt wieder in die Materie selbst ein. 
Hätte die "Arbeiter-Zeitung" das nicht ge­
schrieben, hätte ich mir diese Bemerkungen er­
sparen können. 

Die Bestimmung des § 10 Abs. 3, nach wel­
cher von der Durchführung der Grenzkontrolle 
zur Beschleunigung des Grenzverkehrs Ab­
stand genommen werden kann, trägt den täg­
lichen Erfordernissen, vor allem in der Haupt­
reisezeit, Rechnung. 

Wenn mein Vorredner es beklagt hat, daß 
man diese ausdrückliche Bestimmung für die 
Grenzgänger nicht mit hineingenommen hat, 
so bin ich eigentlich nicht ganz seiner Auf­
fassung. Denn auch die Abfertigung eines 
einzelnen Grenzgängers, den ich kenne, dient 
meiner Meinung nach der Beschleunigung des 
Grenzverkehrs. Der kommt dann eben schneller 
über die Grenze. Es sind ja die Voraussetzun­
gen, unter welchen von einer Kontrolle Abstand 
genommen werden kann, in diesem Paragraphen 
ausdrücklich angeführt. Das heißt also, daß 
meiner Meinung nach der Beamte, der dem ihm 
bekannten Grenzgänger, damit er schneller 
über die Grenze kommt, nur "Guten Tag ! "  
sagt, weil er ihn kennt - e s  sei denn, er ist der 
Meinung, der habe etwas gestohlen und will 
das über die Grenze bringen oder umgekehrt -, 
durchaus nicht gegen das Gesetz verstößt. 

Wir wären aber nicht in dieser Schwierig­
keit, wenn wir uns auf diesem Gebiet etwa in 
einem Zustand befänden, der vor 100 Jahren 
in Österreich existiert hat. Ich habe mich bei 
der Vorbereitung zu diesem Thema der Mühe 
unterzogen nachzusehen, wie das früher war. 
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Ich kam darauf, daß es in der Instruktion für die dann wieder auf die Basis des Jahres 1865 
mit der Handhabung der Fremdenpolizei be- zurückführt, das heißt, daß die Kontrolle nur 
trauten Zollämter - vor mehr als 100 Jahren dann erfolgt, wenn irgendwelche begründete 
ist das so gewesen, wie wir es vor einiger Zeit Verdachtsmomente bestehen. 
im Hause beschlossen haben, daß also die Zoll­
wacheorgane die Grenzkontrolle auch durch­
führen - heißt : 

Nach der kaiserlichen Verordnung vom 
6. 1 1 .  1865, RGB!. Nr. 11 6, hat eine Paßrevision 
an der Staatsgrenze im allgemeinen nicht statt­
zufinden ; die Grenzbehörden haben daher 
Fremden, welche in keiner Weise Anlaß zu 
einem Bedenken oder Verdachte geben, den 
Eintritt in das Land ohne weiteres zu ge­
statten. 

Wir sehen, es hat also vor mehr als 100 Jah­
ren einen Idealzustand gegeben, den wir eigent­
lich auch sehr gerne sehen würden, wenn sich 
nicht in anderer Hinsicht sicherlich die Zeiten 
geändert hätten. Es ist heute kaum vorstell­
bar, daß wir das auch machen. Aber wenn wir 
an jene jungen Europäer denken, die schon vor 
vielen Jahren symbolisch die Grenzpfähle 
entfernt haben, dann dürfen wir hoffen, daß 
doch einmal auch die Zeit kommt, in der freie 
Menschen frei und ungehindert von Land zu 
Land reisen können und die Staatsgrenzen etwa 
zur Bedeutung der Grenzen zwischen unseren 
österreichischen Bundesländern herabsinken. 

Wenn wir an die Verhältnisse von 1945 den­
ken, als lange Zeit der übertritt von einer Be­
satzungszone in die andere durch Soldaten 
fremder Mächte kontrolliert wurde, so sind wir 
von diesen Verhältnissen schon weiter ent­
fernt, als der Weg zu den Idealverhältnissen, 
wie sie die jungen Europäer anstreben, noch 
sein könnte. 

Heute gibt es zum Beispiel schon viel mehr 
Staaten, deren Bürger für eine Einreise nach 
Österreich kein Visum mehr benötigen, als 
man es annehmen könnte. Einen Sichtvermerk, 
der zur Einreise nach Österreich berechtigt, 
benötigen heute nur noch die Angehörigen der 
afroasiatischen Staaten mit Ausnahme von 
Israel, Zypern, Tunesien und Pakistan ; die 
Angehörigen der Ostbloekstaaten mit Aus­
nahme von Jugoslawien, Bulgarien und Rumä­
nien und die einiger südamerikanischer Staaten. 
Die Angehörigen aller andern Staaten der Welt 
können heute bereits ohne Sichtvermerk nach 
Österreich einreisen. Die Entwicklung ist auf 
diesem Gebiet in der westlichen Welt doch 
schon sehr weit fortgeschritten. 

Und so möchte ich die Hoffnung aussprechen, 
daß im Sinne der Freizügigkeit der Bürger in 
einem einigen, freien Europa und in einer gro­
ßen Weltgemeinschaft jene Bestimmungen des 
§ 10 Abs. 3 über den Fortfall der Kontrolle 
unter gewissen Voraussetzungen im Laufe der 
Zeit eine solche Ausweitung erfahren, die uns 

In diesem Sinne begrüßen wir diese - wie 
ich schon erwähnt habe - auf eine Initiative 
des Herrn Bundesministers für Inneres zurück­
gehende Gesetzesvorlage als einen wichtigen 
Schritt zum Rechtsstaat, als einen wichtigen 
Schritt zu einer Bewegung freier Menschen in 
einer freien Welt und geben als Angehörige der 
Österreichischen Volkspartei, als Abgeordnete 
diesem Gesetz daher gerne unsere Zustimmung. 
(BeJall bei der Ö VP.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Inneres 
Soronics. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Soronics: Hohes 
Haus ! Ich möchte zunächst allen, die im Aus­
schuß daran mitgewirkt haben, daß dieses 
Grenzkontrollgesetz 1969 nunmehr verab­
schiedet werden kann, herzlich danken. 

Wie schon ausgeführt wurde, ist es Neuland, 
das wir hier betreten haben, und ich glaube, 
daß die österreichische Bevölkerung und vor 
allem auch die österreichische Exekutive das 
Recht haben, soweit es möglich ist, klare Be­
stimmungen zu besitzen und zu wissen, was 
sie tun dürfen - die Exekutive und auch die 
Bevölkerung - und was unterlassen werden 
muß, um nicht mit dem Strafgesetz und mit den 
gesetzlichen Bestimmungen in Widerspruch 
zu kommen. 

Ich möchte hier gerne bestätigen, daß natür­
lich eine solche Materie, die Neuland ist, auch 
von verschiedenen Seiten her beleuchtet werden 
kann. Beim Paßgesetz hatten wir schon eine 
Unterlage, die es ermöglichte, auf einem be­
stehenden Gesetz aufzubauen. Beim Grenz­
kontrollgesetz war das nicht der Fall. Ich bin 
daher sehr dankbar, daß im Ausschuß dieser 
Frage so intensive Aufmerksamkeit gewidmet 
wurde. 

Ich glaube, es wird mir auch bestätigt wer­
den, daß ich nicht so machtlüstern war, wie es 
versucht wurde darzustellen, sondern daß ich 
mich sehr demokratisch bemüht habe, auch 
bei den Strafbestimmungen festzustellen, daß 
es selbstverständlich die Aufgabe des Gesetz­
gebers ist zu sagen, ob jemand für eine Tat 
zweimal bestraft werden soll oder nicht. 
Ich habe mich selbstverständlich den Auffas­
sungen angeschlossen, die im Ausschuß zum 
Ausdruck gekommen sind. 

Ich möchte auch auf die Polemik, ob Not­
standsgesetz oder nicht, gar nicht eingehen, 
sondern ich möchte nur ganz kurz etwas mit­
teilen. Es wurde mir zugetragen, daß es hier 
Schwierigkeiten geben könnte. Ich bin der 
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Auffassung, daß man ein Gesetz nicht für den 
gegenwärtigen Zeitpunkt machen soll, sondern 
auf lange Sicht. Wenn man Bedenken da. 
gegen hat, daß dem Innenminister diese starke 
Möglichkeit laut Gesetz zugestanden wird, so 
bin ich selbstverständlich bereit - ursprüng. 
lieh wurde davon gesprochen, daß es eine Kund­
machung der Bundesregierung sein soll mit 
Zustimmung des Hauptausschusses -, einem 
derartigen Vorschlag nicht nur meine Zustim­
mung zu geben, sondern, wie schon gesagt 
wurde, damit die Verantwortung - denn letzt­
lich ist es eine große Verantwortung, wenn man 
Grenzen sperrt - abzugeben, sodaß der Haupt. 
ausschuß und damit die Volksvertretung mit. 
zusprechen und damit auch mitzuentscheiden 
haben. 

Ich möchte daher zusammenfassend sagen, 
daß ich Ihnen allen, die in den Ausschüssen 
mitgewirkt haben, daß es zu diesem Gesetz 
kommen konnte, aus aufrichtigem Herzen 
danke, weil ich davon überzeugt bin, daß damit 
wieder ein Schritt vorwärts getan wurde. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich nie. 
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge. 
schlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Er verzichtet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
Bei der A bs t immung wird der Gesetz­

entwurf mit den vom Ausschuß beschlossenen 
Abänderungen in zwei t e r  und dri t t er  Lesung 
e ins t immig zum Beschluß erhoben. 

3. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Rfglerung;vor1ag� (1265 der Beilagen): 
Bundesg�setz über die Verwahrung und An­
schaffung von Wertpapieren (Depotgesetz) 

(1398 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
3. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Justizauschusses über die Regierungsvorlage 
( 1265 der Beilagen) : Depotgesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Scherrer . Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Scherrer: Hohes Haus ! Ich 
habe namens des Justizausschusses über das 
Depotgesetz wie folgt zu berichten : 

Bisher hatten auf diesen Gebieten die reichs­
rechtlichen gesetzlichen Bestimmungen Gel­
tung, die nunmehr durch ein österreichisches 
Gesetz ersetzt werden sollen. Hiebei sind die 
seither gewonnenen Erfahrungen berück­
sichtigt worden. Der Entwurf trägt auch der 
Automation auf dem Gebiet der Buchführung 
Rechnung. 

Der Justizausschuß hat den erwähnten Ge­
setzentwurf in zwei Sitzungen am 1 .  und 13 .  Ok. 
tober 1 969 in Anwesenheit des Bundesministers 
für Justiz Dr. Klecatsky der Vorberatung 
unterzogen. Nach einer Debatte, an der sich 
außer dt"m Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. Kleiner, Moser, Dr. Bassetti, Skritek und 
Dr. Kranzlmayr beteiligten, wurde der Gesetz­
entwurf mit den beigedruckten Abänderungen 
angenommen. 

Es handelt sich hiebei um Abänderungen 
zum Gesetzentwurf im § 1 Aba. 1 ,  § 2 Abs. 3,  
§ 7 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 1 ,  § 10 Abs. 1 und 2, 
§ 1 1 Abs. 2, § 14 Abs. 2, § 15 Aba. 1, § 17 Abs. 1,  
§ 25 Abs. 4 und § 26 Abs. 1 ,  die von den Herren 
Abgeordneten Dr. Bassetti und Dr. Kleiner 
beantragt wurden und klarere Formulierungen, 
sprachliche Verbesserungen, Aufgliederungen 
zur leichteren Lesbarkeit und Rücksichtnahme 
auf börsen- l1.nd bankrechtliche Bestimmungen 
beinhalten. 

Ich bin vom Justizausschuß ermächtigt 
und beauftragt, den A n t r a g  zu stellen, der 
Hohe Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf ( 1265 der 
Beilagen) mit diesen angeführten Abänderun­
gen die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Ich bin ermächtigt zu beantragen, falls Wort­
meldungen vorliegen, daß General- und Spe­
zialdebatte unter einem abgeführt werden. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem vorzunehmen. 
Es liegt mir aber keine Wortmeldung vor. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf. 

Bei der A bs t 'i mmung wird der Gesetzent­
wurf m,it den vom Ausschuß beschlossenen 
Abänderungen in zwei t er  und dri t t er  Lesung 
e ina t immig zum Beschluß erhoben. 

4. Punkt : Bericht des Bautenausschusses über 
die Regierungsvorlage (1234 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Förderung der Verbesse­
rung von Klein- und Mittelwohnungen (Woh­
nungsverbesserungsgesetz) (1408 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung : Wohnungsver­
besserungsgesetz . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Halder. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Halder: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Mit dem vorliegenden Gesetz­
entwurf soll die Modernisierung und Sanierung 
erhaltungswürdiger Altwohnungen gefördert 
werden. Die FÖIderung el folgt durch Gewäh­
rung von Annuitätenzuschüssen zur Tilgung 
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von Darlehen, die für Verbesserungszwecke 
aufgenommen wurden. Die hieffu notwendigen 
Beträge sollen je zu einem Drittel vom Bund, 
aus Rückflüssen von gewährten Darlehen 
des Bundes-W ohn- und Siedlungsfonds und 
des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds sowie von 
den Ländern aufgebracht werden. Für die 
Durchführung der Förderungsmaßnahmen wer­
den die Länder zuständig sein. 

Der Bautenausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung vom 7. Juli 1969 
in Verhandlung genommen und beschlossen, 
zur Vorberatung einen zehngliedrigen Unter­
ausschuß einzusetzen. Diesem Unterausschuß 
gehörten die Abgeordneten Dr. Gruber, Doktor 
Halder, Dr. Kohlmaier, Marwan-Schlosser, 
Moser, Regensburger, Dr. van Tongel, Dr. Tull, 
Weikhart und Wielandner an. In fünftägigen 
äußerst eingehenden Verhandlungen hat der 
Unterausschuß auf Grund von Anträgen der 
Abgeordneten Dr. Gruber, Weikhart und 
Dr. van Tongel eine Reihe 'Von Abänderungs­
vorschlägen ausgearbeitet. 

In der Sitzung del'l Bautenausschusses vom 
15. Oktober 1969 wurde der Bericht des Unter­
ausschusses behandelt. Nach einer Debatte, 
an der sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Weikhart, Dr. Bassetti und 
Dr. van Tongel sowie der Herr Bundesmini­
ster für Bauten und Technik Dr. Kotzina 
beteiligten, wurde bis auf eine Bestimmung 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die vorliegende Regierungsvorlage unter 
Berücksichtigung der vom Unterausschuß er­
arbeiteten Abänderungsvorschläge zur An­
nahme zu empfehlen. Ein Abänderungsantrag 
zu § 4 Abs. 1 der Abgeordneten Weikhart und 
Genossen fand, wie ich bereits ausführte, 
keine Mehrheit. 

Im übrigen darf ich mir erlauben, auf die 
dem Ausschußbericht beigedruckten Bemer­
kungen zu verweisen. 

Ich bin vom Bautenausschuß ermächtigt, 
den Ant rag  zu stellen, dieser Regierungs­
vorlage die Zustimmung zu erteilen. 

Ebenso bin ich dazu ermächtigt zu beantra­
gen, daß für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, General- und Spezialdebatte unter 
einem abgeführt werden. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 
- Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Weikhart. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Weikhart (SPÖ) : Herr Prä­
sident. ! Hohes Hans ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Ich habe bei dieser 
Regierungsvorlage nicht die Absicht, etwa 

eine Lobhudelei auf meine Partei anzustim­
men, aber ich glaube, eines muß schon aner­
kannt werden : Dieses Wohnungsverbesse­
rungsgesetz, wie es in der Regierungsvorlage 
genannt wird und unter welchem Namen es 
uns auch im Unterausschuß vorgelegt wurde, 
mußte vorerst durch die sozialistische Initia­
tive im Unterausschuß des Bautenausschusses 
einer - wie soll ich es nennen - kosmetischen 
Operation unterzogen werden (Abg. Dr. Gor­
bach : Äußerlich ! - Abg. K e rn : Kosmetik 
ist nur eine Äußerlichkeit !) - auch äußerlich, 
ohne Zweifel, Herr Kollege -, damit es ein 
halbwegs annehmbares Gesicht und einen 
halbwegs annehmbaren Inhalt erhielt. 
Jetzt sind wir beide wieder quitt ! (H eiter­
keit.) 

Schon in den ersten zwei Paragraphen 
schienen gegenüber unserer Auffassung grund� 
sätzliche Differenzen mit den Abgeordneten 
der Österreichischen Volkspartei auf. Es war 
für uns unverständlich, daß zum Beispiel 
ausländische Versicherungsgesellschaften oder 
wohlfundierte Aktiengesellschaften mit ihrem 
Hausbesitz durch dieses Gesetz Berücksichti­
gung finden, aber österreichische Gemeinden 
mit ihrem Althausbesitz nach der Regierungs­
vorlage, also nach dem Vorschlag der ÖVP, 
ausgeschlossen blieben. 

Unverständlich für jeden vernünftigen Men­
schen ist, daß diese Regierungsvorlage im 
Ministerrat, also innerhalb der ÖVP-Allein­
regierung, einstimmig angenommen werden 
konnte und es dabei niemandem auffiel, 
daß sämtliche Gemeinden Österreichs von die­
sem Gesetz ausgeschlossen sind, nämlich daß ge­
rade diejenigen Gebietskörperschaften, die die 
größten Wohnungssorgen mit ihrer Bevölkerung, 
mit ihren Gemeindebürgern haben, unbe­
rücksichtigt bleiben sollen. (Der Präs iden t  
übernimmt wieder den Vorsitz.) E s  wird gerade 
von der ÖVP so oft und so viel hier in diesem 
Haus vom gesunden Föderalismus gesprochen, 
und dann wird bei einer solchen Regierungs­
vorlage nicht einmal den Empfehlungen der 
Länder, den Empfehlungen des Städtebundes 
und des Gemeindebundes in irgendeiner Form 
Beachtung geschenkt. 

Wir fühlen uns verpflichtet auszusprechen, 
was war. Wenn wir Sozialisten im Unter­
ausschuß des Bautenausschusses nicht mit 
solcher Zähigkeit dahinter gewesen wären 
(Abg. A .  Schlager :  Geh, geh !) - HeLl' Kollege 
Dr. Gruber, gerade Ihnen gegenüber verdient 
die Zähigkeit unsererseits besonders erwähnt 
zu werden (Abg. Dr. Grube r :  Ich habe gar 
nichts gesagt !) - , würden wohl die Häuser 
der Bankinstitute, der Versicherung:"gesell­
schaften, der Sparkassen et cetera Berück­
sichtigung gefunden haben, aber jede öster-
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reichische Gemeinde ginge dabei leer aus. 
Das fand die Österreichische Volkspartei an­
scheinend für selbstverständlich. Ich kann 
mir denken, daß es die ÖVP darauf abge­
sehen hat, gerade die Industriegemeinden, 
die in ihrer großen Zahl sozialistisch verwaltet 
werden, die Stadt Wien, die seit Jahrzehnten 
in ihrer Mehrheit sozialistisch verwaltet wird, 
damit zu treffen und sie vom Genuß dieses 
Gesetzes au.szuschließen. Es sei auch erwähnt, 
daß wir gerade die von der ÖVP beantragte 
Begründung, insbesondere nur finanz schwachen 
Gemeinden Förderungsmöglichkeiten zu geben, 
mit aller Entschiedenheit ablehnen mußten. 
Wir haben damit die Rechte aller österreichi­
schen Gemeinden gewahrt. 

Das gleiche gilt auch für den im § 1 fest­
gelegten Baubewilligungstermin. Die Regie­
rungsvorlage besagte, daß mit Hilfe öffentlicher 
Finanzmittel nur Verbesserungen an Wohn­
hä.usern vorgenommen werden dürfen, die 
eine Baubewilligung mit dem Datum vor dem 
28. Jä.nner 1917 aufweisen können. 

Nach langen, auch harten Auseinanderset­
zungen ist es uns gelungen, die Österreichische 
Volkspartei auch in dieser Beziehung zu über­
zeugen. Wir wollten ja im Gesetz überhaupt 
keinen Termin festgelegt haben, denn eine 
Einbeziehung dieses Termins wäre, wenn 
wir auch die Gemeinden berücksichtigt hätten, 
für die Gemeinden unbrauchbar gewesen, 
und zwar deswegen, weil in der kaiserlichen 
Zeit der größte Teil der österreichischen 
Gemeinden kaum über einen Hausbestand 
verfügte. 

Es ist uns dann einvernehmlich - das will 
ich auch hier loyalerweise und objektiverweise, 
Herr Kollege Dr. Gruber, betonen - gelungen, 
diesen heiklen Termin, diesen für die Gemein­
den und für den gesamten Hausbesitz schä.d­
lichen Termin 28. Jänner 1917 auf 1 .  Juli 
1948 zu verlegen. Dadurch können auch alle 
Besitzer von Wohnhäusern, ob privat oder 
Gemeinden, die in der Zwischenweltkriegszeit 
Wohnhäuser gebaut haben, wo es aber Zeit 
ist, Verbesserungsarbeiten durchzuführen, in 
den Genuß dieses Gesetzes gelangen und bei 
den Kosten für die Verbesserungsarbeiten, 
wie der Herr Berichterstatter erwähnt hat, 
durch den Annuitätenzuschuß den Mietern 
eine Ermäßigung zugute kommen lassen. 

Wir Sozialisten stehen seit Jahren auf dem 
Standpunkt, daß alles unternommen werden 
soll, ja werden muß, den erhaltungs würdigen 
- ich betone : "erhaltungswürdigen" - Alt­
haus bestand auch tatsächlich zu erhalten. 
Wir hatten seit vielen Jahren in den W ohnungs­
verhandlungen immer darauf verwiesen und, 
um sicherzustellen, den erhaltungswürdigen 
Althausbestand auch tatsächlich erhalten zu 

können, gefordert, daß wir einen Reparatur­
ausgleichsfonds schaffen, um mit Hilfe dieses 
Fonds Erleichterungen für beide Teile, für 
den Hausbesitz auf der einen und für die 
Mieter auf der anderen Seite, zu gewährlei­
sten. 

Aber auch eine andere Forderung von uns 
steht seit vielen Jahren auf der Tagesordnung. 
Der letzte Initiativantrag stammt aus dem 
Jahre 1966. Wir forderten darin ein brauch­
bares Assanierungflgesetz, um die alten, schlech­
ten und ungesunden Wohnungen in ebenso 
schlechten und ungesunden Häusern durch 
neue, moderne und gesunde Wohnungen er­
setzen zu können. Wir fanden bisher auch in 
dieser Frage bei der ÖVP nur taube Ohren. 
Wenn sich jemand die Zeit nimmt und einige 
Wien er Bezirke besucht oder auch etwa in 
Graz oder in anderen Orten und Städten 
unserer Bundesländer mit offenen Augen 
umhergeht, wird er wahrnehmen können, 
daß wir ein Assanierungsgesetz benötigen, 
um manche schlechte, verwahrloste und ver­
altete Wohnviertel zu beseitigen und an deren 
Stelle Neues, Gesundes und Modernes zu schaf­
fen. 

Ich habe schon bei den Verhandlungen 
im Unterausschuß gesagt und möchte es 
auch im Hohen Hause wieder sagen : Mit diesem 
Wohnungsverbesserungsgesetz wurde das Pferd 
verkehrt aufgezäumt. Vorerst wäre unserem 
Ermessen nach ein Assanierungsgesetz not­
wendig gewesen, um dann, wenn dieses 
Gesetz vorhanden ist, ein Wohnungsverbesse­
rungsgesetz diesem Assanierungsgesetz sozu­
sagen anzupassen. 

Wenn ich vorher von "erhaltungswürdig" 
sprach, dann beginnt schon die Kardinalfrage : 
Was ist denn überhaupt erhaltungswürdig ? 
Und da müssen wir sagen : Diese Definition 
blieb un'! die Regierungsvorlage schuldig. 
Es war uns Sozialisten völlig klar : Wenn es 
uns nicht gelingt, in diesem Gesetz für "er­
haltungswürdig" eine klare Begriffsbestim­
mung zu finden, dann wird in der Praxis 
laufend gezankt und gestritten werden, und 
ei1�e neuerliche Belastung unserer Bezirks­
gerichte wäre sozusagen zusätzlich eine Folge. 

Wir vertreten den Standpunkt, daß die 
alten gesundheitsschädlichen Kaluppen mit 
den Gangküchen, mit den Gang-Klos - dafür 
ist das Wort "Klo" noch ein schöner moderner 
Ausdruck, in Wahrheit ist es ja in vielen Fäl­
len nur ein Abort -, diese Wohnungen mit 
den Gangbassenas, mit den schlechten Beleuch­
tungen und Belüftungen als nicht erhaltungs­
würdig bezeichnet werden müßten. In solche 
Wohnungen beziehungsweise in solche Häuser 
etwas zu investieren und dazu öffentliche 
Finanzmittel zu verwenden, wäre hinausge­
worfenes Geld. 

917 
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Wir haben daher über den Begriff "erhal­
tungswürdig" eigene Vorschläge gemacht, die 
auch nach längerer Diskussion im Unteraus­
schuß und in der Folge im Bautenausschuß 
angenommen worden sind. Wir vertraten 
die Ansicht, daß Wohnungen als erhaltungs­
würdig angesehen werden können und ange­
sehen werden müssen, 

a) deren Bestand dem Flächenwidmungs­
und Bebauungsplan entspricht, 

b) deren Zustand weder gesundheitswidrig 
noch baufällig ist, 

c) wenn sichergestellt ist, daß die Klein­
oder Mittelwohnung nach Durchführung der 
Verbesserungen und der allenfalls gleichzeitig 
durchgeführten Erhaltungsarbeiten den An­
forderungen der Gesundheit und der Hygiene 
entsprechen wird und 

d) wenn der Bestand des Wohnhauses aus 
Verkehrsrücksichten oder aus Assanierungs­
erfordernissen öffentlichen Interessen nicht 
entgegensteht. 

Darüber hat es lange und - noch einmal 
sei es erwähnt - harte Auseinandersetzungen 
gegeben. Aber ich bin froh und glücklich, 
feststellen zu dürfen, daß es dann dennoch 
in dieser Frage eine Einigung gegeben hat, 
die darin bestand, daß die Vorschläge, die 
die Sozialisten dem Unterausschuß unterbrei­
tet haben, auch angenommen wurden. 

Nun zu den sogenannten Leistungen des 
Bundes einige Worte . Nach dem Willen der 
Österreichischen Volkspartei und auch nach 
dem Wortlaut der Regierungsvorlage wird 
die Finanzierung zu je einem DrittEl, also 
zu je 20 Millionen Schilling, aus Haushalts­
mitteln und aus den Rückflüssen des Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds und des Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds bewerkstelligt . Das 
letzte Drittel, also die letzten 20 Millionen 
Schilling, haben die Länder beizusteHen. 

Ich möchte hier ganz offen sagen : Das ist 
der einzige Punkt, wo wir mit der Regierungs­
vorlage beziehungsweise mit den vielen Vor­
schlägen, die da erstattet wurden, nicht kon­
form gehen konnten und wo es zwischen uns 
und der ÖVP keine Einigung gab . Ich bedaure 
es ja sehr, daß sich der Herr Bautenminister 
in dieser Frage mit dem Herrn Finanzminister 
nicht einigen beziehungsweise daß sich der 
Bautenminister beim Finanzminister nicht 
durchsetzen konnte. Wenn ich daran denke, 
daß bei einem - wie wir gestern gehört 
haben - Budgetausgabenrahmen für 1970 
von mehr als 101 Milliarden Schilling 20 Mil­
lionen Schilling eine Rolle spielen sollen, bei 
mehr als 92 Milliarden Schilling Einnahmen, 
dann muß ich sagen : Da hört sich der Gur­
kenhandel auf! In der Koalitionszeit, von 
der manche von Ihnen - nicht alle - nichts 

mehr wissen wollen, die manche von Ihnen 
und vor allem der Herr Bundeskanzler Dok­
tor Klaus so darstellen, als wenn nie etwas 
geschehen wäre, gerade in dieser Koalitions­
zeit haben wir bei den Budgetverhandlungen 
bis zu 300 Millionen Schilling für den Wohn­
bau - 150 Millionen Schilling für den Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds und 150 Millionen 
Schilling für den Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds - aus Haushaltsmitteln erreicht. 
Und jetzt ist es nicht möglich, zusätzlich von 
101 Milliarden Schilling 20 Millionen Schilling 
zu erreichen. Hier muß ich sagen : Das ist 
für diese ÖVP-Alleinregierung ein Armuts­
zeugnis sondergleichen ! (Zustimmung bei der 
SPÖ.) 

Nach dem § 36 Abs. 7 des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 hat der Bund auf die Rück­
flüsse, die er jetzt wegnimmt und für die 
Wohnungsverbesserung verwendet, überhaupt 
kein Recht. Der Absatz 7 des § 36 des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1968 lautet : 

"Soweit die Rückflüsse aus Fondshilfemaß­
nahmen zur Erfüllung der jeweils fällig wer­
denden Verpflichtungen der Fonds sowie zur 
Abdeckung der Kosten ihrer Abwicklung 
nicht benötigt werden, sind sie den Ländern 
nach dem im § 5 angeführten Zuteilungsschlüs­
sel für Zwecke dieses Bundesgesetzes" - also 
des Wohnbauförderungsgesetzes - "bis 10. Mai 
jeden Jahres zu überweisen." 

Das heißt : Diese Rückflüsse sind für den 
Neubau von Wohnungen zu verwenden, und 
die Bundesregierung hat gar keinen Rechts­
anspruch darauf, nun diese wieder den Län­
dern - ich möchte das jetzt wieder so sagen, 
obwohl mir der Herr Kollege Marwan-Schlos­
ser damals gesagt hat : schon wieder zu ener­
gisch - zu rauben. 

Mich wundert nur eines : In vielen Begut­
achtungen aus den Ländern wurde dagegen 
protestiert. (Abg. Dr. Gruber : Na net f) 
Sie kommen ja auch aus einem Bundesland, 
von dem Proteste eingelangt sind. (Abg. 
Dr . G r u be r :  Schlechte Ländervertreter wären 
das, wenn sie nicht protestierten !) Von Tirol 
sind auch Proteste eingelangt. Herr Kollege 
Dr. Grub er , vor zwei Jahren haben Sie dafür 
gestimmt, daß diese Rückflüsse den Ländern 
gehören, und jetzt stimmen Sie wieder dafür, 
daß sie den Ländern weggenommen werden 
und für einen anderen Sektor des W ohnungs­
baues Verwendung finden. (Abg. Dr. Gru­
be r: 24 Milliarden Schilling haben wir damals 
den Ländern geschenkt ! - Widerspruch bei 
der SPÖ.) Entschuldigen Sie, wie immer es 
ist : Entweder bleibt Recht Recht, oder wir 
treten das Recht mit Füßen. Von diesem 
Standpunkt aus müßten und sollten wir uns 
auch leiten lassen. Das ist - das sage ich 
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Ihnen. ganz offen - für uns unannehmbar, 
und deshalb werden wir auch bei der zweiten 
Lesung gegen den § 4 Abs. 1 des W ohnungs­
verbesserungsgesetzes stimmen. 

Dabei möchte ich noch etwas sagen. Ich 
habe diese Berechnungsgrundlage nur ganz 
kurz dem Unterausschuß mitgeteilt und habe 
diese Unterlagen, die ich von der Baudirek­
tion der Stadt Wien erhalten habe, auch 
dem Herrn Kollegen Dr. Gruber zur Einsicht 
vorgelegt. Die Kosten sind nicht niedrig, das 
müssen wir wohl sagen. Die Gemeinde Wien 
errechnet für die Wohnungsverbesserung für 
den Einzelfall pro Quadratmeter Kosten von 
1700 S. Dabei sagen uns die Ingenieure und 
die Architekten, daß das nicht etwa die 
höchste Grenze ist. Das möchte ich hier 
besonders erwähnen. Wenn wir das etwa 
annehmen, vorerst bei einer zehnjährigen 
Laufzeit, wie es nun in der Regierungsvorlage 
gewesen ist, 1 700 S auf zehn Jahre mit acht 
Prozent Zinsen, dann bringt das einen Annui­
tätensatz von 14,3 Prozent, ist gleich 243,10 S 
pro Jahr oder 20,25 S pro Monat ; abzüglich 
des im Gesetz vorgesehenen 40prozentigen An­
nuitätenzuschusses sind das 8,10 S. Dann 
kommen wir auf 12 ,15 S zuzüglich - ich 
habe mich neuerlich auch bei den Genossen­
schaften und noch bei manchen Gemeinden 
erkundigt - Betriebskosten in der Höhe 
von 4 S pro Quadratmeter und 1 S Hauptmiet­
zins. Damit beträgt der Quadratmeterpreis 
in einer alten Wohnung 17 ,15 S. 

Wir sind mit unserem Antrag - wir woll­
ten ja den Rückzahlungszeitraum auf 15 Jahre 
verlängern - nicht durchgekommen. Wir 
mußten uns mit einem Kompromiß von 
zwölf Jahren begnügen. Wenn wir das auf 
zwölf Jahre rechnen, dann kommen wir auf 
15,88 S pro Quadratmeter in einer alten Woh­
nung. Dabei aber, bitte, nicht zu vergessen : 
Sind andere Reparaturarbeiten vorzunehmen 
oder getätigt worden, dann erhöhen sich diese 
15,88 S um ein wesentliches. (Abg. Dr. Gru­
h e r :  Aber die Gemeinde Wien hat doch das 
schon vor langer Zeit . . . ! ) Lassen Sie jetzt 
die Gemeinde Wien aus dem Spiel ! (Abg. 
Dr. Gru b e r :  Sogar das Ausmalen !) Jetzt 
reden wir von dem privaten Sektor. Auf dem 
privaten Sektor - das sehen wir aus den vie­
len Klagen, die der Mietervereinigung zukom­
men - gibt es durch diese Dinge Mietzinse 
in Altwohnungen, die bei 30 S pro Quadrat­
meter liegen ! 

Das ist das Problem, vor dem wir stehen. 
Das heißt : Wer in einer alten Wohnung 
wohnt, wohnt teurer als einer in einer funkel­
nagelneuen. Das wollte ich auf Grund der 
Berechnungen der Fachleute dem Hohen 
Haus mitteilen. (Abg. M arwan-S chloss e r :  

Diese Behauptung war jetzt sehr leicht hingewor­
fen ! ) N ein, die war nicht hingeworfen ! Ent­
schuldigen Sie ! Die war nicht hingeworfen ! 
Da gebe ich Ihnen die Namen der Architek­
ten und Bauingenieure, die das bereits in 
Hunderten - in Hunderten ! - Fällen inner­
halb der Stadt Wien durchgeführt haben. 
(Abg. Dr. Gruber :  Kollege Weikhart, es wird 
ja niemand gezwungen dazu !) Gezwungen wird 
er aber nach § 7 MG. ,  das wissen Sie ja .  (Abg. 
Dr. Gru b e r :  Aber nicht nach dem Wohnungs­
verbesserungsgesetz !) Ich weiß es schon. Ich 
sagte ja, daß darüber hinaus noch diese Last 
der § 7 -Reparaturen laut Mietengesetz dazu­
kommen sollen und dazukommen werden. 

Das Gesetz ist mit zwei Jahren befristet. 
Für die Dauer der Laufzeit des Darlehens, 
die also jetzt nicht mehr als zwölf Jahre 
betragen kann und darf, wird ein jährlicher 
Annuitätenzuschuß von 40 Prozent unter 
der Voraussetzung gewährt, daß der Zinsfuß 
nicht höher als 3 Y2 Prozent über der jeweils 
festgesetzten Bankrate liegt. Nun ja, das 
haben wir ja auch in diesem Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 schon entha,lten gehabt. 

Mit diesem Gesetz ist auch eine Zusammen­
legung von zwei oder mehreren Kleinwohnun­
gen möglich, wiederum zu Klein- oder Mittel­
wohnungen. Ebenso eine Teilung ; wir nann­
ten es Großwohnungen ; wir haben uns auf 
eine Teilung von Wohnungen in Klein- und 
Mittelwohnungen geeinigt. 

Und nun, bitte, komme ich schon zum 
Schluß und möchte sagen : Entsprechend 
unserer Ablehnung, daß zweckbestimmte Rück­
flüsse statt für den Wohnungsneubau jetzt 
für Verbesserungsal'beiten Verwendung finden , 
legen wir dem Hohen Hause einen Ab ände­
rungsantrag vor, der da lautet : 

Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Weikhart, Moser und 
Genossen zum Wohnungsverbesserungsge­
setz. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen : 

§ 4 Abs. 1 der Regierungsvorlage betref­
fend ein Wohnungsverbesserungsgesetz 
(1234 d. B. )  in der Fassung des Ausschuß­
berichtes (1408 d. B . )  hat zu lauten : 

"Die Leistungen des Bundes werden aus 
Ha ushaltsmitteln erbracht . "  

Damit wollen wir den Ländern jene Finanz­
mittel lassen, die ihnen auch im Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 zugesprochen worden 
sind. 

Da nun fast alle unsere eingebrachten An­
träge im Unterausschuß und auch im Voll, 
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ausschuß angenommen wurden, werden wir 
für dieses Gesetz stimmen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag der A b­
geordneten Weikhart, Moser und Genossen 
ist genügend unterstützt und steht daher mit 
in Verhandlung. 

Nächster Redner : Dr. van Tongel. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Die 
Beratung über die Regierungsvorlage eines 
Wohnungsverbesserungsgesetzes ist ein Anlaß, 
sich in Erinnerung zu rufen, was in der Regie­
rungserklärung vom 20. April 1966 zur Woh­
nungswirtschaft erklärt wurde. Wörtlich hieß 
es dort : "Hier können keine zaghaften Einzel­
maßnahmen, hier kann nur eine General­
bereinigung Abhilfe schaffen." 

Wir Freiheitlichen unterstreichen die Rich­
tigkeit dieser damaligen Feststellung des Herrn 
Bundeskanzlers, möchten aber heute an die 
Bundesregierung und an den Herrn Bundes­
minister für Bauten und Technik folgende 
Frage richten : Wollen Sie wirklich allen Ern­
stes behaupten, daß Sie mit den drei Gesetzen, 
nämlich dem Mietrechtsänderungsgesetz, dem 
Wohnbauförderungsgesetz und dem nunmehr 
heute vor seiner Verabschiedung stehenden 
Wohnungsverbesserungsgesetz, eine General­
bereinigung des Wohnungsproblems herbei­
geführt haben 1 

Wir Freiheitlichen halten dafür, daß in 
diesem Zusammenhang, bei diesen drei Geset­
zen, nur von mehr oder weniger "zaghaften 
Einzelmaßnahmen" die Rede sein kann. 

Ferner hieß es in der Regierungserklärung 
vom 20. April 1966 : 

"Dafür zu sorgen, daß unseren jungen Fami­
lien eine ausreichende Zahl von modernen 
und familiengerechten Wohnungen zu finan­
ziell erschwinglichen Bedingungen zur Ver­
fügung steht, erscheint der Bundesregierung 
als das wichtigste familienpolitische Ziel ." 

Wo, meine Damen und Herren, sind diese 
modernen und familiengerechten Wohnungen 
in ausreichender Zahl und zu finanziell er­
schwinglichen Bedingungen ? Fragen Sie doch 
die jungen Ehepaare und die kinderreichen 
Familien, wie schwer, ja vielfach aussichtslos 
es heute noch immer ist, eine solche Wohnung 
zu bekommen ! 

Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß die 
Bundesregierung ihr wichtigstes familienpoli­
tisches Ziel nicht erreicht hat. Der in der zitier­
ten Erklärung der monocoloren ÖVP-Regie­
rung bei ihrem Amtsantritt in Aussicht gestell­
ten "gerechten und sozialen Gesamtreform 

der österreichischen Wohnungswirtschaft" 
ha ben uns ein paar zaghafte Einzelmaßnahmen 
nicht wesentlich näher gebracht. 

Im Jahr 1 968 hatten noch 1 6,3 Prozent aller 
Wohnungen einen Wohnraum unter 35 Qua� 
dratmeter, 14,3 Prozent einen Wohnraum von 
35 bis 45 Quadratmeter und nur 21 ,3  Prozent 
einen Wohnraum von 45 bis 60 Quadratmeter. 
Somit lag also rund ein Drittel der Wohnun­
gen unter 45 Quadratmeter und rund die 
Hälfte unter 60 Quadratmeter . Was sich an 
dieser Situation in der Zwischenzeit geändert 
hat, fällt leider kaum ins Gewicht. 

Das, meine Damen und Herren von der 
Regierungspartei , ist die traurige Realität, 
die Sie jedoch - wie leicht vorausgesehen 
werden kann - nicht davon abhalten wird, 
sich in Ihrer Wahlpropaganda lauthals einer 
angeblichen Lösung des Wohnungsproblems 
zu rühmen. 

Nun zu der in Beratung stehenden Regie­
rungsvorlage : Es handelt sich hier um eine 
Einzelmaßnahme, der die freiheitlichen Abge­
ordneten ihre Zustimmung geben werden. 

Als besonders positiv möchte ich herauB� 
streichen - ich habe das auch schon im 
Ausschuß gesagt -, daß es durch eine erfreu� 
liche positive Kooperation aller drei im Hohen 
Haus vertretenen Fraktionen im Bautenaus­
schuß möglich war, eine Reihe krasser Mängel, 
die dieser Regierungsvorlage anhafteten, zu 
beseitigen und somit eine Regelung zu schaffen, 
die als brauchbarer Ansatz für die so über­
fällige Sanierung des Althausbestandes ange� 
sehen werden kann. 

Eine sehr eingehende Beratung, vor allem 
im Unterausschuß, hat unter anderem dazu 
geführt, daß nunmehr auch eine ausreichende 
Definition für den Begriff "erhaltungs würdig " 
gefunden werden konnte und daß - was uns 
sehr wesentlich erschienen ist - die Gemein­
den nun doch auch in diesem Gesetz berück� 
sichtigt worden sind. 

Ferner erscheint uns als eine wesentliche 
Verbesserung der gegenständlichen Regie­
rungsvorlage die Änderung jenes Termins, bis 
zu welchem die behördliche Baubewilligung 
erteilt worden sein muß, damit die in diesem 
Gesetz vorgesehenen Färderungsmaßnahmen 
in Anspruch genommen werden können. Der 
1 .  Juli 1948 wird unserer Meinung nach den 
realen Gegebenheiten und Erfordernissen besser 
Rechnung tragen als der ursprüngliche Termin 
in der Regierungsvorlage. 

Als bedauerlich, meine Damen und Her­
ren, sehen wir Ji"reiheitlichen es an, daß es 
entgegen den Vorstellungen beider Oppositions­
parteien bei der ursprünglich vorgesehenen 
Teilfinanzierung aus Rückßüssen des Wohn-
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haus-Wiederaufbaufonds sowie des Bundes- daß sonst die öffentliche Hand das mit der 
Wohn- und Siedlungsfonds bleiben wird. einen Hand gibt und mit der anderen wieder 
Gegen diese Bestimmung im § 4 Abs. I müs- nimmt und die Wohnbaugesellschaften und 
sen wir ernsthafte Bedenken erheben, weil es , der Private nicht in den Genuß der Wohltat 
sich hier um eine nachträgliche Umwidmung i dieser Gesetze kommen, und weil wir auch 
von Mitteln handelt, die bereits einem anderen wissen, daß letzten Endes die Gemeinden 
Zweck zugeordnet wurden. Wir werden daher in Österreich im Durchschnitt mit den Wohn­
auch für den Abänderungsantrag des Herrn baugenossenschaften im Besitz von rund 
Kollegen Weikhart stimmen, zumal die vor- 10 Prozent der Wohnungen sind. 
ge�ehenen L�istungen des Bundes nur mi� . aer Es wurde dazu gesagt, daß es großer Zähig­
Halft� -:- dIe na�h

. 
dem Vorschlag der .OVP keit bedurfte, um dem zum Durchbruch zu 

20 MIllIOnen SchIllmg aus HaushaltsmItteln erhelfen daß die Gemeinden mitein­
bet�ä�t - angesichts 

.
eines 100-Milli�rden- ;ebaut ;'erden. Daß es in der Regierungs­

�chIllmg-B.udgets wahrlIch geradezu lacher- vorlage nicht enthalten war, geben wir zu, 
hch erschemen. und es ist auch nicht abzuleugnen. (Abg. 

Im übrigen werden die freiheitlichen Abge- Dr. Kleiner :  Die Türe war von vornherein 
ordneten der Regierungsvorlage ihre Zustim- nicht offen !) 
mung geben. (Beifall bei der F PÖ.) Aber es gibt auch bereits Landes-

Präsident: Zum 'Vort gemeldet hat sich der gesetze. Ich nenne das Land Oberösterreich -
Abgeordnete Regensburger. Ich erteile es ihm. das sich diese Frage schon längst zu einem 

Herzensbedürfnis gemacht hat und auch 
Abgeordneter Regensburger (ÖVP) : Hohes legislativ statuierte _, wo die Sanierung des 

Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren ! Altwohnraumbestandes schon längst in die 
Ich bin etwas überrascht, daß der Abge- Hand genommen wurde. Wenn letztlich dann 
ordnete Staatssekretär Weikhart vor den von uns der Vorschlag gemacht wurde, finanz-
Damen und Herren des Hohen Hauses er- schwache Gemeinden miteinzubeziehen, so 
klärte, daß es so quasi erst durch die Mit- wollten wir eben damit sagen, daß sehr 
hilfe, Einflußnahme und durch kämpferische finanz starke Gemeinden von sich aus auch 
Diskussionen möglich war, dieses Gesetz, Woh- eine gewisse Verantwortung tragen, den Alt­
nungsverbesserungsgesetz genannt, salonfähig wohnungsbestand, der in ihrem Besitz steht, 
zu machen, also brauchbar zu gestalten. Ich neuzeitlichen Erfordernissen anzugleichen. 
werde noch darauf zurückkommen und hier (Abg. Pay : Was soll die Gemeinde noch 
den Beweis erbringen, daß Staatssekretär alles leisten ?) 
Weikhart nicht nur im Unterausschuß, son-
dern auch im Bautenausschuß im besonderen Nun zum Termin 28. Jänner 191 7 :  Man 
anerkannt hat, daß er, der seit 1945 diesem kann sicher über diesen Termin geteilter Mei­
Hohen Hause angehört, sich kaum erinnern nung sein, aber in den Erläuternden Be­
könne, daß so konstruktiv, so gekonnt, so merkungen, die ich dann noch erklären werde, 
verständig (Abg. W e i khart : Nur die SPÖ, I ist expressis verbis statuiert, daß es ein erster 
Herr Kollege I) und letztlich auch gemeinsam 11 Schri�t �ein soll, um den. Althausbestand nach 
auf einen Kompromiß hinzielend gearbeitet neuzeItlIchen Erfordermssen zu verbessern. 
wurde. 

I 
Man könnte auch Zahlen anführen, die be-

Wenn von seiner Seite von einer kos- weisen, daß nach 1917 der Wohnhausbestand, 
metischen Operation die Sprache war, so auch wenn man diese Häuser zu den Alt­
glaube ich doch feststellen zu müssen, daß bauten nimmt, doch bereits besser aus­
auch eine kosmetische Operation nach gutem gestattet ist. 
Ausgang dem einen gefallen und dem anderen 
weniger gefallen kann, weil Ästhetik ja nicht 
jedem unbedingt maßgeschneidert auf den 
Leib geschneidert sein muß. 

Ich habe den Zeitungsartikel aus der letzten 
"Wochenpresse" nicht mit ; er liegt oben auf 
dem Tisch. Darin wird eine Wohnanlage in 
Wien kritisiert und gesagt, daß sich die Mieter 

Die Gemeinden waren ausgeschlossen, sagte bitter darüber beklagen, daß diese Wohnanlage, 
er. - Ja. Sie haben, wie Sie wissen, bei uns die erst in den letzten Jahren gebaut wurde, 
eine offene Tür eingerannt. (Abg. Weikhart : , jetzt schon wieder sanierungsbedürftig wäre. 
So offen war sie nicht, sie war verriegelt !) Vielleicht kommt deswegen der Vorschlag der So­
Selbstverständlich. Es war keine Frage. Wir ha- zialistischen Partei, überhaupt kein Limit, 
ben schon in der Generaldebatte erklärt, daß wir keinen Termin zu setzen, damit die Ge­
willens sind, die Gemeinden miteinzubeziehen, meinden und die Wohnbaugesellschaften die 
nur mit einem Limit, mit einer Begrenzung, I Möglichkeit haben, die Wohnungen, die erst 
mit einem Viertel der Mittel (Zwischenruf I in den letzten fünf oder sechs Jahren gebaut 
des Abg. Dr. Tull) ,  weil wir Sorge hatten, I wurden (Abg. W e i khart : Die Gemeinde-
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bauten stürzen ein, hat es früher einmal ge­
heißen !) ,  auch schon wieder einer Sanierung 
zuzuführen. Hier glaube ich doch, daß man 
diejenigen zur Verantwortung ziehen soll, 
die in der ganzen Konzeption des W ohn­
baues versagt ha,ben. (Zwischenruf bei der 
SPÖ. - Prä8ident Dipl. -Ing. Waldb runner  
übernimmt den Vorsitz.) 

Was die alte Forderung der Sozialistischen 
Partei, die Abgeordneter Weikhart hier wie­
der aufwärmte, betrifft, nämlich Reparatur­
fonds und Reparaturausgleich und so weiter, 
darf ich doch darauf hinweisen, daß meines 
Wissens im neuen Programm der Sozialistischen 
Partei dieses Wunschdenken ausgeklammert 
wurde und nicht mehr aufscheint. ( Abg. 
Wei khart : Da8 wissen Sie nicht, da haben 
Sie gefehlt hineingeschaut !) Es ist möglich, 
daß ich es übersehen habe. Auf j eden Fall 
habe ich auch die Kommentare der Haus­
und Grundbesitzer dazu gelesen. (Abg. W e i k­
hart : Programm haben wir noch keines, nur 
ein Konzept !) Auch die stellen fest, daß der 
Reparaturfonds in diesem Konzept doch über­
raschenderweise keinen Platz m ehr gefunden 
hat. 

Dann hat Staatssekretär Weikhart gesagt' 
man habe quasi das Pferd beim Schwanz 
aufgezäumt, und es wäre notwendig ge­
wesen, vorher ein Assanierungsgesetz zu schaf­
fen. Wir haben, gerade was die Assanierung 
anbelangt, die Forderungen der Sozialistischen 
Partei in unguter Erinnerung ; auch im Zu­
sammenhang mit der Diskussion um den 
§ 3, wo es bei uns nicht expressis verbis um 
den Ausdruck "erhaltungswürdig" ging, woll­
ten die Sozialisten in den Vorschlägen zu 
lit. c und d dieses Assanierungsgesetz oder 
-erfordernis aus einer anderen Tür mit hinein­
führen. 

Wir sind nicht gegen eine Assanierung. 
Das wäre nicht nur unmodern (Abg. Dr. Tul l :  
Hinterwäldleri8ch I) , sondern es würde be­
deuten, den Tatsachen mit Gewalt entgegen­
zuwirken. Ich erinnere mich aber noch gut, 
daß ich irgendwo daheim in einer Schublade 
einen Entwurf eines Grundbeschaffungs- und 
Assanierungsgesetzes der Sozialistischen Partei 
liegen haben muß, wo ohne besondere Er­
klärung gefordert wird, daß jeder, der in 
Österreich über 3000 m 2  verbauungsfähigen 
Grund hat, einfach kalt enteignet werden 
kann. (Abg. Wei khart :  Da8 zeigen Sie 
uns 1 - Abg. M o  s e r :  Wo 8teht das ?) Des­
wegen sind wir vorsichtig. Wenn ich das 
finde, bringe ich es einmal mit. (Abg. W e i k­
hart : Die8e Schublade möchte ich bei Ihnen 
finden ! - Weitere Zwischenrufe bei der S pO.) 
Momentan nicht, aber ich erinnere mich 
noch ganz genau . (Abg. Dr. Tul l :  Das ist 

eine infame Unterstellung, K oUege Regens­
burger !) 

Was die Kritik zu § 4 betrifft, also die 
Drittelung in ein Drittel Bund, ein Drittel 
Rückflüsse aus dem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds, aus dem Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds und ein Drittel Leistungen der Bundes­
länder, heißt es, es sei ein Armutszeugnis 
für die Bundesregierung. Ich darf letztlich 
doch sagen, daß dabei der Bund mit seinen 
Bundesmitteln die Initiative ergreift, um den 
Ländern einen gewissen Ansporn zu geben, 
diese Althaussanierung in die Hand zu nehmen. 
Im Ausschuß ist von Moser und Dr. Tull 
wörtlich gesagt worden, es sei eine sehr in­
teressante Kreditgabe, es sei ein Initialstoß , 
ja es sind geradezu nette Worte für diese 
Finanzierung gebraucht worden. (Abg. 
Dr. Tul l : Aber in eilnem ganzen Zusammen­
hang ! Sie können doch nicht ein Wort heraus­
reißen ! - Ruf des Abg. Moser.) 

Daß die Bundesländer im Begutachtungs­
verfahren Proteste eingelegt haben, hat Herr 
Dr. Gruber in einem Zwischenruf schon er­
klärt : Es wären schlechte Bundesländerver­
treter, wenn sie nicht darauf hingewiesen 
hätten. - Aber wenn man die Auswirkungen 
dieses Gesetzes doch in ungefährem Umfange 
nun voraussehen kann, dann wünsche ich 
nur, daß diese Bundesregierung noch mehrere 
solcher Zeugnisse vorlegt. Von der Be­
völkerung Österreichs werden sie dann in 
summa summarum auf jeden Fall als Vor­
zugszeugnisse gewertet werden. (Beifall bei 
der ÖV P. - Abg. Pe t e r :  Er ist wieder vor­
eilig ! - Abg. M o s e r :  Da müssen Sie sich 
tummeln, Herr Kollege ! - Abg. W e i khart : 
Das ist der Lehrer!) 

Herr Dr. van Tongel ! Eine Generalbereini­
gung ist im Jahre 1966 in der Regierungs­
erklärung gefordert worden, nicht eine zag­
hafte Teilregelung. Wenn man heute das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 unter die Lupe 
nimmt - ich bin selbst Mitglied des Wohn­
bauförderungsbeirates in Tirol -, wenn man 
heute weiß, daß man doch seit 1951 min­
destens an die 550.000 Wohnungen neu ge­
schaffen hat, wenn man dann auch in weiter 
Beziehung im Zusammenhang zwischen dem 
jetzigen Gesetz und dem Mietrechtsbereini­
gungsgesetz und so weiter oder dem über­
gangsgesetz alles zusammenzählt und über­
blickt und die Auswirkungen doch ohne 
Partei brille aufaddiert, so ist das vielleicht 
keine Generalbereinigung aus der Sicht des 
Haus- oder Althausbesitzes her, aber doch 
eine echte Generalbereinigung, zu der es nie 
gekommen wäre, wenn die Österreichische 
Volkspartei im Jahre 1966 nicht in der Lage 
gewesen wäre, eine ÖVP-Bundesregierung zu 
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installieren. Aus den Tatsachen ergibt sich 
eine Summe von Wohltaten und Verbesserun­
gen und von Neuerungen, die in der Summe 
gesehen für Österreich zutage getreten sind 
im Hinblick auf den Wohnraum im gesamten, 
auf die wir stolz sein dürfen. 

Abgeordneter Dr. van Tongel fragt dann : 
Wo ist die ausreichende Zahl von Woh­
nungen 1 - Ja, da fragen wir uns auch, 
weil diese Generalbereinigung von uns, von 
der ÖVP, nicht auf dem Boden der Rück­
sichtslosigkeit, sondern auf dem Boden eines 
echten Sozialdenkens geboren wurde, und ich 
getraue mich mit Fug und Recht zu behaupten, 
daß wir heute schon in Österreich nicht 
quantitativ einen so großen Wohnungsfehl­
bestand haben, sondern mehr einen quali­
tativen ; dieser Anschuldigung und diesem 
Mißstand wollen wir durch dieses Wohnungs­
verbesserungsgesetz entgegentreten. 

Er fragt weiter, wo die finanziell erschwing­
lichen Wohnungen sind. Bei uns im Land 
Tirol war man auch in der Vergangenheit 
schon gewohnt, einen gewissen Preis für 
eine Wohnung zu bezahlen. Bei uns führt 
sich auf jeden Fall das Wohnbauförderungs­
gesetz 1968 bestens ein. Die Realität ist 
auch, glaube ich, für Gesamtösterreich ge­
sehen nicht traurig, wie Dr. van Tongel 
meinte. Ich glaube, sie ist es auch nicht in 
Wien. Ich las auf jeden Fall irgendwo, daß 
man bereits an die 700 Millionen Schilling 
für Wohnbauförderungsanträge bewilligt habe, 
daß aber die Anträge im Endeffekt nicht 
zum Tragen kamen, weil die Administration 
nicht funktionierte. Ich glaube, für die 
Administration in den Bundesländern darf 
man auf keinen Fall die ÖVP und die ÖVP­
Bundesregierung zur Verantwortung ziehen. 

Nun zum Sinn des Gesetzes. In den Er­
läuternden Bemerkungen ist festgehalten, daß 
selbstverständlich der Bedarf an modernen 
und neuzeitlichen Wohnungen - Klein- und 
Mittelwohnungen - in der Hauptsache und 
in erster Linie durch einen Neubau zu be­
friedigen ist und daß auch dort weiterhin 
die Förderung durch die öffentliche Hand 
weiterwirken und fortsetzen muß, daß aber 
neben der Neubautätigkeit auch der Mo­
dernisierung und der Sanierung ein Augen­
merk zugewendet werden muß und daß 
man das e ben mit diesem Gesetz tut und 
tun will. 

Es wird aber drittens auch gesagt, daß 
wir einen ersten Schritt tun, wohl einen sehr, 
sehr wirksamen und merklichen Schritt, und 
daß man dann erst aus den Erfahrungen 
echt wird klug werden müssen. Wir wissen 
selbst, daß wir gerade in bezug auf den Be­
griff "erhaltungswürdig" schon Erfahrungen 

sammeln mußten und daß dieser Begriff gar 
nicht so einfach zu erklären war. 

Viertens soll dieses Gesetz auch dahin 
wirken, daß das Bauhaupt- und die Bau­
nebengewerbe zusätzliche Arbeitsmöglichkeiten 
geschaffen erhalten, speziell in der arbeits­
armen Zeit von November bis März. Es ist 
auch im Gesetz expressis verbis in § 10 Abs. 3 
festgehalten, " daß die Verbesserungsarbeiten 
während der Wintermonate November bis 
März durchgeführt werden, es sei denn", 
und so weiter. Es folgen selbstverständlich 
ganz natürliche Ausnahmen. 

Die Stellungnahmen ; von diesen ist be­
reits gesprochen worden. Aber ich darf 
darauf hinweisen, daß auch der Österreichische 
Arbeiterkammertag grundsätzlich im Prälu­
dium dieses Gesetz positiv auffaßte, sich 
nur bei einzelnen Teilen oder Paragraphen 
mehr oder weniger ablehnend verhielt, sich 
jetzt aber infolge des Kompromisses, den wir 
bezüglich weiter Teile schlossen, wird an­
schließen können. Er schreibt : 

"Der Österreichische Arbeiterkammertag ist 
der Auffassung, daß öffentliche Mittel im 
Wohnungswesen vornehmlich zur Förderung 
des Wohnungsneubau es einzusetzen sind. "  
Auch wir sind derselben Meinung, wie ich 
bereits aus den Erläuternden Bemerkungen 
zitierte. 

Es heißt hier weiter : 
"Der Modernisierung von Altwohnungen 

kommt jedoch insofern Bedeutung zu, als in­
folge der großen Zahl der Althäuser einer­
seits und der unzureichenden Förderung des 
Neubaue;;; andererseits ein Ersatz aller quali­
tativ schlechten Wohnungen in absehbarer 
Zeit nicht möglich sein wird. "  

Die oberösterreichische Landesregierung : 
"Grundsätzlich bestehen gegen die Förderung 
von Verbesserungen an Wohnhäusern mit 
Klein- oder Mittelwohnungen vom St andpunkt 
der vom h. Amt zu wahrenden Interessen 
nicht nur keine Bedenken, sondern es wird 
der Gegenstand des im Entwurf vorliegenden 
Bundesgesetzes begrüßt." 

Die Salzburger Landesregierung : "Dem dem 
Entwurf zugrundeliegenden Gedanken kann 
vollinhaltlich zugestimmt werden, daß zur 
Deckung des Bedarfes an Wohnungen mit 
zeitgemäßer Ausstattung neben dem Woh­
nungsneubau au ch die Sanierung erhaltungs­
würdiger Wohnungen beiträgt und daher 
erforderlichenfalls die Bereitstellung öffent­
licher Mittel für diesen Zweck gerechtfertigt 
ist . " 

Steiermark : " Da im Bundesland Steiermark 
der Anteil an veralteten, den neuzeithchen 
Ansprüchen in keiner Weise entsprechenden 
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Wohnungen sehr groß ist, wird dem Entwurf, 
der die Förderung der Verbesserung solcher 
Wohnungen vorsieht, grundsä.tzlich zuge­
stimmt, zumal damit dem Bau - und Bau­
nebengewerbe zusä.tzliche Beschäftigungsmög­
lichkeiten erschlossen werden sollen." 

Österreichü\cher Gemeindebund : " Der Ge­
setzentwurf wird im Grundsätzlichen begrüßt, 
weil die Erhaltung und Modernisierung des 
Althausbesitzes ein dringendes Gebot ist, 
wenn man nicht durch einen weiteren Verfall 
des Althausbesitzes einerseits die Wohnungs­
not verewigen und anderseits wertvolles Volks­
vermögen vergeuden will ." 

Die Ziele des Gesetzes sind j a  bereits vom 
Berichterstatter und auch von meinem Vor­
redner, dem Abgeordneten Staatssekretär Weik­
hart, genannt worden. Ich möchte nur noch 
einiges kurz anführen. 

Wir haben in Österreich nach der Zählung 
im Jahre 1961 1 ,049.855 Häuser mit 2,249.678 
Normalwohnungen. Die Zahlen bewegen sich 
in die Richtung, daß ständig Wohnrau m ge­
schaffen wurde, daß aber andererseits auch der 
Althausbestand, also die Altwohnungen, doch 
nach irgendeiner Verbesserung rufen. Wir 
sind darüber informiert, daß bei rund einer 
Million Häuser um 500.000 herum , also fast 
50 Prozent - andere Statistiker errechnen 
40 Prozent -, dem Althausbestand zuzurech­
nen seien. 

Über die Ziele des Gesetzes nur noch einige 
Worte. Es ist präzisiert worden, was einge­
baut werden kann, was unter einzelnen Be­
griffsbestimmungen, wie Kleinwohnungen, 
Mittelw ohnungen, zu verstehen ist. Es ist 
präzisiert worden, daß nicht nur mehrere 
Klein- und Mittelwohnungen zusammen in 
andere, besser ausgestattete Nea- und Mittel­
wohnungen umgebaut werden können, son­
dern daß auch Großwohnungen - wie gesagt 
wurde, formulierten wir es dann als "Woh­
nungen" - in Klein- und Mittelwohnungen 
geteilt w erden können. Gerade diese Begriffs­
bestimmungen sind nach meiner bescheidenen 
Meinung ein wertvolles Hilfsmittel, bei der 
Auslegung der Gesetzesmaterie für die Bun­
desländer Pate zu stehen, um in der Folge 
dann die weiteren Erfahrungen, die wir noch 
sammeln werden, unt erzubringen. 

Es ist bekannt, sehr geehrte Damen und 
Herren, Hohes Haus, daß wir uns in fünf­
tägigen Beratungen - einmal durch volle 
sieben Stunden - sehr intensiv mit der Materie 
befaßt haben und daß letzten Endes für die 
Vollziehung dieses Gesetzes die Bundesländer 
zuständig sein weI'den . 

In den Jahren 1 970 und 1971 kann die 
Landesregierung zur Förderung von Ver­
bess81ungen an el'haltungswürdigen Wohn-

häusern zu Darlehen von Kreditinstituten 
und Bausparkassen Annuitätenzuschüsse im 
Ausmaß von 40 Prozent für eine Laufzeit 
des Kredites bis zu 12 Jahren gewähren. 
Der Zinsfuß darf nicht höher als 3,5 Prozent 
über der jeweiligen Bankrate liegen. 

Nun ist von meinen Vorrednern darauf 
hingewiesen worden, daß diese 12jährige Lauf· 
zeit noch nicht ausreichen wird. In der Re­
gierungsvor lage war eine 1 Oj ährige Laufzeit 
vorgesehen, die Sozialisten schlugen eine 
15jährige Laufzeit vor. Uns scheint doch, 
daß dieses Kompromiß einer 1 2jährigen Lauf­
zeit mindestens tragbar ist. 

Es 8011 auch hier im offenen Hause erklärt 
werden, daß letzten Endes durch dieses Gesetz 
in den Jahren 1970 und 197 1 ein Bauvolumen 
von je 600 Millionen Schilling mobilisiert, 
also in Bewegung gesetzt werden soll . Das 
macht insgesamt für die Jahre 1970/197 1 
zirka 1 ,2 Milliarden Schilling aus. Bei Finan­
zierung dieses Betrages auf dem privaten 
Kapitalmarkt durch Darlehen mit einer 1 2-
jährigen Laufzeit wird eine Annuität von 
12 Y2 Prozent geleistet werden müssen . Das 
bedeutet dann im weiteren, daß für die 
aufgenommenen Kredite von 1 ,2  Milliarden 
Schilling im Laufe von 12 Jahren samt Zin­
sen 1 ,5  Milliarden Schilling zurückgezahlt 
werden müssen. Das bedeutet im weiteren, 
daß von einem Darlehen von 1000 S, das durch 
die Verzinsung und die Annuität von 1 2 7-'2  Pro­
zent insgesamt au.f 1250 S kommen wird, 
nur 750 S zurückgezahlt werden müssen, 
besser gesagt : Die Annuität wil'd 750 S be­
tragen, und dann werden in den 12 Jahren 
9000 S zurückgezahlt werden müssen. 

Wenn ich das nun in einem Beispiel auf­
gliedere, weil ja Beispiele die Materie doch 
besser erklären, werden bei einem Beispiel 
von 30.000 S - die Einrichtung eines Bades 
mit Klo-Anlage zum Beispiel - bei 12 Yzpro­
zentiger Annuität und einer Laufzeit von 12 J ah­
ren diese 30.000 S im Endeffekt auf 45.000 S 
zu stehen kommen. Zieht man dann hievon 
den 40prozentigen Annuitätenzuschuß - das 
sind 18.000 S - ab, verbleiben an Rückzahlung 
27 .000 S in zwölf Jahren. Das heißt weiter, 
daß auf das Jahr 2250 S oder auf einen Monat 
187 ,50 S entfallen. 

Bei 20.000 S würde das nur 120 S ausmachen. 
Aber betrachten wir vielleicht noch das 
BeiBpiel von 40.000 S. Hier würde die monat­
liche Belastung pro 1000 S 6,32 S, bei 40.000 S 
also 252,80 S, betragen. Bei einer Laufzeit 
von zehn Jahren, wie es ursprünglich in der 
Regierungsvorlage vorgesehen war, hätte die 
monatliche Belastung bei 40.000 S nicht 252 S,  
sondeln 284 S betragen. Man sieht also, daß 
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sich dieser Kompromiß auch finanziell wirk­
lich zugunsten der Belasteten auswirkt. 

Ich glaube, daß ich mit diesen zwei kurzen 
Beispielen doch darauf hinweisen durfte,  daß 
auf soziale Belange Rücksicht genommen 
wurde und auch soziale Momente Respektie­
rung fanden. Ich darf dann zum Schluß ,  
Hohes Haus, doch noch einmal kurz rekapi­
tulieren, was die einzelnen Parteien vertreter 
im Bautenausschuß sagten. Ich zitiere wört­
lich aus der "Parlamentskorrespondenz" : 

"Abgeordneter Weikhart stellte als Manda­
tar, der dem Hohen Haus seit 1945 angehört, 
fest : Es gibt wenige Gesetze, bei deren Vorbe­
ratung mit solchem Eifer und solcher Inten­
sität, aber auch mit einer gewissen Härte 
um einen neuen Gesetzestext gerungen wurde. "  

Er sagte sogar noch, sie seien von der ÖVP 
"vergewaltigt" worden. Herr Dr. Bassetti 
erwiderte dann, daß das doch keine "Verge­
waltigung" sein könne, sondern einfach ein 
gegenseitiges Verständigen und ein Ringen 
um Verständigung. 

Herr Dr. van Tongel wies darauf hin, daß 
er sich mit der Arbeit, die im Unterausschuß 
geleistet wurde, außerordentlich einverstanden 
und zufrieden erklären könne. Er sagte dann 
weiter, schon allein die Tatsache, daß sämt­
liche Abänderungsanträge - mit einer ein­
zigen Ausnahme - Dl'eiparteienanträge sind, 
beweise die kooperative Zusammenarbeit in 
diesem Unterau8schuß. 

Herr Dr. Bassetti von der Volkspartei 
sagte - ich glaube, er hat hier das formuliert, 
was zu diesem Gesetz zum Abschluß und 
zum Schluß gesagt werden soll - ,  mit diesem 
Gesetz werde eine wesentliche Lücke gefüm , 
die bisher noch in der Wohnungswirtschaft 
geklafft habe. (Beifall be'i der (j V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
neten Wielandner das Wort. 

Abgeordneter Wielandner (SPÖ ) : Hohes 
Haus ! Meine <;ehr geehrten Damen und Herren ! 
Außer der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
in seiner Regierungserklärung hat auch der 
Herr Abgeordnete Dr. Gruber im Jahre 1967 
bei den Beratungen zur Wohnbauförderung 
1968 angekündigt ,  daß wir ein Wohnungs­
verbesserul1g �gesetz bekommen. Es war sicher­
lich zu erwarten, daß es eines Tages in das 
Haus kommen werde, zumindest als Alibi­
Gesetz . Das da7J ich festst ellen. (Abg. Doktor 
Grub e r :  Oh ! Kollege Weikhart hat so gelobt, 
und du sagst "Alibi-Ge�etz " I) Laß dir nur 
Zeit, Kollege Dr. Gruber, wir werden heute 
noch alles durchbesprechell. 

Die Regierungsvorlage hat von vornherein 
unsere Zustimm11l:g nicht fiüden können. 

Das haben wir schon zum Ausdruck gebracht. 
(Ahg. Machunze : Aber jetzt stimmt ihr zu I) 
Ja, ja,  wir haben ihr auch das richtige Ge­
sicht gegeben, Herr Abgeordneter Doktor 
Machunze. (Heiterkeit.) - Der "Doktor" 
ist mir jetzt herausgerutscht. Ich hätte 
ihn Ihnen aber ohne weiteres zuerkannt. -
Der Herr Abgeordnete Weikhart hat es ja 
schon vorhin gesagt : Wir ersehen auch aus 
der Erkläru.ng des Herrn Abgeordneten Weik­
hart im Bautenausschuß, daß es wirklich 
notwendig gewesen ist, hier noch etwas zu tun. 
Fünf Tage intensiver Arbeit sind notwendig 
gewesen, um aus diesem Gesetz etwas zu 
machen. 

Ich darf also feststellen, Herr Kollege 
Regensburger, daß diese Arbeit, die da die 
Regierung geleistet hat, kein Vorzugszeugnis 
verdient. (Zwischenruf des Abg. Rege ns­
burger.) Das wird vielleicht noch kommen. 
Marwan-Schlosser _ wird ja noch sprechen. 
Diese Regierungsvorlage hat ein "Kaum ge­
nügend" verdient. Das, glaube ich, dürfen 
wir schon feststellen. (Abg. Dr. Grub er :  
Das war hart !) Denn sonst hätte man nicht 
so viele Abänderungen machen müssen. 

Der Grund, warum ich mich zum Wort 
gemeldet habe, hängt selbstverständlich mit 
meiner Tätigkeit als Bürgermeister zusammen. 
Und von dieser Wart,e aus darf ich zu diesem 
Gesetz Stellung nehmen. Sie wissen ja, 
daß die Wohnbauprobleme und die Wohnungs­
probleme gerade draußen in den Gemeinden 
von einer ganz besonderen und wesentlichen, 
und zwar von einer strukturellen und mensch­
lichen Bedeutung sind. Die größten Sorgen 
jedes Kommunalpolitikers bilden diese Woh­
nungsfragen. Ich sage nichts Falsches, wenn 
ich behaupte, daß beispielsweiRe in meiner 
Gemeinde unter 30 Vorsprechenden minde· 
8tens 20 bis 25 Wohnungsuchende sind. 
Es sind oft echte, die Familie direkt gefähr­
dende Sorgen, die die Menschen zu den 
Kommunalpolitikern führen. 

Was fehlt uns im wesentlichen ? Es sind 
insbesondere drei Dinge : zu kleine Wohnun­
gen mit einem zu geringen Wohnkomfort 
und mit einem zu hohen Durchschnit.t.salter. 

In Österreich sind 26 Prozent der Bevölke­
rung in Normalwohnungen mit einem Wohn­
raum untergebracht, 34 Prozent �iEd in zwei 
Wohnräumen untergebracht, 52 Prozent un­
serer Wohnungen haben kein eiger.es WO, 
36 Prozent keine Wasserentnahmemöglichkeit 
in deI' Wohnung. 27 Prozent der Wohnungen 
befinden sich in Häusern, die vor 1 880 er baut 
wurden. Mehr als 2 Millionen Ö.st erreicher 
sind also in sGhlecht ausgestatteten Normal­
wohnungen oder in Not- und Behelf.mnter­
künften untergebracht. Der Anteil steigt 
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von West nach Ost. In Vorarlberg machen die 
schlechten Wohnungen etwa 6 Prozent aus, 
Oberösterreich, Kärnten und Steiermark lie­
gen ungefähr in der Mitte, das gleiche gilt 
auch noch für Wien. Im Burgenland beträgt 
der Anteil schlechter Wohnungen etwa 49 Pro­
zent. (Abg. Machunze : Bischofshofen ?) In 
Bischofshofen haben wir schon dafür gesorgt, 
daß sich dieser Anteil in den letzten Jahren 
entsprechend geändert hat , Herr Kollege 
Machunze !  

Im Jahre 1961 hatten in Wien 34 Prozent 
der Wohnungen nur einen Wohnraum, in 
Graz waren es 37 Prozent. In den Industrie­
gemeinden und in den Bergbaugemeinden, 
beispielsweise in Ternitz, Leoben, Judenburg, 
sind es zirka 40 Prozent, in Fohnsdorf sind 
es 50 Prozent. Im 16. Wiener Gemeinde­
bezirk, in Ottakring, mit l lO.OOO Einwohnern, 
sind 52 Prozent der Bewohner so schlecht 
untergebracht. (Abg. Machunz e :  Keine An­
spielung 1) Nein, eine Feststellung ! Das war 
im Jahre 1961. Man sollte die Wohnungen 
nicht dort verbessern, wo man an und für sich 
assanieren muß. Darauf werde ich später 
noch zu sprechen kommen. 

Das Wohnungsproblem ist in den Industrie­
und Bergbaustädten besonders schwierig. Dazu 
kommen die Orte mit raschem Wachstum. 
Derzeit sind in sechs Großstadtregionen Öster­
reichs etwa 40 Prozent der Bevölkerung 
untergebracht. Wir müssen ganz besonders 
darauf achten, daß Raumplanung und Raum­
forschung Hand in Hand gehen. 

Im Jahre 1975 werden etwa 4,8 Millionen 
Österreicher in Groß- und Mittelstädten sowie 
in Umlandgemeinden u,ntergebracht sein. Im 
Jahre 1961 waren es etwa 4,3 Millionen. 
Die Erkenntnis daraus : Es ist ein echtes 
Problem, das hier auf uns zukommt und 
dem wir entsprechend entgegentreten müssen. 
Menschenwürdige und funktionsfähige Städte 
sind mehr als bisher für das Funktionieren 
einer Gesellschaft und für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Volkes ent­
scheidend. 

Was wir brauchen, ist eine konstruktive 
Bodenpolitik, eine noch bessere Regelung der 
Wohnungswirtschaft und eine Verbesserung 
der Wohnbauförderung 1 968, von der Sie ja  
selbst schon gesprochen haben ; schließlich 
brauchen wir eine umfassende Städtebau­
förderung. 

Der Herr Abgeordnete Regensburger hat 
vorhin erklärt, daß wir Sozialisten etwa dafür 
eintreten würden, daß man jeden Grund­
besitzer, der über 3000 m2 Grund hätte, ent­
eignen könnte. Er hat sich nicht mehr daran 
erinnert, wo er das gelesen haben könnte . 
Ich kann es ihm sagen : Es war eine ÖVP-

Wahlbroschüre vor dem Jahre 1966. (Abg. 
S t e in e r :  Wie sieht die , ,konstruktive Boden­
politik" aus, Herr Kollege ? Das hätte mich sehr 
interessiert 1) Kollege Steiner ! Darüber werden 
wir uns sicherlich so lange im Bautenausschuß 
unterhalten, wie wir uns über das W ohnungs­
verbesserungsgesetz unterhalten haben. Aber 
der Herr Bundesminister selbst hat in Klagen­
furt bereits erklärt, daß er Verständnis dafür 
hat, daß ein Assanierungsgesetz und ein 
Baulandbeschaffungsgesetz notwendig ist . Er 
hat es sicherlich bereits in seiner Schublade 
liegen. Es wäre gut gewesen, wenn es noch 
rechtzeitig hervorgekommen wäre, denn dann 
hätte man sicherlich darauf verweisen können, 
daß auch diese Frage bereits gelöst wurde. 
Aber vielleicht ist es in der nächsten Legislatur­
periode leichter möglich, und man kann diese 
Dinge an jemanden anderen abgeben. (Abg. 
S t e i n  er :  Das ist ein Wunschdenken!) 

Heute haben wir das Wohnungsverbesse­
rungsgesetz in Behandlung. Es ist nur ein 
Teil der Erfordernisse, die wir damit bedecken 
können. Wenn wir uns die Zahlen über­
legen - und deshalb habe ich sie vorhin 
genannt -, dann darf ich feststellen, daß es 
wirklich nur ein Testgesetz sein kann, das wir 
heute beschließen. Es ist auch immer wieder 
bei den Verhandlungen gesagt worden : Wir 
versuchen das einmal für die Zeit von zwei 
Jahren, und nachher werden wir weiterreden. 

Der Herr Abgeordnete Regensburger hat 
gemeint, daß dieses Gesetz ausreichen wird, 
um die Mißstände irgendwie zu beseitigen. 
Ich kann ihm entgegnen : Es ist nur ein 
Tropfen auf einen heißen Stein, den wir hier 
vorfinden werden. Das heißt, die Auswirkun­
gen dieses Gesetzes werden nicht so groß sein. 

Nun zu dem Teil des Gesetzes, der für die 
Gemeinden Österreichs von Interesse ist . Die 
Bedeutung der Wohnungsfrage schon in der 
Ersten Republik erkennend, haben die Ge­
meinden insbesondere nach 1920 begonnen, 
kommunalen Wohnungsbau zu betreiben. Bis 
1945 waren es 122.300 Wohneinheiten, die 
dadurch geschaffen wurden. Die Ausstattung 
ist allerdings nach den damaligen Erforder­
nissen, die an die Gemeinden herangetragen 
wurden, erfolgt. 

Wenn wir heute diese Häuser sehen, dann 
dürfen wir sagen, daß sie den modernen An­
forderungen nicht mehr entsprechen. Oft gibt 
es in den Häuserblocks nur gemeinsame Bäder, 
oft sind es Wohnungen, die die WC-Anlagen 
am Gang haben. Aus diesen Gründen wußten 
wir, warum wir so intensiv den Forderungen, 
zum Beispiel des Gemeindebundes, beitraten, 
der da sagte : 

"Im Interesse der Bewohner alter Gemeinde­
häuser muß sich der Gemeindebund gegen die 
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Bestimmung aussprechen, daß Wohnhäuser, 
die zu mehr als 50 vom Hundert im Eigentum 
einer Gemeinde stehen, von den Förderungs­
bestimmungen ausgenommen sind. Es gibt 
eine Reihe finanzschwacher Gemeinden, die 
durchaus nicht in der Lage sind, ihren Alt­
hausbestand aus eigenen Mitteln zu verbessern." 

Im Land Niederösterreich herrschen ähnliche 
Verhältnisse. Es wird in der Stellungnahme 
der Landesregierung ebenfalls darauf verwiesen, 
daß in der Zwischenkriegszeit solche Wohnun­
gen geschaffen wurden. 

Herr Kollege Regensburger hat weiters 
gemeint, nur die Regierungsvorlage habe die 
Gemeinden ausgeschlossen. Ich darf ihm 
sagen : Auch die erste Ausgabe der ÖVP-An­
träge hat die Gemeinden nicht mitberück­
sichtigt. Das ist erst später bei der zweiten 
Ausgabe erfolgt, als wir Ihnen unsere Anträge, 
Herr Kollege Dr. Gruber, auf den Tisch 
legten. 

Man ist anscheinend immer wieder bestrebt, 
die Mieter von Gemeindewohnungen irgendwie 
zu benachteiligen. Ich sage Ihnen nun ein 
anderes Beispiel. Bezüglich einer Bestimmung 
in den Einkommensteuergesetzen - das hängt 
nur indirekt mit dem heutigen Thema zu­
sammen - heißt es in einem Brief: "Das 
Einkommensteuergesetz 1967 sieht im § 10 
Abs. 1 Ziffer 3 lit. c oder lit . e bei Erwerb oder 
Errichtung von Eigentumswohnungen steuer­
liche Abschreibungen vor. Nun stellt sich 
heraus, daß Bewerber von Eigentumswohnun­
gen, die mit Siedlungsgenossenschaften bauen, 
die Abschreibungsmöglichkeiten beim Finanz­
amt ausnützen können, Bewerber von Eigen­
tumswohnungen, die mit Gemeinden bauen, 
können solche Abschreibungen infolge einer 
Gesetzeslücke nicht vornehmen." 

Im Laufe der Budgetdebatte werden wir 
noch sicherlich darauf zurückkommen. (Abg. 
Dr. G r u b e r :  Weil die sozialistischen Gemeinden 
bisher nicht so eigentumsfreundlich waren !) Sie 
machen Gesetze, die diese Mieter immer wieder 
benachteiligen, weil Sie wissen, daß in diesen 
selbstverständlich von den Sozialisten ver­
walteten Gemeinden auch viele Sozialisten 
wohnen. Man meint fast, diese wären Staats­
bürger zweiter Klasse. 

Es wäre aber noch ein zweiter Riegel bezüg­
lich der Bestimmung : Gemeinden ausgenom­
men ! ,  vorgeschoben worden. Das Gesetz sollte 
nur auf Bauwerke angewendet werden, die vor 
dem 28. Jänner 1917 errichtet wurden. Ich 
habe Ihnen schon vorher gesagt, daß man 
ungefähr seit dem Jahre 1920 in Österreich 
einen intensiveren kommunalen Wohnungsbau 
betreibt.  Es war selbstverständlich, daß wir 
den Stichtag verkürzt haben wollten, etwa 
Mitte der vierziger Jahre, damit wir die För-

derung auch tatsächlich anwenden könnten. 
Denn wenn Sie die Gemeinden in den Entwurf 
genommen haben und den Stichtag nicht ab­
ändern, wäre es sicherlich verfehlt gewesen, 
wenn wir uns darum bemüht hätten. 

Wenn wir nun die Dinge weiter betrachten, 
dann darf ich feststellen, daß sich fast alle 
Stellungnahmen der Bundesländer mit dem 
Problem befassen, wie zum Beispiel die Landes­
regierungen, die Kammern, der Städte- und 
Gemeindebund und so weiter. 

Herr Kollege Regensburger hat nur die 
positiven Dinge vorgelesen. Ich möchte keine 
Vorlesungsstunde halten und möchte nur 
darauf verweisen, daß auch sehr, sehr viele 
negative Feststellungen in diesen Stellung­
nahmen beinhaltet sind. 

Ich darf aber zu Ihrer Anerkennung fest­
stellen : Hätte man bei dem Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 unseren Forderungen 
mehr Rechnung getragen, und zwar ungefähr 
im Ausmaß dieses Gesetzes, dann würde auch 
das Wohnbauförderungsgesetz 1968 etwas 
besser aussehen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kohlmaier hat 
bei den Beratungen immer wieder gemeint, daß 
die Ablösen irgend wie zum Tragen kommen 
würden, wenn gewisse Bestimmungen herein­
kämen, die wir gefordert haben. Ich möchte 
ihm erwidern : Ablösen sind kaum mehr not­
wendig ; in der Praxis sehen wir eine ganz 
andere Entwicklung. 

Ich möchte Ihnen jetzt einen Fall schildern. 
Ich bin auf eine Annonce im "Kurier" - diese 
Annoncen stehen ja täglich zu Dutzenden 
drinnen - in ein solches Büro gegangen und 
habe mir dort angesehen, wie die Situation 
überhaupt ist. Annonciert wurde eine 
Garconniere, ab 300 S im :Monat, Wasser 
innen. Ich glaube, so ähnlich ist es in der 
Zeitung gestanden. 

In dem Büro wurde mir dann erklärt : Eine 
Wohnung um 300 S ist derzeit leider nicht da. 
Aber es sind welche ab 1500 S vorhanden. 
Darauf habe ich einen Teil des Anzahlungsbe­
trages erlegt, um zu wissen, wie nun die 
Praktiken weitergehen. Es wurden mir drei 
Wohnungen angeboten. Die billigste war eine 
ganz alte Zweiraumwohnung, das Wasser am 
Gang, zu einem Preis von 900 S. Weiters eine 
Garconniere, WO in der Wohnung, um den 
Preis von 1500 S .  Und andere Wohnungen, 
die mit Bad versehen sind, bekommen Sie 
nur um den Betrag von 2000 S. Ich kann 
Ihnen die Adresse dieser Vermittlungsstelle 
zeigen. Da ist es besser, wenn man einen 
kleinen Ablösebetrag und schließlich und elld­
lieh nicht diese hohe Miete zahlen muß, die 
Sie durch ihr Mietrechtsänderungsgesetz be­
wirkt haben. 
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Ich komme nun zu einem weiteren Punkt, ' Recht, eine schöne, eine moderne, eine hygieni. 
zu dem schon der Herr Abgeordnete Weikhart i sehe, eine familiengerechte Wohnung zu haben. 
gesprochen hat. Es handelt sich hier um die I Wir haben uns in den letzten Jahren nach 
Frage der Wohnbauförderungsmittel, die von dem zweiten Weltkrieg sehr bemüht und sehr 
den Ländern genommen werden. Ich darf angestrengt, auf diesem Sektor möglichst viel 
darauf hinweisen, daß Sie hier auch wieder den zu tun. Wenn wir durch Österreich fahren, 
Grundsatz des Finanzausgleiches durchbrechen. so muß jeder zugeben, daß auch ungeheuer viel 
Alle Länder . haben in i�en S�ellun�nah�en geschieht und vor allem auch viele Eigenmittel 
darauf verWIesen, daß dIese MIttel eIgentlIch derer die bauen wollen miteingesetzt werden 
nach den Wohnbauförderungsbestimmungen aus d�r Erkenntnis her;us, daß der Staat allei� 
und nach den Entwicklungen der letzten Jahre eben nicht alles leisten kann. Es ist oft be. 
den Gemeinden zustünden. wunderungswürdig, wie einfache Arbeiter mit 

Kollege Dr . Gruber meinte, die Länder ihrer Hände Arbeit sich das Haus selbst bauen 
wären gerne bereit, hier mitzutun. Er sagte und sich mit nur ganz wenigen Zuschußmitteln 
das im Ausschuß. Ich erwiderte ihm darauf, eine moderne Wohnung hinstellen. Wir müssen 
daß er die Stellungnahmen der einzelnen doch ehrlicherweise zugeben und einsehen, 
Bundesländer lesen solle, denn da würde etwas daß man dann nicht auf der anderen Seite 
anderes drinnenstehen. Heute war es wieder ' hergehen und sagen kann: Nur der Staat allein 
das Gegenteil, Herr Kollege Gruber. Da oder die Gemeinden oder die Länder allein 
haben Sie gemeint, die Länder werden sich sollen alles leisten. 
si�herlich. dagegen wehr�n, �aß man ihnen Ich habe daher gesagt, daß wir dafür Ver­
MIttel mmmt. Ich weIß mcht, was nun ! ständnis haben, wenn Neubauwohnungen zu­
richtig ist. (Zw'ischenruJ des Abg. Dr. Gruber.) I erst an der Reihe sein sollen und daß das unser 
Das geht so hin und her . (Abg. Dr. G r u b e r :  Ziel ist, aber daß man au�h auf der anderen 
Ich habe nie einen anderen Standpunkt vertreten !) Seite den Althausbestand nicht verfallen lassen 
Leider. Ich habe es mir hier direkt notiert soll. 
und habe Ihnen im Ausschuß darauf geant. Dem Herrn Abgeordneten Dr. van Tongel wortet ; vielleicht können Sie sich erinnern . geht anscheinend'alles zu langsam. Denn wenn (Abg. Dr. G r u b e r :  Ich werde es Ihnen schon ich ihn so richtig verstanden habe, dann hat er sagen !) Es ist also wiederum eine Durch- in die Regierungserklärung hineininterpretiert, brechung des Grundsatzes des Finanzaus- man müßte doch eigentlich schon viel, viel gleiches. weiter sein und dieses schwierige Gebiet, ich 

. Abschließend. darf ich sa�en: Wir. b�schließen möchte sagen, mit Riesenstiefeln durcheilt 
eIll Testgesetz, III dem wemgsten�. eImge grund- haben. Da läuft man aber Gefahr daß man bei 
sätzliche Änderungen durch SPO-Anträge be- I diesem schnellen Lauf mit di�sen Riesen­
�irkt wurden: Es ist ab�r trotzd�m eben nur stiefeln womöglich diese Stiefel verliert, weil 
eIll Test und eIll erster klemer SchrItt. Oberstes das die Beine einfach nicht ertragen. 
Ziel der Wohnbauförderung muß aber die 
Errichtung von familiengerechten Neubauten 
f ür unser Volk zu erträglichen Bedingungen 
sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr . van Tongel 
dann gemeint hat, daß noch ein Drittel aller 
Wohnungen unter 40 m2 sind, so muß man 
dazu feststellen : ersteus braucht man selbst­

Präsident Dipl.-.lng: Waldbrunner: Als näch- verständlich auch Kleinwohnungen, aber zwei-
stem Redner erteIle ICh dem Herrn Abgeord- tens ist ja mit diesem Gesetz auch verbunden, 
neten Marwan-Schlosser das Wort.

. .  I daß man Kleinwohnungen zusammenlegen 
Abgeordneter Marwan-Schlosser (0 VP) : Herr : kann, was auch als Verbesserung betrachtet 

Präsident ! Hohes Haus! Ich möchte an- wird. Umsomehr ist daher klar, daß wir mit 
schließen an die Worte meines Vorredners diesem Gesetz unter anderem nicht nur die Ver­
Wielandner, der meinte, oberstes Gebot müsse besserung der Wohnungen anstreben in bezug 
die Schaffung neuer Wohnungen sein. Ich auf moderne Einrichtungen, sondern auch 
glaube, so sind wir ja auch vorgegangen . Wir selbstverständlich in bezug auf Wohnungs­
haben uns daher in dieser Legislaturperiode zu größen. Dieses Gesetz soll bewirken, daß 
allererst mit dem Bau von Neuwohnungen be- innerhalb von zwei Jahren eine Milliarde 
faßt, und als weiteren Schritt sind wir heute Schilling verbaut werden sollen. Der Bund 
daran, auch das zweite Problem einer beginnen- und die Länder werden mit eingeladen, dazu 
den Lösung zuzuführen, nämlich nicht nur auf ihren Beitrag zu leisten. An und für sich ist 
die Neubauwohnungen zu sehen und daneben Wohnbau Ländersache. Nun soll auch die Alt­
die Altbauwohnungen verfallen zu lassen, haussanierung unterstützt werden. 
sondern diese mit einzubinden, um einem Mit diesem Gesetz soll eine Milliarde umge­
Punkt gerecht zu werden : Es hat selbstver- setzt werden. Man rechnet, daß eine Woh­
ständlich jeder Österreicher das verständliche nungsverbesserung im Schnitt vielleicht 
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25.000 S kosten wird. Es ist ja den Mietern I rungsvorlage hat auf verhältnismäßig wenige 
freigestellt, dem Hausherrn - wenn er der . Bestimmungen zurückgegriffen und war etwas 
alleinige Hauseigentümer ist - von sich aus großherziger, in der Annahme, daß selbstver­
zu sagen : Ich verbessere jetzt mit einem Kredit : ständlich dieses Gesetz dann bei der Hand­
und dem Annuitätenzuschuß meine Wohnung. ' habung im Länderbereich doch in irgendeiner 
"Vir haben dabei keine Erfahrungen, wir be- Form Bewegungsfreiheit bieten sollte. "Vir 
treten mit diesem Gesetz Neuland. Die Ver- waren darum sehr bemüht. Sie wissen, daß ich 
besserung einer Wohnung wird im Schnitt Ihnen das einmal sehr lebhaft gesagt habe. 
vielleicht 25.000 S pro Wohnung kosten. Das Es tut mir leid, wenn man von Gesetzgeber­
würde bedeuten, daß man mit dieser Milliarde seite her immer wieder bemüht ist, lauter Be­
rund 40.000 Wohnungen verbessern und mo- stimmungen in Gesetze hineinzubringen, die 
dernisieren kann. Das würde die Modernisie- dann infolge der vielen Überprüfungen einen 
rung von 20.000 Wohnungen im Jahr bringen. derartigen Verwaltungsaufwand nach sich 
Wenn man zu diesen 20.000 verbesserten Alt- ziehen, weil man erst herausfinden muß, ob 
hauswohnungen die Neubauwohnungen hinzu- man überhaupt etwas machen kann oder etwas 
rechnet, dann kommt man doch auf eine ganz nicht darf, um auf diese Art und Weise zu einer 
schöne Leistung, die in diesen Jahren voll- Förderung zu kommen, was aber auf der 
bracht werden soll. anderen Seite eine ungeheure Verwaltungs-

Wir haben natürlich auch die Frage venti- belastung des Staates bringt. 

liert, ob wir das Gesetz ohne einen Termin Wir waren daher ursprünglich der Auf­
oder mit einer Fallfrist machen sollen, daß fassung, man sollte nicht so engherzig sein, 
also zuerst nur die älteren Wohnungen daran� sondern sollte den ersten Schritt einmal etwas 
kommen. Ich möchte dazu einige Zahlen freier und beweglicher unternehmen. Wenn wir 
nennen. Bis 1919 sind in Österreich 1 , 1 38. 1 1 3 während der Beratungen auf viele Punkte ein­
Wohnungen mit Alleineigentumsrecht natür- gegangen sind, so ist das selbstverständlich, 
licher Personen erbaut worden, von den Ge- denn einengen, wenn man das wünscht, kann 
meillden sind 39.109 Wohnungen gebaut wor- man immer. Auf der anderen Seite sind Sie 
den, das sind 3 Prozent vom Gesamtanteil. aber wieder einen Schritt in die entgegen­
In den Jahren 1919  bis 1944 sind 251 .806 Woh- gesetzte Richtung gegangen, indem Sie noch 
nungen von Alleineigentümern gebaut worden 

I 
mehr und noch mehr Bewerber hereinnehmen 

und von seiten der Gemeinden 83.207 . Wenn wollten. Ganz verständlich war diese Vor­
man nun diese ganze Gl'uppe bis 1945 zusam- gangsweise nicht. Aber wir haben diese Be­
mennimmt und gegenüberstellt, so haben die I ratungen freundschaftlich geführt und gar 
Gemeindewohnungen an dem Gesamtbestand ' nicht mit harten Kämpfen. Daß man Argu­
einen Anteil von 8,7 Prozent. Das muß man I mente nicht gleich bedingungslos schluckt, 
auch festhalten. sich abspricht und abwägt, was ist richtig und 

Wenn man sich nunmehr sosehr in der Argu- was ist möglich, das werden Sie doch ver­

mentation der sozialistischen Fraktion auf die stehen. 

Gemeindewohnungen stützt, dann muß ich I Ihre Kosmetik, die Sie betrieben haben, 
sagen : Der Hauptanteil der Gemeindewoh- i hat nach meinem Dafürhalten lediglich die 
nungen wurde erst nach 1919 errichtet. Sind i Wirkung gehabt, daß man viel, viel detail­
diese Wohnungen damals so schlecht errichtet lierter ins Gesetz gegangen ist. Aber von uns 
worden, daß sie heute schon bei den Verbesse- . aus können Sie sicher sein, daß wir selbst­
rungen primär zum Zug kommen sollen ? : verständlich auch den Wunsch gehabt hätten, 
Da haben wir Überlegungen angestellt. (Abg. ' ab sofort und mit viel mehr Mitteln j edem, 
Wei khart : Kein Bad drinnen !) Natürlich, ' der will, zu helfen und ihm innerhalb kürzester 
Herr Abgeordneter Weikhart, Ihren Wunsch Frist Mittel zur Verfügung zu stellen, um nur ja 
verstehe ich schon. Als Oppositioneller können recht rasch Verbesserungen durchzuführen. 
Sie natürlich alles machen. Auch wenn der Aber als Regierungspartei müssen wir immer 
Herr Minister aus staatlichen Mitteln 100 lVIil- wieder die Frage stellen : Woher das Geld 
lionen hineingelegt hätte, dann hätten Sie ge- nehmen ? 
sagt : Nein, 100 Millionen sind zuwenig, wir · Und nun zu Ihrer Formulierung "erhal­
brauchen 200 Millionen ! Und wenn wir eine tungswürdig" . Ich habe damals gesagt, die 
Laufzeit von 15 Jahren genommen hätten, Erhaltungswürdigkeit ist selbstverständlich 
dann wären Sie gekommen und hätten gesagt : eine Voraussetzung. 
20 Jahre sind noch viel angenehmer ! i Wir hatten aber Bedenken, daß bei der For-

Herr Abgeordneter Weikhart ! Selbstver- ' mulierung dieser Begriff zu engherzig inter­
ständlich kann man die Wünsche ausdehnen. ' pretiert wird ; daß wirtschaftliche Überlegungen 
Aber ich möchte als 1\'Iitberater vielleicht fol- da sind, daß es Entwertungen nach sich zieht, 
gendes Urteil darüber abgeben : Die Regie- i das müssen Sie verstehen. 
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Ich sage Ihnen : Ich war einige Jahre Bau­
referent. Selbstverständlich kenne ich die 
Frage der Bebauungspläne, und ich weiß, 
was das für die sofortige Entwertung von 
Grundstücken bedeutet. Ich sage Ihnen aber 
auch, daß es einige Jahre später wieder so war, 
daß man sagen mußte : Diesen Bebauungsplan 
können wir gar nicht einhalten, wir brauchen 
ihn gar nicht, wir stellen das bauliche Vorhaben 
woanders hin, wir heben daher diese ganzen 
Bestimmungen wieder auf. In der Zwischen­
zeit kann man sein Grundstück veräußert 
haben, und der nächste kommt dann in den 
Genuß, wie es eben auch vorkommt. Es kann 
zu einem Wegfall der verschiedenen Auf­
lagen kommen, die innerhalb . von 50 Jahren 
gar nicht realisiert werden. 

Hier wieder unsere Bedenken, daß man doch 
nicht durch einen Bebauungsplan hergehen 
und sagen kann : Das Haus ist nicht mehr er­
haltungswürdig, und in den nächsten 50 Jahren 
geschieht von seiten der öffentlichen Hand dort 
überhaupt nichts, und jetzt, soll man es den 
dortigen Mietern zumuten, daß sie an einer 
Verbesserung durch Lichteinleitung oder durch 
Wassereinleitung keinen Anteil haben. 

Diese Überlegungen sind immer hin und her 
gegangen. Aber ich bin auch froh, daß wir 
zu einer Formulierung gekommen sind, wo 
Sie auch erkannt haben, daß man dem Problem 
"Moderne Wohnungen" nicht nur von seiten 
der Neubauwohnungen beikommen kann, son­
dern daß man es auch auf der Basis der Ver­
besserung und der Modernisierung von Altha us­
wohnungen durchführen muß . 

Eine besondere Genugtuung habe ich da­
durch, daß man landwirtschaftliche und ge­
werbliche Wohnungen mit hineingenommen 
hat, und zwar Wohnungen in überwiegend land­
wirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebs­
gebäuden. Das ist die Formulierung über die 
Klein- und Mittelwohnungen. Ich kann sogar 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Tull sagen : 
Ich anerkenne, daß er sogar die außerhalb des 
geschlossenen Wohnungsver bandes liegenden 
Räume auch mit einbezogen hat. Ich war 
selbst einmal in einer solchen Lage, wo eben ein 
Raum der Wohnung jenseits des Ganges ge­
legen ist. (Abg. Dr. T u l l :  Danke für die 
Blumen !) 

Ich bin auch sehr froh darüber, daß die 
Winterbautätigkeit forciert werden soll. Ich 
glaube, daß das ganze Gesetz sowohl für . die 
Mieter als auch für die Hausbesitzer und auch 
für die Bauwirtschaft ein sehr begrüßenswertes 
Gesetz ist. 

Vielleicht kommt noch indiTekt eine Wirkung 
durch dieses Gesetz dadurch zustande, daß die 
Freiheit der Wechselbeziehung zwischen dem 
Vermieter und dem Mieter besteht. Sie müssen 

sich nämlich gemeinsam elmgen. Wenn der 
eine verbessern will, der andere aber nicht will, 
kann man ihn - mit Ausnahme des einen 
Paragraphen, wo wir das Duldungsrecht sehr 
vage hineininterpretiert haben - nicht zwin­
gen. Ich glaube daher, daß dieses Gesetz auch 
eine psychologische Wirkung haben kann. 
Wenn sich der Hausherr und der Mieter auf ge­
meinsamer Basis überlegen müssen, ob sie ver­
bessern sollen, wieweit sie verbessern Bollen 
und wie man das bezahlt, so wird das gegen­
seitige Verständnis zwischen dem, der das 
Haus gebaut hat und erhalten muß, und dem 
Benützer eintreten, sodaß es eine Art Schick­
salsgemeinschaft wird. Ich glaube, daß durch 
dieses Gesetz ein Verständnis in der gesamten 
Bevölkerung gefördert werden wird, ein Ver­
ständnis zwischen den beiden Bedarfsträgern. 

Meine Fraktion kann daher dieses Gesetz 
nur begrüßen. Ich darf sagen, daß Herr Mini­
ster Kotzina hier einen mutigen Schritt in ein 
Neuland gegangen ist . Er selbst hat immer 
wieder gesagt, es ist der erste Schritt. Wir 
wollen aus diesem ersten Schritt lernen. Ich 
bin davon überzeugt, daß diesem ersten 
Schritt später weitere Schritte folgen werden, 
im Interesse des Österreichers, der mit Recht 
erwarten darf - das sage ich noch einmal -, 
eine moderne, hygienische und familienge­
rechte Wohnung zu besitzen. (Beifall bei 
der Ö VP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Moser das Wort. 

Abgeordneter Moser (SPÖ) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Ich bedaure es eigent­
lich, daß ich in den Lobgesang meines Vor­
redners nicht mit einstimmen kann. Als 
ich die Regierungsvorlage 1234 der Beilagen 
im Frühjahr des heurigen Jahres erhielt, 
war ich einigermaßen erschüttert. Denn was 
hatte uns diese Regierung, die ÖVP-Allein­
regierung, mit dieser Regierungsvorlage be­
schert ? Die Gemeinden waren nicht ent­
halten, für die Mieter war kein Schutz vor­
gesehen, obwohl sie die Kosten für die Ver­
besserung dieser Verbesserung bezahlen sollen, 
keine Vorschriften, die verhindern, daß gi­
gantische Fehlinvestitionen gemacht werden, 
keine Rücksichtnahme darauf, daß nach dem 
zweiten Weltkrieg über Aufforderung von 
Gemeinden, von Lä.ndern und des National­
rates Private initiativ geworden sind und 
die beschädigten oder zerstörten Wohnungen 
mit eigenen Mitteln wiederaufgebaut haben, 
nicht nach modernen Plänen, Hondern nach 
den alten Grundrissen, also nach einer Bauart, 
wie man sie im vorigen Jahrhundert praktiziert 
hat. 
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Und hier komme ich gleich zum Herrn 
Abgeordneten Regensburger, der meinte : Viel­
leicht war es die Absicht der Sozialisten, den 
Termm vom 28. Jänner 1917 bis herauf 
in die neu este Zeit zu erstrecken, weil Ge­
meinden nach dem zweiten Weltkrieg so 
schlecht gebaut hätten. Herr Abgeordneter 
Regensburger ! Ich erinnere Sie daran, was 
der Grund dafür war, daß Sie den 1 .  Juni 
1948 akzeptiert haben. Der 1. Juni 1948 
ist an sich für jene, die diese Materie nicht 
kennen, ein sinnloser Tag. Warum gerade 
der 1 .  Juni 1948 ? Erinnern Sie sich daran, 
daß ich im Unterausschuß gesagt habe : 
Meine Herren von der Österreichischen Volks­
partei ! Diese Regierung, die ÖVP-Allein­
regierung, hat auf alle jene vergessen, die 
nach dem zweiten Welt-krieg mit eigenen 
Mitteln unter schwersten Opfern - Opfer 
der Mieter, Opfer auch der Eigentümer -
die zerstörten Wohnstätten ohne Zuhilfe­
nahme öffentlicher Kredite, aber unmodern, 
so wie sie früher waren, wiederaufgebaut 
haben. Und Sie waren es dann, die gesagt 
haben : Dieses Argument zählt, wir akzep­
tieren den 1 .  Juni 1948. Nicht weil die Ge­
meinden so schlecht gebaut haben, sondern 
weil diese Regierung auf die Leute vergessen 
hat, die schon einmal geschädigt worden 
sind. (Abg. Regensb urger : Aber Herr Ab­
geordneter Moser, ihr wolltet doch überhaupt 
keinen Termin !) 

Wir haben dann den 1 .  Juni 1955 vor­
geschlagen. Denn wer so wie ich aus der 
Praxis kommt, der weiß, daß in der ersten 
Phase das vom Parlament beschlossene Wohn­
haus- Wiederaufbaugesetz durch eine Propa­
ganda der Zinshauseigentümer torpediert wor­
den ist . Erst Anfang der fünfziger Jahre 
hat überhaupt ein echter Wiederaufbau mit 
Hilfe des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds be­
gonnen. Die Bauten, die privat wieder­
hergestellt worden sind, sind bis in die Jahre 
1953/54 hineingekommen. Wir haben erklärt : 
Wir wollen gar nicht bis zum Jahre 1969 
gehen, wir schlagen Ihnen den 1 .  Jänner 
1955 vor. Und wir haben uns dann auf den 
1 .  Juni 194:8, auf den Tag, wo das Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz in Kraft getreten ist, 
geeinigt. Man soll also hier keine Märchen 
in die Welt setzen. Man soll bei der Wahrheit 
bleiben. Ihr Klubobmann war es doch, der 
gestern gesagt hat, besonders als Jurist müsse 
man von dieser Stelle aus die Wahrheit 
sagen. 

Ich empfehle diese Anregung auc h  Ihnen, 
Herr Abgeordneter Dr. Regensburger. Sie 
haben behauptet, daß es einen Initiativ­
antrag der Sozialisten gibt, in dem steht, 
daß alle jene, die über ein baureifes Grund-

stück von mehr als 3000 m2 verfügen, kalt 
enteignet werden sollen. Ich fordere Sie in 
aller Form auf, diese Bestimmung eines 
Initiativantrages der Sozialisten, die Sie be­
haupten, hier dem Hohen Hause au ch zur 
Kenntnis zu bringen. Sie haben keinen Be­
weis dafür, und in keinem der Initiativ­
anträge der Sozialisten war etwa eine solche 
Maßnahme vorgesehen. Aber was soll denn 
das ? Es ist die typische Verteufelu.ngs­
kampagne, die wir jetzt schon wieder seit 
Wochen in Österreich erleben, wo einfach 
Behauptungen von einer vereinigten Linken, 
Herr Generalsekretär der ÖVP, und so weiter 
in die Welt gesetzt werden, wo der Bundes­
kanzler und Parteiobmann der Österreichi­
schen Volkspartei behauptet, die Kommu­
nisten haben angebHch sozialistisch gewählt. 
Angeblich haben sie aber auch schon im Jahre 
1966 kommunistisch gewählt. Es liegt ja 
darin nichts anderes als das, den politischen 
Gegner durch unqualifizierte Äußerungen und 
durch eine Greuelpropaganda ins schlechte 
Licht zu setzen. 

Herr Abgeordneter Regensburger ! Ich be­
dau.re e"l, daß Sie sich auch auf diese Ebene 
begeben haben, hier einfach Behauptungen 
aufzustellen, ohne den geringsten Schimmer 
eines Beweil'les dafür erbringen zu können. 

Aber, meine Damen und Herren, kommen 
wir zurück zur Regierungsvorlage. Diese 
Regierungsvorlage sagte verschämt in den 
Erläuternden Bemerkungen, daß die Moderni­
sierung und Sanierung erhaltungswürdiger 
Wohnhäuser notwendig wäre. Wissen Sie, 
was mir dabei eigentlich einfällt ? Nehmen 
Sie doch bitte, meine Damen und Herren, 
noch einmal die Erläuternden Bemerkungen 
zum Mietrechtsänderungsgesetz zur Hand, das 
wir im Jahr 1967 hier verhandelt haben. 
Sie werden dort finden, daß die Freigabe der 
Mieten von Ihnen damit begründet wurde, 
daß nunmehr die Häuser erhalten und moderni­
siert werden. Und dieses Mietrechtsänderungs­
gesetz ist nun bald zwei Jahre in Kraft, und 
die ÖVP-Alleinregierung kommt und sagt uns, 
mit dieser Regierungsvorlage ist das, was wir 
im Jahre 1967 bei der Freigabe der Mieten 
behauptet haben, nicht eingetreten, es ist 
danebengegangen, wir müssen jetzt öffentliche 
Mittel für die Modernisierung der Wohnungen 
zur Verfügung stellen. (Abg. M arwan­
Sch los s e r :  Wie viele Wohnungen sind frei 
geworden ? Man kann sich doch in dieser 
kurzen Zeit keine Wunder erwarten !) 

Sie haben damals auch versprochen, daß 
die Ablösen verschwinden werden. Meine 
Damen und Herren ! Darf ich Ihnen aus der 
Rede des Herrn Abgeordneten Bassetti vom 
30. Juni 1967 in der 63. Sitzung des National-
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rates vorlesen, der damals namens der ÖVP I eine baulich in sich abgeschlossene Wohnung -, 
sagte : "Die freie Mietzinsvereinbarung, Kollege deren Nutzfläche nicht mehr als 130 m2 beträgt. 
Moser, bringt die berüchtigten Ablösen zum Wenn ich also hernehme : , ,Die Länder haben 
Verschwinden." Nachzulesen in der Rede des V b W h h" 't  Kl . er esserungen an 0 n ausern ml eIn-
Herrn Abgeordneten Bassetti. (Abg. Doktor oder Mittelwohnungen . . . zu fördern", und 
Gru b e r :  Leih mir das, dann lese ich auch dann definiert wird, daß ein Wohnhaus eine 
deine Rede vor !) Baulichkeit ist, bei der mindestens die Hälfte 

Darf ich Ihnen den Inseratenteil des der Wohnungen auf Klein- und Mittelwohnun­
"Kuriers" vom Samstag, den 18. Oktober gen entfällt, und die Klein- und Mittelwohnung 
heurigen Jahres, zu lesen geben. Zeigen Sie eine baulich in sich abgeschlossene Wohnung 
mir eine Wohnung, wo keine Ablöse verlangt sein muß, meine Damen und Herren, dann 
wird : 30.000 S ,  23.000 S, 19.500 S, 24.000 S hätte man mit dieser Regierungsvorlage, wenn 
und so weiter bis 75.000 S. Sie haben der sie so beschlossen worden wäre, nur bereits 
österreichischen Bevölkerung vor zwei Jahren baulich in sich abgeschlossene Wohnungen 
gesagt, die Freigabe der Mieten wird die modernisieren können. Man hätte also das 
Ablöse zum Verschwinden bringen. Und das ganze Gesetz zum Unsinn verurteilt , wenn, 
ist das Ergebnis, meine Damen und Herren !  was ich doch annehmen muß, die Länder sich 
Sie haben damals gesagt, die Mieten sollen an die Vorschriften dieses Gesetzes gehalten 
freigegeben werden, damit die Häuser erhalten hätten. Oder hat diese Bundesregierung, die 
und damit die Wohnungen modernisiert werden wir jetzt haben, vielleicht schon die Meinung, 
können. Sie kommen heute und sagen, diese daß das, was sie dem Parlament als Gesetz 
Behauptung von uns ist also falsch gewesen, vorlegt, ohnedies so schlecht ist, daß sich die 
jetzt heran mit öffentlichen Mitteln, damit die Länder nicht daran halten werden ? Denn 
Wohnungen modernisiert werden können. wenn Sie das anschauen, daß nur eine baulich 

Wenn ich aber nun nur die Regierungsvor- in sich abgeschlossene Wohnung hätte moderni­
lage, die uns im Frühjahr präsentiert wurde, siert werden können, dann hätte keine Woh­
ansehe, dann sage ich Ihnen ganz offen : nung, bei der ein Kabinett über dem Gang 
Diese Regierungsvorlage war als Geschenk liegt, bei der ein Klosett jenseits des Ganges 
für die Zinshauseigentümer gedacht. Wie diese liegt, wie der Herr Abgeordnete Marwan­
Regierungsvorlage ausschaut und wie bei Schlosser gesagt hat, modernisiert werden 
dieser Regierungsvorlage gepfuscht worden können. Dann hätte man nur jene Wohnungen 
ist, darf ich Ihnen an einem einzigen Beispiel modernisieren können, die ohnedies im Ver­
demonstrieren. hältnis zu den Zuständen im Altbaubereich 

Da heißt es in der Regierungsvorlage, bereits als halbwegs modern angesehen werden 
nicht in dem heute dem Parlament vorliegen- können. 
den Gesetzentwurf - denn vergleichen Sie Das ist nur ein Beispiel, wie diese Regierung 
einmal die Änderung zwischen der Regierungs- schlampig - muß ich sagen - und ohne eine 
vorlage und der heute zur Beratung stehenden sinnvolle Überlegung anzustellen einfach dem 
Vorlage, und Sie werden enorme Veränderun- Parlament ein Papier übersendet. Es scheint 
gen finden, nämlich die, daß wesentliche Teile mir fast so, als ob diese ÖVP-Alleinregierung 
dieser Regierungsvorlage ja  überhaupt nicht wirklich der Meinung wäre, daß sie sich mit 
mehr aufscheinen -, im § 1 unter der Über- den Fragen und Problemen eines Gesetzes gar 
schrift : "Aufgaben der Länder" : nicht auseinandersetzen muß, sondern daß sie 

"Die Länder haben Verbesserungen an 
Wohnhäusern mit Klein- oder Mittelwohnun­
gen, sofern die behördliche Baubewilligung vor 
dem 28. Jänner 1917 erteilt wurde, zu fördern."  

Und im § 3 dieser Regierungsvorlage mit 
der Überschrift "Begriffsbestimmungen" finden 
Sie, daß als Wohnhaus eine Baulichkeit zu ver­
stehen sei, "bei der mindestens die Hälfte der 
Gesamtnutzfläche auf Klein- oder Mittel­
wohnungen entfällt". Und im zweiten Punkt 
wird definiert, was eine Klein- oder Mittel­
wohnung ist : Eine Kleinwohnung ist "eine 
für die dauernde Bewohnung bestimmte, bau­
lich in sich abgeschlossene Wohnung, deren 
Nutzfläche nicht mehr als 90 m2 beträgt". 
Und weiters : Eine Mittelwohnung ist eine 
Wohnung der in Ziffer 2 genannten Art - also 

einfach dem Parlament irgendeinen Beschluß 
übersenden kann, und das Parlament wäre 
ohnedies dazu da, das, was die Regierung ver­
säumt hat, nicht überlegt hat, nicht über­
dacht hat, auszubessern, denn letzten Endes 
- so ist offenbar die Meinung dieser Regie­
rung - trage ja dann das Parlament für das 
die Verantwortung, was zum Gesetz erhoben 
wird. 

Mit allein dieser Kombination des § 1 über 
die Aufgaben der Länder und die darauf­
folgenden Begriffsbestimmungen der Regie­
rungsvorlage wäre das Gesetz überhaupt nicht 
durchführbar gewesen. 

Aber diese Vorlage - und das sage ich sehr 
offen - war auch eine mieter feindliche Vor­
lage, denn was wäre nach dieser Regierungs-
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vorlage möglich gewesen 1 Es wä.re möglich 
gewesen, daß der Eigentümer des Hauses zum 
Mieter geht und sagt : Bitte sehr, ich möchte 
auch deine Wohnung verbessern, das Wasser 
einleiten lassen, eine Duschnische einbauen, 
und der Mieter hätte gegagt : Ja bitte, da "\\-äre 
ich schon sehr froh, aber bitte, was muß ich 
dafür bezahlen � Der Eigentümer hätte erklärt : 
Das kostet dich halt an die 800 S. Und in dem 
Moment, in dem der Mieter ja gesagt hätte, 
hätte es keine Stelle mehr gegeben, die hätte 
überprüfen können, ob der Aufwand für die 
Modernisierung tatsächlich so hoch ist, daß 
daraus mit Recht eine Forderung auf 800 S 
hätte abgeleitet werden können. Es hätte 
keine Stelle gegeben, die eine solche Vereinba­
rung hätte überprüfen können, und es wäre 
ein prima Geschäft geworden, das man daraus 
hätte machen können. 

Es ist erstmals eine ÖVP-Alleinregierung, die 
imstande war, dem Parlament zuzumuten, 
daß zwar 720 Millionen Schilling aus öffent­
lichen Mitteln angesetzt und aufgewendet wer­
den, aber keine Stelle da "\\-äre, zu prüfen, ob 
die Betroffenen, die letztlich zahlen sollen, 
nicht dabei überhalten werden. Das also, muß 
man feststellen, ist offenbar der Standpunkt 
des Herrn Bundeskanzlers Klaus und seiner 
Ö VP -Alleinregierung. 

Und nun findet sich in diesem Gesetz auch 
eine Bestimmung, die sagt, daß keine För­
derung gegeben werden darf, wenn Erhaltungs­
arbeiten an diesem Hause erforderlich sind 
beziehungsweise wenn nicht sichergestellt ist, 
daß sie im Zusammenhang mit diesen Ver­
besserungsarbeiten durchgeführt werden. Ich 
unterstreiche und unterschreibe diese Bestim­
mung. Ich bekenne mich dazu. Was heißt das ? 

wird. Wir haben einen 15jährigen Zeitraum 
vorgeschlagen, weil uns von Haus aus klar war, 
daß die Österreichische Volkspartei und der 
Herr Bautenminister dieser Regierung keine 
andere Form der Förderung, als sie in den 
Grundzügen dieser Regierungsvorlage mit An­
nuitätenzuschüssen vorgesehen ist, wird zu­
lassen können. Natürlich wäre auch ein 
15jähriger Zeitraum eine gewisse Erleichte­
rung, was Abgeordneter Marwan-Schlosser 
auch für die zwölf Jahre bestätigt hat. 

Aber denken Sie doch einmal daran, daß 
Verbesserungsarbeiten, wie etwa der Einbau 
einer WO-Anlage in eine Wohnung, der Einbau 
eines Badezimmers oder einer Duschnische 
nicht eine Lebensdauer von zehn oder zwölf 
Jahren, sondern in Wirklichkeit eine solche 
von 50 und mehr Jahren hat. (Abg. Dr. 
G r u  b e r :  Na, na, gar 80 ! N ich,t übertreiben !) 
Ein Badezimmer, Herr Abgeordneter Doktor 
Gruber, das ich heute einbaue, wird so lange 
bestehen, als das Haus besteht, denn für die Er­
haltung im Inneren ist auf Grund der miet­
rechtlichen Bestimmungen für die Zukunft 
ohnedies der Mieter selbst verpflichtet . Die 
Bestanddauer wird also weitaus höher sein. 

Es wäre uns sehr angenehm gewesen, wenn 
diese Regierung eine Finanzierungsmethode 
hätte vorschlagen können, die eine Aus­
dehnung der Rückzahlungszeit zur Folge ge­
habt hä.tte, weil wir uns davon eine bessere 
Anwendung und eine bessere Inanspruchnahme 
dieses Ge<;etzes hätten erwarten können. Denn 
wenn Sie die Kosten auf ein Ausmaß in die 
Höhe treiben, daß die betroffenen Mieter, die 
ohnedies mit den Reparaturkosten belastet 
werden, finanziell einfach nicht mehr mit­
kommen, dann ist diese ganze Konstruktion 
ein Schlag ins Wasser, weil jeder Mieter, so 
gern er vielleicht Modernisierungen zulassen 
würde, einfach aus eigenem Interesse wegen 
seiner schwachen finanziellen Leistungsfähig­
keit nicht imstande ist, dazu ja zu sagen. 

Deshalb sage ich : Wir haben gar keinen 
Grund, nun etwa optimistisch zu sein. Ich 
sage sehr offen : Wäre es bei der Fassung dieser 
Regierungsvorlage geblieben, dann wäre es uns 
Sozialisten nicht möglich gewesen, einem 
solchen Vorschlag überhaupt zuzustimmen. Es 
ist uns gelungen - das darf ich für die soziali­
stischen Abgeordneten wirklich in Anspruch 
nehmen - ,  aus diesem Gesetz die Giftzähne 
herauszuziehen. Es ist uns gelungen, die Mieter 
vor Übervorteilungen zu schützen, Über­
legungen anzustellen, die dann auch Eingang 
in das Gesetz gefunden haben und die die 
Regierung offenbar nicht angestellt hat. 

Das heißt, eine Modernisierung, eine Ver­
besserung kann nur in einem Haus gemacht 
werden, das an sich in Ordnung ist, bei dem 
keine Erhaltungsarbeiten erforderlich sind. 
Wer aber den Zustand unseres Althaus­
bestandes kennt, weiß auch, daß es kaum ein 
Althaus gibt, ' an dem keine Erhaltungs­
arbeiten erforderlich wären. Es wird daher 
in den allermeisten Fällen dazu kommen, daß 
zunächst ein Verfahren auf Erhöhung des 
Hauptmietzinses z um Zwecke der Durchfüh­
rung der notwendigen Erhaltungsarbeiten 
durchgeführt werden muß. Wir wissen aus der 
Praxis, daß eine fünf-, acht-, zehn- oder fünf­
zehnfache Zinserhöhung keine Seltenheit ist . 
Allein die aus den Reparaturen erspringende 
Last ist so hoch, daß Mieter in diesen Alt­
bauten vielfach nur unter äußerster Anspan­
nung ihrer finanziellen Leistungsfahigkeit im­
stande sind, die Wohnungen zu behalten. Ich bin sehr froh darüber, daß sich nunmehr 

Dazu kommt aber noch die Verbesserungs- in diesem Gegetz im § 6 ein neuer Absatz 6 
rate, wenn die Wohnung gleichzeitig verbessert findet, der besagt, daß Vereinbarungen zwi-
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sehen Vermieter und Mieter über die Höhe der 
vom Mieter für die Verbesserung zu erbringen­
den laufenden Leistung nur insoweit zulässig 
sind, als sie das zur Deckung der Kosten der 
Verbesserungsarbeiten notwendige Ausmaß 
nicht übersteigen. 

Ich bin auch sehr froh, daß es dort in Ziffer 2 
heißt, daß, wenn der Mieter die von ihm 
begehrten laufenden Leistungen für höher hält, 
als nach den Bestimmungen der Ziffer 1 zu­
lässig ist, er die Entscheidung der Schlich­
tungsstelle und dort, wo solche nicht be­
stehen, die des Außerstreitgerichtes begehren 
kann. 

Wir haben damit vorgesorgt, daß mit der 
Zurverfügungsstellung öffentlicher Mittel keine 
Geschäfte gemacht werden können. 

Es findet sich nun eine Bestimmung im 
Gesetz, die besagt, daß der Annuitä.tenzuschuß 
eingestellt Wird, wenn der Hauseigentümer die 
ordnungsgemä.ße Erhaltung des Wohnhauses 
unterIäßt. Zu Beginn muß ein Haus also v öllig 
in Ordnung sein. Der Mieter muß diese 
Reparaturkosten bezahlen. Wenn ein Haus 
generalrepariert ist, dann bin ich "licher, daß 
fünf, sechs oder sieben Jahre keine nennens­
werten Reparaturen an diesem Haus notwendig 
sein werden. Der Mieter zahlt diese Kosten. 

Aber noch immer haben wir im Gesetz eine 
Bestimmung, daß der von den Mietern für die 
Instandhaltung geleistete Mietzins nach Ablauf 
von fünf Jahren in das unveITechenbare 
Eigentum des Zinshauseigentümers übergeht, 
wenn es nicht zur Instandhaltung verwendet 
wird. Diese VeIJallsfrist, meine Damen und 
HeITen, ist der wahre und wirkliche Grund, 
warum unsere Althäuser verfallen, warum 
die Reparaturen von Jahr zu Jahr hinaus­
geschoben werden, weil nämlich durch die 
Nichtverwendung des für die Instandhaltung 
bezahlten Zinsteiles des Mieters von Jahr zu 
Jahr auch dieser Teil zugunsten des Eigen­
tümers verfällt. Diese unmoralische, durch 
nichts begründete und heute schon gar nicht 
mehr begründbare Bestimmung gehörte doch 
endlich be�eitigt, denn Sie haben mit dem Miet­
rechh:änderungsgesetz die Zinse in allen Be­
reichen, auch für die Klein- und Kleinst­
wohnungen, freigegeben. Sie haben von dem 
eigenen Erlebnis des Abgeordneten Wielandner 
gehört, welche Zinse heute für solche Woh­
nungen gefordert werden. Trotzdem halten 
Sie noch starr an dieser Verfallsfrist fest. 
Diese Verfallsfrist hat aber gerade in ZU'3am­
menhang mit dem Wohnungsverbesserungs­
gesetz überhaupt keine Berechtigung, denn 
was wird jetzt geschehen 1 

Erfahrungsgemäß werden bei einem § 7- Ver­
fahren die Mietzinse nicht nur auf das kosten­
deckende Ausmaß erhöht, sondern daneben 

wird dem Eigentümer auch noch eine Quote 
freibleibend für sonstige Instandsetzungsarbei­
ten eingeräumt. Dieser freibleibende Teil ver­
fällt auch weiterhin in Zukunft nach Ablauf 
von fünf J ahren. Wenn also etwa der Eigen­
tümer im siebenten Jahr seiner Instandsetzungs­
verpflichtung nicht nachkommt, braucht er die 
vom Mieter seit dem ersten Jahr der Ver­
besserung bezahlten Instandhaltungsmietzinse 
nicht zur Verfügung zu stellen, sondern es wird 
ihm der Annuitätenzuschuß entzogen. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, daß 
es höchste Zeit wäre, diese Verfallsfrist zu 
beseitigen. Aber ich bekenne : Ich habe die 
Hoffnung aufgegeben, daß diese ÖVP-Allein­
regierung imstande wäre, eine sinnvolle Lösung 
im Parlament möglich zu machen. Ich sage 
auch sehr offen, ich wünsche so heiß,  daß der 
neue Nationah'at anders zusammengesetzt ist, 
in dem auch diese brennenden Probleme einer 
sinnvollen Lösung zugeführt werden können. 
(Bei/all bei der spD.) 

Meine Damen und Herren ! Lassen Sie mich 
auch noch ganz kurz auf den Abgeordneten 
Regensburger zurückkommen, der gemeint hat, 
au ch der Arbeiterkammertag ha�e die Moder­
nisierung begrüßt. HeIT Abgeordneter Regens­
burger ! Nicht nur die Arbeiterkammer, son­
dern auch die Mietervereinigung Österreichs 
und alle die, die mit den Sorgen der Mieter in 
diesen Häusern wirklich verbunden sind, 
sagen seit langem, daß eine Modernisierung 
des erhaltungswürdigen Alt haus bestandes drin­
gend notwendig wäre. Aber er müßte mit 
zielführenden Maßnahmen begonnen werden, 
wozu unserer Meinung nach die endliche 
Schaffung eines Assanierungsgesetzes gehört. 

Der Abgeordnete Regensburger hat ge­
meint, es sei ein Verdienst der Alleinregierung 
der ÖVP, daß man heute in Österreich keinen 
quantitativen Fehlbestand mehr habe. Ich 
bitte ihn, doch die Statistiken zur Hand zu 
nehmen und einmal nachzu.schauen, daß wir 
im Jahre 1961 - von diesem Jahr haben wir 
die letzten offiziellen Zählungsergebnisse - in 
ganz Österreich nur mehr einen quantitiativen 
Fehlbestand von 65.000 Wohnungen gehabt 
haben und daß in der 80 viel gelästerten 
Koalitionszeit von 1961 bis 1965 weitaus 
mehr Wohnungen gebaut worden sind, als 1965 
für den quantitativen Fehlbestand noch not­
wendig waren. Da8 ist, weiß Gott, kein Ver­
dienst der ÖVP-Alleinregierung. 

Es ist wirklich bedauerlich, daß diese Re­
gierung nicht einmal imstande war, bei einem 
mehr als 101-Milliarden-Budget heuer 10 Mil­
lionen und nächstes Jahr 20 Millionen aus 
Budgetmitt eln für einen Versuch einer Mo­
dernisierung zur Verfügung zu stellen, sondern 
daß .,ie dazu wieder auf Wohnbaumittel, die 
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zw�ckgebunden für den �eubau reserviert zu ,. doch auch ein�. 

für die S�zialist�n tragba.re 
bleIben haben, zurückgreIft. . Fassung zu erkampfen. (Be�fall be� der SPO.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Marwan-Schlos- I Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
ser gemeint hat, bei 30.000 S braucht der i näch8tem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
�ieter ja  nur 187S  zu zahlen und bei �O.OOO S, I ordneten Dr. Gruber das Wort. 
dIe aufgewendet werden, 252,80 S - J a, Herr 

Ab d t D G b ( ÖVP) H P " A S I (Ab ' geor ne er r. ru er : err ra-bgeordneter Marwan- e h  os-ser . . .  g" d t '  H h H ' I  h 1 b . t kl M arwan - Schlo 8 s e r : Das war nicht in meiner SI en
.

. � es au� . c g au e, es IS 
. .  

ar, 

R de ') D 
. 11 . ht d H 'r Ab g daß ICh dIese RegIerungsvorlage verteidIgen e .  aun war es Vle elC er eI e-

d I h h h '  ht . d ß 
. 

h . 
d (Ab S E ·  wer e .  c se e auc nIC eIn, a SIC ein or nete Regensburger. g. uppa n :  tner I Ab d t d S . li t' h P t ' hi h . d h . , Ab Marwan geor ne er er oZla s ISC en ar 81 e er w'tr es sc on gewesen setn . - g. • . . .  

8 hl I h 
. ht ' D habe 'ch : stellt, die ganze Zelt dIeses Gesetz nach allen c os s e r :  c war es n�c . as 

't ;  R 1 d K fl" k k '  H d h . ht t '  I h h b d ' s Rechnung ·  ege n er unst zerp uc t, em gutes aar oc mc gesag . c a e �e e ; 
d' G I"ß d hh d h f . 

l , . 1 . R ,. an Iesem esetz a t un nac er oc au -meht angestel t . )  Wenn SIe a
. 

so damIt "agell 
h d d f" t' t I h 'ß  . ht 

. . . . . ste t un a urs Imm . c W81 nIC , WIe wollen, daß SIe seme Auffa-ssung mcht teIlen , 
. d' G It nh

'
t d B ßt

' 
b 

. 
dann brau che ich gar nicht mehr darüber : lese espa e eI es ewu sel��s �Im 

zu reden. (Neuerliche Zwischenrufe des Abg. i Herrn Abgeordneten. Moser zu erklaren Ist. 

M arwan- Schlos s e r.) Sie teilen also auc h  i (Abg. M oser :  Re�'terungsvorlage und A us­

seine Auffassung, daß der Mieter bei 40.000 S . . .  l schv:ßvorlage I) 
. 

BeIm He�.
rn Abgeordneten 

Ich fragte Sie und bin froh,  daß Sie mir die ! 'YeIkhart habe l�h das ?-efuhl geha�t, daß . er 

Antwort gegeben haben ; Sie teilen diese Auf- . SICh etwas sachlicher mIt der �aterle �usem­

fassung auch, die der Abgeordnete Regens- an�ergesetzt hat und schon zu emem �ruheren 

burger hier vertreten hat. Es ist schade, daß �elt�unkt zur Aufassung �eko�men ISt : Das 

der H Ab d t Regensburger nicht da Ist em gutes Gesetz, das Ist em brauchbares err geor ne e 
G E ' t f" d' S . I' . 

h ist . h k" t. 'hn fragen ob meine Auf- esetz. s IS ur Ie OZIa Isten gar 111C t , 10 onn e I ,  
b ' I h G t '  d' Z . zeich un t' n Einer der beiden Herren trag ar, gegen em so c es ese z In leser elt n gen s Imme . 

S 11 h . . h . 
von der Österr eichischen Volkspartei hat ge- te ung zu ne

, 
men, WIe SIe no

.� .
vor zweI 

sagt, bei 40.000 S an Investitionen hätte der Jahren gegen e�n gutes Gesetz, namhch gegen 

Mieter 252,80 S zu zahlen. Damit wollte er das Wohnbauforderu�gsgesetz 19?8, Stell�g 

zum Ausdruck bringen : Na ja gu t, das ist doch bezogen haben: (Zw.��chenrufe be� der SPO.) 

eigentlich ar nicht so viel! Aus Ih�e� seI:nerZeItlgen
. 

Irrtum von 19�7 g 
haben SIe InzWIschen so VIel gelernt, daß SIe 

Aber rechnen Sie doch dazu, daß er das heute für dieses Gesetz stimmen, weil Sie genau �
.
ünf� , Sechs- oder Zehnfache des Normalzin ses i wissen, daß wir damit wieder einen bedeuten­

fur dIe Instandhaltun g des Hauses zahlen muß, . den Schritt vorwärts in der Lösung der Woh­
daß er 500 und 600 S SChOll allein aus dem Titel I nungsfrage Österreichs tun. (Beifall bei der 
der Instandhaltung und dazu noeh zirka ! Ö V  P. - Abg. Weikhart : Kollege Gruber ! Es 
252 S auJbril1gen muß, und dann nennen Sie ! ist ein Unterschied zwischen Regierungsvorlage 
mir den Rent,ner oder Pensionisten, dann I und Gesetz !) Herr Kollege Weikhart, ich weiß, 
nennen Sie mir den Kleineinkommen empfänger, es ist ein Unterschied zwischen Ihnen und dem 
de� im'3t�:lde �s t, 800, 900 od�r 1000 S so ohne- I Kollegen Moser! Das habe ich sehr deutlich 
w�Iters �ur '3ell�e Wohnung .hmzulegen. Daran 

I 
empfunden, und das möchte ich auch gar nicht 

�ITd meI:ler Memung
.
nach dIeses G�setz lves�nt- bestreiten. (Abg. Weikhar t :  Aber Regierungs­

hch scheItern: daß dIe Menschen emfach meht vorlage und Gesetz ist ja 100 und eins I) 
imstande sein werden, die Lasten, die darau s 
entstehen, zu verkraften oder zu übernehmen. Wir haben heute eine wirklich sehr bedeut-

. " . same Regierungsvorlage zu beraten und zu be-
l�h . mochte zum Schluß k?mmen . . WIr schließen (Abg. M oser :  Ausschußvorlage I) , �ozIab�ten m���en

, 
uns gar keme Illu �lOnen 

I weil diese Regierungsvorlage uns auch in der 
uber dIe Quahtat dIeser Vorlage und wIewohl , Erhaltung und Verbesserung des Althausbestan­
wir uns auch sehr sicher darüber sind, daß : des einen großen Schritt vorwärts bringt 
weiß Gott kein Anlaß zu Optimismus besteht, 

. 

stimmen wir dieser Vorlage zu. Wir stimmen Ich werde mich mit einzelnen Ausf ührungen 
ihr zu, weil es in sehr harten und sehr zähen meiner geschätzten Herren Vorredner noch im 
Verhandlungen, in denen die Abgeordneten Detail beschäftigen. Ich möchte zunächst ein­
der Regierungspartei bemüht waren, die Re- I mal generell feststellen : Die Tatsache, daß wir 
gierungsvorlage zu verteidigen, gelungen ist, ! heute dieses Wohnungsverbesserungsgesetz 
der Regierungsvorlage die Giftzähne zn ziehen, i einstimmig beschließen werden, i st schon ein 
weil es uns gelungen ist, die Mieter zu Bchützen, Hinweis darauf, daß sich in letzter Zeit in der 
w eil es uns gelungen ist ,  zu verhindern, daß Wohnungspolitik bei der Sozialistischen Partei 
gigantische Fehlinvestitionen gemacht werden einiges getan hat. Wir begrüßen es sehr, daß 
und damit, wenn schon kein gutes Gesetz , so . hier eine gewisse Wandlung in der Gesinnung 

151. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 67

www.parlament.gv.at



13138 Nationalrat XI. GP. - 151 .  Sitzung - 22. Oktober 1969 

Dr. Gruber 

eingetreten ist, daß man nicht mehr jenen I möchte ich doch . . .  (Abg. Dr. Kle iner :  
starren Standpunkt vertritt, wie man ihn Keine Neuentdeckung von Ihnen l) Keine Neu­
noch vor kurzem vertreten hat. 

Ich stehe gar nicht an, hier auch festzustel­
len : Wenn das alles wahr ist, was man in der 
Öffentlichkeit über Ihr neu es Wohnbaukon­
zept gehört und gelesen hat, dann muß ich 
sagen : Ich gratuliere Ihnen insofern, als Sie 
wenigstens die antiquiertesten Vorstellungen, 
die Sie immer noch mitgeschleppt haben, über 
Bord geworfen haben. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. W e i k hart : Sie werden in mancher Hin­
sicht enttäuscht sein I) 

Wenn Sie allerdings jetzt schon großspurig 
in ganz Österreich plakatieren : Bauen -
bauen - bauen ! ,  und zwar besser und . . .  

(Abg. W e i k hart : Billiger !) - Nein ! Billiger 
steht nicht dabei ! (Abg. Wei khart : Das 
meinen wir aber auch I) Das haben Sie sich 
nicht einmal zu sagen getraut. Besser und 
schöner und schneller ' "  ( Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Nein, "mehr" haben Sie 
darauf stehen, "mehr" und "besser" und 
"schneller" !  Das "mehr" haben wir schon in 
den vier Jahren der Regierung der ÖVP er­
füllt. (Beifall bei der Ö V P.) Wir haben schon 
mehr gebaut, als je zuvor in einem solchen 
Zeitraum in Österreich gebaut worden ist. 
( Abg. Ben y a :  Alles lachhaft I) Das " besser" 
haben wir auch bereits erfüllt, weil wir eine 
wesentlich bessere Ausstattung, wesentlich 
größere Wohnungen haben, als je zuvor in 
Österreich gebaut worden sind. 

Und das "schneller" - schade, daß der 
Kollege Horr nicht da ist, sonst hätte ich ge­
sagt : dieses "schneller" müssen Sie auch an 
die Adresse der Bau- und Holzarbeitergewerk­
schaft richten, nicht nur an die Bauunterneh­
mer. An diese ist die Adresse auch zu richten, 
wenn sich unsere Bauunternehmer in dieser 
Hinsicht viel zuwenig einfallen lassen. (Abg. 
Benya : Die werden Sie zusammenschimpfen, 
wenn Sie das sagen I) Herr Präsident Benya ! 
Ich lasse mich ruhig zusammenschimpfen. 
Ich lasse mich vom Kollegen Sallinger zu­
sammenschimpfen und ich lasse mich vom 
Kollegen Horr zusammenschimpfen ! 

Ich habe diese Anmerkung gemacht, weil es 
ohne eine gewisse Überlegung, wie man ratio­
neller baut, einfach nicht zu dem gewünschten 
Erfolg kommen kann. 

entdeckung von mir. Ich darf es aber doch 
sagen. (Abg. Dr. Kleiner :  Ihre Partei hat das 
Assanierungsgesetz umgebracht I) Herr Kollege 
Kleiner ! Lassen Sie mich doch ein paar Ge­
danken dazu sagen, das war ja nur der Prätext 
zu meinen Ausführungen. 

Das Wirtschaftsstatistische Handbuch 1 968 
- ich möchte mich beim Herrn Kammeramts­
direktor Dr. Staribacher vielmals dafür be­
danken, daß es schon vorhanden ist, sodaß wir 
es immer wieder als eine sehr wertvolle Fund­
grube benützen können - enthält einen inter­
nationalen Vergleich. Man muß aber dazu 
sagen, daß diese Ziffern allesamt nicht mehr 
ganz den neuesten Stand wiedergeben, weil 
alle diese Ziffern - das gilt nicht nur für Öster­
reich, sondern fast für alle Länder - von 1961, 
1960 und so weiter stammen. (Abg. Dr. Stad­
b a  c h e r :  Das liegt aber bitte nicht an der A rbei­
terkammer, das liegt an den internationalen 
Ziffern !) Aber Herr Dr. Staribacher ! Habe 
ich denn davon etwas gesagt ? Kein Wort. 
Im Gegenteil, ich werde nachher sagen, daß 
dieses Wirtschaftsstatistische Handbuch die 
neuesten Daten verarbeitet hat, die auf diesem 
Sektor zur Verfügung stehen, wofür ich auch 
herzlich danken möchte. 

Es zeigt sich aber hier, daß wir in bezug auf 
die Anzahl der Räume pro Wohnung im inter­
nationalen Vergleich gar nicht schlecht liegen, 
daß wir in der Belagsdichte mit 0,9 Personen 
pro Wohnraum gar nicht schlecht liegen, daß 
wir allerdings nicht gut liegen bei den sanitären 
Einrichtungen - Fließwasser innerhalb der 
Wohnung nur bei 63,6 Prozent - und daß wir 
ganz schlecht liegen - nach dieser Statistik, 
darf ich sagen - in der Versorgung mit Bädern 
mit nicht einmal 30 Prozent. 

Es ist also der internationale Vergleich, der 
dieser Forderung nach einer Verbesserung 
unseres Wohnungsstandards, zum Teil j edenfalls, 
recht gibt. Nur würde ich" um eines bitten : 
In eben dem gleichen Buch, in der gleichen 
Quelle, finde ich auf einer anderen Seite ganz 
andere Ziffern. Das hängt damit zusammen, 
daß für die internationale Übersicht das Jahr 
1 961, in dem unsere letzte Häuser- und Woh­
nungszählung stattfand, herangezogen wurde. 
Wir haben aber doch immerhin auch eine an­

Nun aber zu der Frage der Notwendigkeit. dere Quelle. Das Wirtschaftsstatistische Hand­
(Zwischenruf des Abg. Wie landner.) Herr buch gibt an : Österreichisches Statistisches 
Kollege Wielandner, ich komme ohnehin noch Zentral amt, "Statistische Nachrichten",  Jahr­
zu Ihnen, haben Sie ein bisserl Geduld. Ich gang 1968, Heft 9, Seite 643 : Ergebnisse des 
möchte jetzt doch ein paar Bemerkungen zur Mikrozensus 1968. Nach dieser Aufstellung 
Notwendigkeit dieses Gesetzes machen. Seine ist bereits ein viel höherer Prozentsatz der 
Notwendigkeit wird ja zunächst einmal damit österreichischen Wohnungen mit Bad ausge­
begründet, daß wir in unserem Althausbestand stattet ; ich habe die Ziffer 47 Prozent er­
einen schlechten Wohnstandard haben. Nun I rechnet. Das ist immerhin also ein ganz be-
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achtlieher Fortschritt. (Abg. Konir :  Der haben : Die schlecht ausgestatteten Woh­
Kollege Horr i8t da !) Ja. - Ich habe vorhin nungen - 690.000 oder aufgerundet 700.000 -
eine halb ernst- , halb scherzhafte Bemerkung sind ja alle Assanierungsfälle, die gehören alle 
gemacht. (Abg. Dr. A ndro8ch : Da8 ist I weg, die müssen alle ersetzt werden. Und 
8cherzhaft ?) Ich kann es ja wiederholen, Herr I genau diese überlegung hat ja auch bei Ihrem 
Kollege Horr. Ich habe vorhin gesagt : Wenn Wohnungskonzept eine Rolle gespielt. Sie 
das sozialistische Programm beziehungsweise geben auf einmal an, es seien 700.000 Woh­
das Plakat sagt, daß schneller gebaut werden nungen in Österreich durch neue zu ersetzen, 
soll, so ist das anscheinend nicht nur an die 300.000 müßten bis zum Jahre 1980 neu dazu 
Adresse der Bundesinnung der Baugewerbe, errichtet werden, ergibt summa summarum 
sondern auch an die Adresse der Bau- und Holz- Ihre Ziffer von einer Million Neubauwoh­
arbeitergewerkschaft gerichtet. Ich weiß aller- nungen, ohne daß Sie die Frage geprüft hätten, 
dings, daß man sich hier . . . (Abg. Dr. Kle i- wie viele von den angeblich 690.000 - nach 
ner :  Sie müssen sich an die Bau- und Holz- der neuesten Aufzeichnung der Arbeiterkammer 
arbeitergewerkschaft wenden !) Ja, natürlich. 414.000 - echte Assanierungsfälle sind, wie 
Wir werden uns auch an unsere Adresse wenden viele davon tatsächlich erhaltungswürdig sind 
in dem Zusammenhang. (Abg. H orr : Ein und wie viele davon mit einem verhältnismäßig 
Glück, daß Sie vom Bau keine Ahnung haben ! geringen Aufwand an Mitteln tatsächlich zu 
Das ist das große Glück ! Nicht bös sein ! - einem Wohnungsbestand gemacht werden kön­
Heiterkeit bei der SPO.) Herr Kollege Horr ! nen, der durchaus den modernen Ansprüchen 
Wir haben schon einige Male in Ausschüssen entspricht. 
mitsammen gearbeitet. Ich darf vielleicht doch 
dazu sagen, daß ich auch ein bißehen etwas 
von der Bau- und Wohnungswirtschaft ver­
stehe. Ich möchte aber sagen - und das haben 
die Kollegen gehört -, daß es sehr intensiver 
überlegungen bedarf, wie das Bauen in Öster­
reich rationeller gemacht werden kann. Das ist 
aber sicherlich nicht eine Sache, die eine Partei 
bewältigen kann, weder Sie allein noch wir 
allein. 

Aber nun zurück zu dieser Differenz in den 
statistischen Aufzeichnungen. Ich habe damit 
nur beweisen wollen, daß in der letzten Zeit 
bereits ein ganz bedeutender Fortschritt in der 
Ausstattung unserer Wohnungen erzielt wurde. 
Wir haben hier überhaupt eine Frage zu er­
örtern. Ich möchte über den Raum hinweg 
dem Kollegen Weikhart die Frage stellen, was 
denn er unter schlecht ausgestatteten W oh­
nungen versteht. Ich habe das jedenfalls im­
mer so verstanden : Schlecht ausgestattet 
ist eine Wohnung dann, wenn Bad und Wasser 
und Klosett nicht in der Wohnung installiert 
sind. Gehe ich in dieser Auffassung mit 
Ihnen konform ? (Abg. W e ikhart : Ein Vor­
zimmer gehört noch dazu !) Ja. Nun haben Sie 
im Ausschuß, aber auch sonst, glaube ich, bei 
einer Gelegenheit errechnet, daß es in Öster­
reich 690.000 schlecht ausgestattete Woh­
nungen gibt. Das Statistische Handbuch der 
Arbeiterkammer Wien - eine Quelle, die man, 
glaube ich, benützen darf - weist nur 16,3 Pro­
zent schlecht ausgestattete Wohnungen aus . 
Auf Grund des Wohnungsbestandes, den wir 
in Österreich haben, habe ich errechnet, daß es 
sich nur um 414.000 schlecht ausgestattete 
Wohnungen handeln kann. 

Herr Kollege Weikhart ! Diese Ziffer hat 
nämlich insofern noch einen Zusammenhang, 
weil Sie im Ausschuß schon so argumentiert 

So, glaube ich, kann man mit Zahlen nicht 
jonglieren, und deswegen habe ich mich ver­
pflichtet gefühlt, hier auch noch einmal auf 
diese Statistik zurückzugreifen. Wir haben 
nicht mehr die schlechte Situation, so global, 
wie Sie immer sagen. (Abg. Weikhar t :  
Da irren Sie !) Herr Dr. Kleiner ! Jetzt komme 
ich darauf zurück : Wenn ich das am Anfang 
gesagt habe, dann habe ich es deswegen gesagt, 
weil ich der Auffassung bin, daß solche Ziffern, 
die immer noch herumgeistern und im Raum 
schwirren, auch einmal überdacht beziehungs­
weise korrigiert werden müssen. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Kle iner.) 

Man darf doch nicht übersehen, Herr 
Dr. Kleiner, daß die Zeit seit 1961 oder 1 960 -
nicht einmal die Ziffern von 1960 sind bei der 
Häuser- und Wohnungszählung schon berück­
sichtigt - nicht stehengeblieben ist. Wir ha­
ben in der Zeit seit der letzten Häuser- und 
Wohnungszählung in Österreich einen Zugang 
an Neubauwohnungen von mindestens 400.000. 
Und es darf mit Fug und Recht angenommen 
werden, daß alle diese 400.000 Neubauwoh­
nungen bereits mit jenem Wohnkomfort ausge­
stattet sind, den wir heute von einer Wohnung 
eben verlangen. Wir bekennen uns dazu - ich 
sage es noch einmal -, daß der Wohnungs­
neubau Vorrang hat. Wir sind daher auch der 
Meinung, daß die Wohnbautätigkeit weiter so 
fortgesetzt werden muß, obwohl wir schon 
langsam - ich glaube, Sie werden auch diese 
Beobachtung bereits gemacht haben - von 
einem Verkäufermarkt zu einem Käufermarkt 
übergehen. Es ist nicht mehr entscheidend, 
daß überhaupt Wohnungen gebaut werden, 
sondern heute muß schon sehr gut überlegt 
werden, wo die Wohnungen gebaut werden, 
in welcher Größe sie gebaut werden und in 
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welcher Preislage sie zur Verfügung gestellt Mo 8 er: Warum ?) Wir freuen uns aber 
werden können, damit sie überhaupt an den - das sage ich auch hier ganz offen -, 
Mann gebracht werden können. (Abg. W e i k- daß wir trotzdem den Länderschlüssel be­
har t : Um das geht es ja ! Um die Kostenfrage kommen, wie er im Gesetz enthalten ist, weil 
geht es ja !) Darüber haben wir uns ja in wir der Auffassung sind, daß wir noch genug 
einem anderen Zusammenhang schon des sanierungshedürftige Wohnungen haben, um 
öfteren unterhalten. die Geldmittel, die für eine Sanierung vor-

Aber eines geht aus diesem netten Büchlein gesehen sind, auch verwenden zu können. 
auch ganz klar hervor. (Abg. Dr. T u l l :  Gar kein Zweifel. 
Das ist schon ein Buch !) Ein Buch ? Bitte Aber wir dürfen eines nicht übersehen: 
sehr, es soll natürlich keine Herabwürdigung Der größte prozentuelle Anteil an schlecht 
sein. Es geht daraus eindeutig hervor, daß der ausgestatteten Wohnungen befindet sich heute 
Wohnungsstandard in einem Zusammenhang nicht in der Stadt, sondern auf dem flachen 
niit dem Mietaufwand steht. Lesen Sie das Lande. Sehen Sie sich einmal die Statistiken 
auf Seite 62 nach, denn ich kann nicht die an. Das Burgenland rangiert zum Beispiel 
ganze Tabelle hier zum besten geben. Aber es mit dem Prozentsfttz schlecht ausgestatteter 
ist völlig klar, daß in Althäusern mit einer un- Wohnungen an der Spitze; nicht die Stadt 
zureichenden Miete natürlich auch die Woh- Wien. Wir haben daher eine besondere Genug­
nungsverbesserung steckenbleibt. tuung, daß dieses Gesetz nun nicht auf die 

Herr Kollege Moser ! Sie haben vorhin städtischen Verhältnisse zugeschnitten bleibt, 
gesagt, daß mit dieser Regierungsvorlage sondern daß wir damit auch den gesamten 
sozusagen das Eingeständnis verbunden wäre, Wohnungsstreubesitz - wenn ich das so 
daß das Mietrechtsänderungsgesetz den ge- nennen darf - auf dem flachen Land erfassen, 
wünschten Effekt nicht erzielt hätte. Ich darf daß wir damit auch dem landwirtschaftlichen 
Ihnen dazu sagen : Wir haben uns nie der Wohnungsbestand eine gewisse Hilfe geben 
Illusion hingegeben, daß innerhalb von einem können, dmm hier ist wahrlich noch sehr, sehr 
oder von zwei Jahren wirklich schon alle viel na�hzuholen. Ich würde mich freuen, 
Wirkungen von diesem Mietrechtsänderungs- wenn die Landwirtschaft in der nächsten 
gesetz ausgehen, die wir nach wie vor als Zeit doch so weit aufholen könnte, wie das 
Wirkungen erwarten. (Abg. M oser: Welc7te I weitgehend in den städtischen und industriellen 
Zeit geben Sie ?) Das kann man überhaupt Bezirken Gott sei Dank durch die Neubau­
nicht sagen, denn wenn man nur die frei werden- tätigkeit geschehen ist. (Beifall bei der Ö VP.) 
den und leerstehenden Wohnungen der freien 
Mietzinsvereinbarung überläßt, so können Sie 
nicht erwarten, daß alle schlecht ausgestatteten 
Wohnungen, die eben nicht frei werden und 
nicht leerstehen, heute saniert werden. (Abg. 
Mose 1': Daß die Ablösen verschwinden !) 

Wenn schon nicht mehr zur Notwendigkeit, 
so darf ich doch noch etwas zur Zweekmäßig­
keit dieses Gesetzes s8,gen. Durch die For­
schungsgesellschaft für den Wohnungsbau ist 
im Vorjahr oder im vorletzten Jahr eine Studie 
ausgearbeitet worden, um wieviel rentabler es 

Daß wir heute natürlich auch jene vVoh- volkswirtschaftlich ist, den erhaltungswül'di­
nungen erfassen können und wollen, die nicht gen Althausbestand zu sanieren, als die Gelder 
frei werden und nicht leerstehen, daß wir auch einzig und allein in den Wohnungsneubau zu 
bei bestehenden Mietverhältnissen und Miet- stecken, wobei selbstverständlich gar nicht 
verträgen Wohnungsverbesserungen vorneh- die Notwendigkeit dafür bestritten werden 
men können, das ist der Sinn dieses Gesetzes. soll. Ich sage noch einmal: Vorrang hat der 
Und das ist sehr klar zum Ausdruck ge- Wohnungsneubau. Aber wenn man daneben 
kommen. den Althausbestand verfallen läßt, so ist das 

Ich möchte aber noch auf einen Umstand volkswirtschaftlich gesehen ein Nonsens, denn 
hinweisen. Es ist immer wieder davon die die Instandsetzung und Verbesserung kostet 
Rede, wie viele sanierungsbedürftige Woh- nur etwa 25 Prozent jener Summe, die auf­
nungen etwa in Wien oder in Graz vorhanden gewendet werden muß, wenn neue Wohnungen 
sind. Ich bestreite das gar nicht. Ich kann geschaffen werden, wobei mit diesen 25 Prozent 
Gott sei Dank feststellen, daß Linz zum jedoch nicht bewirkt werden !Soll, daß etwas 
Beispiel diesbezüglich einen wesentlichen notdürftig kaschiert wird, sondern damit 
Schritt weiter ist, daß die oberösterreichischen sollen tatsächlich Wohnungen geschaffen wer­
Städte durch die Bank hier weiter sind, daß den, die dem modernen Standard entsprechen. 
wir einen wesentlich niedrigeren Anteil an Daher ist es sozusagen von der volkswirtschaft­
Wohnungen haben, die dem Mietengesetz lichen Vernunft her geboten . . , (Zwi.schenr'ltf 
unterliegen, daß wir aber auch einen wesent- des Abg. H orr.) Da müssen Sie sich mit 
lich niedrigeren Anteil an Wohnungen haben, der Forschungsgesellschaft auseinandersetzen. 
die noch sanierungsbedürftig sind. (Abg. (Ab(/- Weikhart: Es muß ja nicht stimmen, 
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was die Forschungsgesellschaft 8agt ! Die hat 
8chon manche8 ge8agt, und es hat nicht ge8timmt !) 
Ich sage auch, es muß nicht stimmen, aber 
um so mehr muß das nicht stimmen, was Sie, 
Herr Kollege Weikhart, sagen. (Abg. We i k­
ha rt: Da8 gilt für S1:e genauso ! - Abg. H on: 
Bei den Wohnhäuserblöcken 8chon, aber nicht 
bei Einzelwohnungen !) 

Herr Kollege Horr ! Wenn wir Einzel­
wohnungen sagen, dann müssen wir auch 
zwischen einer Einzelwohnung in einem größe­
ren Wohnhaus und einer Einzelwohnung in 
einem Einfamilienhaus unterscheiden. Sie dür­
fen doch nicht übersehen, wieviel Arbeit und 
Kapital der Eigenheimbesitzer ohnehin für 
die Verbesserung seines Hauses aufwendet, 
ohne daß er dafür eine Unterstützung oder 
gar eine Belohnung vom Staat haben will . 
Diese Sachen bleiben bei Ihren Berechnungen 
meistens völlig außer Betracht und daher 
stimmen auch Ihre Rechnungen vielfach 
nicht. 

Ich möchte damit sagen, daß es von der 
volkswirtschaftlichen Vernunft her geboten 
erscheint, daß wir hier tatsächlich etwas tun, 
was uns letzten Endes alle miteinander auch 
entlastet, weil ja - darauf komme ich dann 
noch im Zusammenhang mit den Länder­
wünschen zu sprechen - damit auch gewisse 
Gelder beim Wohnungsneubau sozusagen "er­
spart" werden können, weil sie nicht in 
Neuwohnungen gesteckt werden müssen und 
man mit einem Bruchteil des Geldes moderne 
Wohnungen auch in Althäusern schaffen 
kann. 

Ich habe im Ausschuß schon gesagt, es gibt 
große Viertel dieser Art in unseren Städten. 
Ich habe das von Linz aus dargestellt, Herr 
Dr. Kleiner wird das bestätigen können. Die 
sogenannte Linzer Neustadt ist etwa in den 
Jahren von 1890 bis zum ersten Weltkrieg 
entstanden. Das ist eine durchaus gesunde 
Bausubstanz, und es wäre schade, wenn 
man diese Häuser - es sind nicht wenige -
verfallen ließe. Ich habe erst vor kurzem 
gesehen, als ich in eine solche Wohnung hinein­
gekommen bin, wie tadellos solche Wohnungen 
hergerichtet werden können. Ich glaube, 
viele würden lieber in eine solche sanierte und 
modernisierte Althauswohnung hineingehen , 
als unter Umständen in eine Neubauwohnung, 
wo sie oft nicht ganz die Gewähr haben, daß 
in 15 Jahren noch alles so paßt, die Türen 
und die Fenster noch so schließen, wie das 
oft in den Althäusern der Fall ist . 

Es ist also , glaub e ich, eine zwingende Not­
wendigkeit, daß wir das hier machen . Über 
die anderen Dinge ist schon gesprochen wor­
den : über die Mobilisierung einer ganzen 
Milliarde, die in die Bauwirtschaft einfließt, 

über die zusätzlichen Beschäftigungsmöglich ­
keiten in den Wintermonaten, über all das 
brauche ich nicht zu sprechen. 

Ich darf aber jetzt doch noch auf ein paar 
Außerungen zurückkommen, die sowohl der 
Herr Abgeordnete Weikhart wie auch der 
Abgeordnete Moser hier gemacht haben. Der 
Kollege Dr. van Tongel ist ja leider nicht 
mehr da, es hat nicht sehr viel Sinn, auf seine 
Ausführungen zu replizieren.  

Sie, Herr Kollege Weikhart" , haben Ihre 
Ausführungen mit dem Kapitel Gemeinden 
begonnen. Sie haben kritisiert, daß im Ent­
wurf die Gemeinden ausgeschlossen waren. 
Nun darf ich Ihnen doch noch ein�al die 
Rechnung präsentieren . 

Der allergrößte Teil des Althausbestandes,  
wenn wir bis zum Jahre 1945 gehen, ist bis 
zum Jahre 1919 gebaut worden. Es sind das 
1 ,203 .000 Wohneinheiten , während in der 
Zeit von 1919 bis 1945 - oder 1944 : das ist 
ziemlich gleich - nur 350.000 Wohnungen 
gebaut worden sind . Unsere Überlegung war 
nun die : Wenn wir den Stichtag 28. Jänner 
1917 nehmen, erfassen wir den weitaus größten 
Teil des Althausbestandes, um den es natur­
gemäß geht. Es ist j etzt nicht im Vordergrund 
gestanden, die "böse" Gemeinde Wien aus­
zuschließen. Aber weil Sie schon dieses Wort 
auch im Ausschuß gebracht haben, Herr 
Kollege Weikhart : Selbstverständlich ergibt 
sich eine ganz bestimmte Problematik, wenn 
eine Gemeinde zugleich Bundesland ist, und 
dieses Bundesland entscheidet, wem diese Mit­
tel zur Wohnungsverbesserung zufließen. Ich 
glaube, darüb9r ist doch eine völlig einheit­
liche Auffassung vorhanden, daß das nicht 
ganz so problemlos ist. Daher verstehen 
Sie bitte auch, daß wir hier irgend wie selbst­
verständlich gewisse Bedenken gehabt haben, 
ohne eine Absicherung die Gemeinden bis 
zum Stichtag 1945 oder 1948 ins Gesetz hinein­
zunehmen. 

Als wir uns aber dann geeinigt hatten, daß 
wir einen anderen Stichtag als den 28. Jänner 
1917 nehmen, als wir uns geeinigt hatten, 
daß auch die Gemeinden, die ja im wesent­
lichen, wie schon richtig gesagt wurde, erst 
nach dem ersten Weltkrieg zu bauen begonnen 
hatten, an diesem Gesetz partizipieren können, 
als wir uns aber auch geeinigt hatten, daß 
diesen Gemeinden nicht mehr als höchstens 
25 Prozent der Summen zufließen sollen, 
dann war es für uns absolut keine Frage mehr, 
daß wir sowohl beim Stichtag wie auch bei 
der Frage der Gemeinden zu dem nun vor­
liegenden Kompromiß unsere Zustimmung 
geben wollten. (Zwi8chenruf des Abg. Doktor 
Kle iner.) 
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Glauben Sie nicht, daß nicht auch wir die 

Stellungnahme des Österreichischen Gemeinde­
bundes vorliegen gehabt haben 1 Glauben Sie 
wirklich, daß wir uns nicht auch über diese Be­
denken Gedanken gemacht haben ? Na selbst­
verständlich ! (Abg. W e i k hart: Warum sind Sie 
nicht initiativ gewesen ?) Weil von Ihnen immer 
die Forderung erhoben wurde, daß die Ge­
meinden ohne Rücksicht auf eine Beschrän­
kung hier teilhaben sollten. Sie haben ja 
nachher noch sehr zäh und verbissen um jedes 
Prozent gerl1ngen, Herr Kollege Weikhart ! 
(Abg. W e ikhart: Das war meine Pflicht, 
für die Gemeinden einzutreten 1 - Zwischenruf 
des Abg. Lanc.) Ich darf das auch sagen : 
Sie haben sich schließlich und endlich hinter 
einen Beschluß Ihres Parteivorstandes ver­
schanzt und haben gesagt : Weiter geht es 
nicht - non plus ultra -, das war das Letzte. 
Dann haben wir gesagt : Wenn Sie wirklich 
so wenig Verhandlungsspielraum haben, dann 
dürfen wir Sie nicht in Schwierigkeiten brin­
gen und dann wollen wir halt in Gottes Namen 
auch hier zustimmen. (Beifall bei der Ov P. -
Heiterkeit. - Abg. W e i khart: Das gute 
Gruber-Herz hat das gebracht I) 

Es ist Ihnen ja schon völlig zu Recht vor­
gerechnet worden, daß der Bestand der Ge­
meindewohnungen bis zum Jahre 1944 nicht 
einmal 1 0  Prozent des gesamten Wohnungs­
bestandes dieser Zeit ausmacht. Wenn wir 
Ihnen dann diese 25 Prozent für Gemeinden 
und gemeinnützige Wohnungsvereinigungen 
offeriert haben, so wäre das ein absolut ge­
rechtes Verhältnis im Hinblick auf die Träger­
schaft oder die Eigentümerschaft bei diesem 
Wohnungsbestand gewesen. Eine absolut ge­
rechte Verteilung ! Nur um des lieben Friedens 
willen haben wir dann in diesem Punkte auch 
zugestimmt. (Abg. W eikhart: Dr. Gruber 
gibt sich als Friedensengel !  - Abg. Dr. Tul l: 
Als Weih/fw,chtsmann !) 

Aber ich möchte hier mit aller Deutlichkeit 
sagen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren besonders von der sozialistischen Frak­
tion : Es heißt, soferne Anträge physischer 
Persone.n vorliegen. (Abg. W e ikhar t: Und 
juristischer Personen !) Physischer und son­
stiger juristischer Personen. 

Wenn es nun dazu käme, daß man diese 
Anträge im Wohnbauförderungsbeirat, der 
ja nun auch zuständig ist, und in der Landes­
regierung ablehnt und nachher sagt : es liegen 
keine Anträge von physischen und juristischen 
Personen vor, daher können wir 100 Prözent 
der Gemeinde zuteilen ! ,  dann darf ich fest­
stellen, daß das gegen den Willen des Gesetz­
gebers ist. Sie haben im Ausschuß jedenfalls 
auch eindeutig erklärt - (Abg. M oser: 
Sind Sie so mißtrauisch gegenüber den Beirats-

mitgliedern ?) ich möchte das hier nur fest­
gehalten haben -, daß das nicht Ihre Absicht 
ist. (Abg. W e ikhart: 1st es auch nicht I) 
Selbstverständlich bedeutet es nicht - wenn 
es heißt "vorliegen" -, daß man das durch 
irgendeinen juristischen Dreh aus der Welt 
schaffen kann. Das soll hier völlig eindeutig 
geklärt sein. (Abg. W e i khart: Ein Zettel 
Papier kann nicht vorliegen 1 - Zwischenruf 
des Abg. M oser.) Wissen Sie : Wir haben ja 
in den letzten zwei Jahren schon gewisse 
Erfahrungen in dieser Hinsicht gesammelt, 
was man da machen kann. Ich möchte mich 
hier nicht weiter verbreitern. 

Herr Kollege Moser, nur in diesem Zu­
sammenhang : Es steht eigentlich nicht dafür, 
es ist der Stichtag nicht der 1 .  Juni, sondern 
der 1 .  Juli. (Abg. Dr. Tul l: Juli l) Sie haben 
immer wieder mit besonderem Brustton er­
klärt : 1 .  Juni ! Aber das war sicherlich nur ein 
Versprecher. Ich wollte das nur sagen, daß 
auch einem so versierten Fachmann wie 
Ihnen so ein Fehler passieren kann. Ich sage 
das deshalb, damit ich auch Gnade finde, wenn 
mir einmal ein solcher Versprecher passiert. 
(Abg. M oser: Sie haben 80 viele Stichtage 
angeboten I) Ja. (Abg. Weikhart: Der Gruber 
kommt auf' s Postamentl I) 

Über den Begriff des Wortes "erhaltungs­
würdig" wurde ja sehr lange diskutiert. Ich 
möchte darüber jetzt gar nicht lange reden. 
Ich möchte nur sagen, warum es in der letzten 
Phase der Gespräche in diesem Punkt noch so 
hart hergegangen ist - (Abg. W e i k h art: 
Also doch hart ? ) Ja ! - :  Weil unserer Version 
nach eine Einigung erzielt worden war, daß 
der eine Passus, der jetzt unter lit. d rangiert, 
in den Ausschußbericht hineinkommt. Sie 
haben dann daraufhin insistiert : Das m.uß 
in das Gesetz ! (Präsident Wal lner  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich glaube, wenn alle unsere Zeugen über­
einstimmend sagen : Wir haben uns in einer 
gewissen Hinsicht geeinigt ! ,  dann haben wir 
es nicht gerne, wenn nachher dann wieder 
jemand daherkommt und sagt : Nein, wir 
haben uns nicht geeinigt, wir wollen doch 
das haben ! Dem Sinne nach haben wir vom 
Anfang an erklärt (Zwischenruf des Abg. 
Mo s er) ,  es soll dies hier keine Streitfrage sein. 
Nun steht es im Gesetz, und ich hoffe nur, 
daß Sie auch in Ihren Gemeinden ' "  (Abg. 
Mo 8 er: Fangen Sie nicht von den Varianten 
an, da bin ich empfindlich !) Herr Abgeordneter 
Moser ! Ich habe nicht von Varianten zu 
reden begonnen. (Abg. M oser: Das gehört 
dazu I) Ich möchte nur sagen : Hoffentlich 
werden auch Sie in Ihren Gemeinden die 
Erfahrungen sammeln, die uns vielleicht einen 
Schritt weiter bringen. Ich möchte sagen : 
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Ich fasse diese Bestimmung oder diese Um· 
schreibung des Begriffes "erhaltungswürdig" 
insgesamt im § 3 - und dann auch später, 
ich glaube, im § 10 - so auf, daß wir damit 
auch für ein künftiges Assanierungsgesetz 
gewisse Grundlagen geschaffen ha ben, daß 
wir aber auch gewisse Erfahrungen sammeln 
können, die wir dann später einmal verwerten 
können. 

Ich darf hier aber doch noch zu den Lei· 
stungen des Bundes etwas sagen, weil ja das 
der Stein des Anstoßes schlechthin war und 
der Kollege Weikhart geglaubt hat, es seiner 
Ehre und der Ehre seiner Partei schuldig zu 
sein, zu sagen, hier kann selbstverständlich 
die Sozialistische Partei gar nicht mitgehen, 
und Sie werden ja auch heute gegen den § 4 
stimmen. (Abg. Weikhar t :  Es ging nie um 
meine Ehre, sondern um der Partei Ehre I) 

Es ist in diesem Zusammenhang ja  von 
Ihrer Seite fast so dargestellt worden, als ob 
die Bundesmittel überhaupt nur aus Rück· 
flüssen des Wohnhaus. Wiederaufbaufonds 
und des Bundes· Wohn· und Siedlungsfonds 
kommen würden. Ich möchte das zunächst 
nur einmal klarstellen. (Abg. W eikhar t :  Da 
haben Sie nicht zugehört I) Die Mittel, die hier 
zur Annuitätenstützung verwendet werden, 
sind gedrittelt, 20 Prozent aus Haushalts· 
mitteln. (Abg. We i k ha r t :  20 Millionen aus 
Haushaltsmitteln I) Ich stelle das fest, weil 
der Kollege Moser gesagt hat, der Bund gibt 
überhaupt nichts dazu. Selbstverständlich gibt 
er etwas dazu. 20 Millionen sind immerhin 
auch etwas. (Abg. Weikhar t :  Aber das ist 
weniger als ein Tropfen auf einen heißen Stein I) 
Sagen Sie das nicht ! Mit dem "Tropfen auf 
den heißen Stein" werde ich mich noch mit 
dem Kollegen Wielandner beschäftigen. Es 
sind also 20 Millionen Budgetmittel, es sind 
20 Millionen aus den Rückflüssen und es sind 
20 Millionen, die die Länder noch zuschießen 
werden. 

Nun ist es völlig klar, daß der Gesetzgeber, 
der hier zu befinden hat, was mit diesen Bun· 
desmittel geschieht, mit einem nachfolgenden 
Gesetz ein vorau sgegangenes Gesetz selbst. 
verständlich abändern kann. Das ist juristisch 
doch völlig eindeutig. 

Ich möchte aber noch etwas zum Inhalt 
sagen. Ich habe vorhin in einem Zwischen. 
ruf gesagt, die Länder haben sich selbst· 
verständlich nicht aufgehalten, als wir im 
Jahre 1967 für eine ihnen nach der Kompetenz. 
verteilung zustehende Vollziehungsaufgabe, 
nämlich den Volkswohnungsbau , die Bundes· 
mittel zur Verfügung gestellt haben. Man 
muß doch die rechtliche Situation anschauen. 
Der Bund hat doch nur die Gesetzgebungs. 
kompetenzen im Volkswohnungswesen, die 

Vollziehungskompetenz haben die Länder. 
Und nach Adam Riese haben auch diejenigen, 
die die Vollziehung haben, den finanziellen 
Aufwand dabei zu erbringen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Kle iner.) Herr Kollege Dr. Kleiner, 
Sie sind doch ein Jurist, Sie wissen doch, daß 
das Prinzip stimmt. Wir haben aber damals 
gesagt, es ist den Ländern nicht zumutbar, 
so große Mittel aufzubringen, der Bund gibt 
im wesentlichen diese Mittel her. Es sind ja 
Bundesabgaben, die hier hereinkommen, und 
nicht umsonst werden auch diese Mittel jedes 
Jahr selbstverständlich im Bundeshaushalt 
ausgewiesen. ( A bg. M 08 e r :  Für welche Zwecke ?) 
Das ist doch klar : für die Zwecke des Woh. 
nungsneubaues. (Ruf bei der SPÖ: Als soge· 
nannte Durchla1tferpost I) Das ist doch kein 
Novum, ich habe es doch schon im Ausschuß 
gesagt. Wir haben früher einmal Mittel des 
Wohnungsbaues, und zwar 10 Prozent für den 
Wasserwirtschaftsfonds zur Verfügung gestellt. 
Wir haben dann Wohnbaumittel für die Wohn· 
bau forschung zur Verfügung gestellt, und 
jetzt werden eben 20 Millionen von den 
Rückflüssen für die Wohnungsverbesserung 
zur Verfügung gestellt. Ich sage es noch 
einmal, indirekt kommt das selb'3tverständ­
lich auch wieder dem Wohnungsneubau zugute, 
denn wenn ich mehr alte Häuser saniere, 
brauche ich summa sumarum weniger für den 
Wohnungsneubau aufzuwenden. Das i'3t auch 
eine ganz klare Rechnung. Die Länder haben 
selbstverständlich versucht, hier das Mög­
lichste herall Szuholen. Kollege Wielandner, 
das habe ich im Ausschuß genauso gesagt, 
wie ich es hier gesagt habe : das müssen 
schlechte Ländervertreter gewesen sein. Ich 
habe meine Meinung nicht geändert. Aber ich 
sage auch gleichzeitig, die Länder werden mit 
Handkuß diese Mittel nehmen, und kein 
Land wird darauf verzichten ; darauf können 
Sie sich auch verlassen, obwohl ihnen selbst. 
verständlich die 20 Millionen bei den Rück· 
flüssen dann irgendwie wieder abgezogen 
werden. 

Herr Kollege Moser, mit Ihnen hätte ich 
mich auch gerne beschäftigt, aber ich bin 
schon ein bisserl gemahnt worden, daß ich 
nicht so lange reden soll. Aber es wäre schon 
verlockend. Nur zu einem, was Sie gesagt 
haben, nämlich daß es keine Stelle gegeben 
hätte, die die Festsetzung dieser Kosten 
überwacht hätte. Das haben Sie sich j a  doch 
aus den Fingern gesogen. Im § 6 Abs. 5 
Ziffer 4 steht das klar und eindeutig drinnen. 
(Abg. Maser : Was steht drinnen ? Daß die 
Annuitätenzu8chüsse zurückgezogen werden ?) Ja, 
natürlich. (Abg. M os er : Aber der Mieter 
hätte sie weiter bezahlt !) Aber es ist doch 
auch in der jetzigen Formulierung im Prinzip 
dasselbe, und Sie brauchen gar nicht so zu 
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tun, als ob Sie jetzt als die Schützer und die 
Retter der Mieter aufgetreten wären. Es ist 
einzIg und allein das Novum, daß jetzt für 
diese Anrufung nicht die Landesregierung 
zuständig ist, sondern die Schlichtungsstellen 
beziehungsweise das Außerstreitgericht. Nur 
das haben Sie praktisch hineingebracht und 
gar nichts anderes. 

Es ist daher völlig unrichtig, wenn Sie jetzt 
so tun, als ob Sie die Mieter vor der ach so 
häufigen Ausbeutung in dieser Hinsicht hätten 
bewahren müssen. Ja wenn es nach Ihnen 
ginge, Herr Kollege Moser ! Ich muß da an 
Ihre Rede denken, die Sie vor zwei Jahren 
gehalten haben, wo Sie sich hier im schwarzen 
Anzug hergestellt und gesagt haben : Ich 
muß Trauerkleider anlegen, denn heute wird 
der Mieterschutz in Österreich praktisch ver­
nichtet und zugrunde gerichtet und, was weiß 
ich, was noch alles passiert ist. Und siehe da, 
es ist gar nicht zu der Katastrophe gekommen. 
Ich weiß nicht, warum Sie nicht inzwischen 
schon längst wieder die Freudengewänder 
angezogen haben, ich verstehe das gar nicht. 
Aber so danebengeredet, wie Sie damals 
haben, hat selten ein Abgeordneter hier im 
Haus, das muß ich Ihnen bescheinigen. 
(Zustimmung bei der () VP. - Abg. Hor r :  
Sie reden schon zwei Stunden daneben 1) 

Wenn Sie geglaubt hätten, nur die Abge­
ordneten hätten jetzt an den Änderungen zu 
diesen Wohnungsverbesserungen gearbeitet, so 
muß ich doch auch hier wieder, um der Wahr­
heit die Ehre zu geben, sagen, auch die Beamten 
haben in einer !3ehr loyalen und sehr hilfs­
bereiten Weise immer wieder all das getan, 
was von uns nur als Wunsch geäußert worden 
ist, in Formulierungen gebracht und so weiter. 
Ich glaube, daß diese etwas pauschale Beurtei­
lung der Arbeit auch des Ministeriums und 
der Beamtenschaft doch ungerechtfertigt war, 
wenn Sie so durchblicken haben lassen : Das 
war ja nur ein Pfusch, mit dem hier das 
Bautenministerium ins Parlament gekommen 
ist, und erst der Intelligenz der sozialistischen 
Abgeordneten sei es zu verdanken, daß daraus 
etwas Brauchbares geworden ist. (Abg. Weik­
har t : Das ist es aber wirklich, ohne Überheb­
lichkeit 1) Das Wort "überheblich" wollte ich 
jetzt nicht in den Mund nehmen, aber an 
Überbescheidenheit haben Sie jedenfalls nicht 
gekrankt, das muß ich Ihnen schon bescheini­
gen. (Beifall bei der () V  P. - Abg. Weikha r t :  
Schauen Sie unsere Anträge an und Ihre !) 

Herr Kollege Wielandner - Gott sei Dank, 
er ist da - ,  ich möchte nur noch ein paar 
Bemerkungen zu Ihren Ausführungen machen. 
Sie haben gesagt, was der Kommunalpolitiker 
immer wieder beklagt, ist zum Beispiel, daß 
die Wohnungen zu alt seien. - Deswegen 

machen wir das Wohnungsverbesserungsgesetz, 
um moderne Wohnungen zu bekommen. Wei­
ters wird immer beklagt, daß die Wohnungen 
zu klein seien, das haben Sie auch gesagt. 
Und da muß ich jetzt diese Feststellung an Sie 
zurückgeben. Wem sagen Sie das ? Wer hat 
denn die ganzen Jahre hindurch gepredigt, 
daß vielfach im sozialen Wohnungsbau zu 
klein gebaut worden ist, daß die Fonds­
bestimmungen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds gerade darauf angelegt waren, 
kleine Wohnungen �u bauen, beziehungsweise 
die Praxis dieses Fonds, muß ich sagen � 
Denn wenn ich mit fixen Beträgen pro Woh­
nung arbeite, so wäre der Bauherr schlecht 
beraten, wenn er mit den 84.000 S oder mit 
den 90.000 S eine Großwohnung baut und 
nicht mit demselben Betrag eine Kleinwoh­
nung. 

Es ist also eine Tatsache, daß in den letzten 
Jahren auch schlecht in dieser Hinsicht -
schlecht nicht in qualitativer Hinsicht, sondern 
schlecht in der Planung - gearbeitet worden 
ist . 

Und jetzt darf ich Ihnen aus meinem 
Taschenkalender etwas vorlesen. Er ist vom 
Verband der gemeinnützigen Wohnungswirt­
schaft. Wer hat denn die kleinsten Wohnun­
gen gebaut die ganzen Jahre hindurch 1 Die 
physischen Personen haben im Jahre 1966 
eine durchschnittliche Größe von 91 m2 pro 
Wohnung erreicht, die sonstigen juristischen 
Personen eine solche von 64 m2, die gemein­
nützigen Bauvereinigungen von 63 m2 und 
die Gebietskörperschaften von 62 m2• (Abg. 
H orr :  Und die Altwohnungen haben 30 m2 1 -
Abg. Skri te k :  Bei den physischen Personen 
sind doch die Direktoren dabei ! Natürlich 
kauft sich der Herr Generaldirektor eine Villa 1) 

Herr Kollege Wielandner ! Das sind die 
Tatsachen. Wenn Sie als Kommunalpolitiker 
gerade hier gesprochen haben, dann muß ich 
dieses Argument zurückgeben und muß sagen : 
Es haben einfach die Gemeinden in den letzten 
Jahren nicht familiengerecht gebaut. 

Wenn Sie sagen : zu kleine Wohnungen -

ich stimme Ihnen zu, muß aber sagen, daß 
das nicht unsere Schuld, sondern w eitgehend 
Ihle Schuld ist. (Zustimmung bei der Ö V P. -
Zwischenrufe bei der S P().) 

Schließlich und endlich haben Sie gesagt, 
dieses Gesetz sei nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein. (Abg. W ie landner : Das ist es 
auch 1) Ich möchte jetzt gar keine Rechnungen 
anstellen, wie viele Wohnungen mit diesem 
Gesetz saniert werden können. Ich darf Ihnen 
aber das eine sagen (Abg. H orr :  Die Zins­
kasernen ! Davon ist die Rede 1) : Wir sind sehr 
froh, daß es diesen Tropfen auf den heißen 
Stein gibt. Aber wir sind der Überzeugung, 
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daß es nicht nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein ist, sondern daß das ein sehr bedeut­
samer Fortschritt ist, und deswegen begrüßen 
wir dieses Gesetz so außerordentlich. (Bei/all 
bei der O v  P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Tull. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) :  Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Da der Wohnbauexperte der Öster­
reichischen Volkspartei, Herr Abgeordneter 
Dr. Gruber, weder ex cathedra gesprochen hat 
noch seinen Ausführungen der Gehalt eines 
Evangeliums zuzusprechen ist, wird man es 
mir nicht verübeln, wenn ich nunmehr auch 
auf seine Ausführungen einiges erwidere be­
ziehungsweise ihnen einiges entgegenstelle. 
(Abg. Dr. Grub e r :  Aber das ist auch kein 
Evangelium ! Höchstens ein apokryphes !) 

Zunächst, Herr Kollege Dr. Gruber : Sie 
können unbesorgt sein. Wir sind wirklich 
nicht schizophren, wie Sie es hier darzustellen 
versucht haben. Ich muß hier feststellen, 
daß wir mit dem ernsten Vorsatz und mit 
der festen Überzeugung in den Ausschuß 
gegangen sind, zu versuchen, aus dieser 
unseres Erachtens außerordentlich schlechten 
Regierungsvorlage einen guten, vertretbaren 
Ausschußbericht zu machen, um damit auf 
diesem zweifelsohne so wichtigen Gebiet der 
Verbesserung alter Häuser und Wohnungen 
einen positiven Beitrag zu leisten. 

Ich glaube feststellen zu können, daß 
schon ein flüchtiger Vergleich der Regierungs­
vorlage mit dem Ausschußbericht beweist, 
daß es sich dabei nicht, wie der Herr Abge­
ordnete Marwan-Schlosser behauptet hat, um 
ein Vorzugszeugnis der Regierung beziehungs­
weise des Ministeriums gehandelt hat. Es war 
ein Zeugnis, aber meines Erachtens bestenfalls 
ein Armutszeugnis. 

Wir haben uns, meine Damen und Herren, 
in vielen Stunden bemüht, Bestimmung um 
Bestimmung, Paragraph um Paragraph durch­
zugehen, durchzuarbeiten, zu analysieren und 
den Versuch zu unternehmen, doch eine 
brauchbare Grundlage zu bekommen. 

Wenn hier schon von Initiativen gesprochen 
wird, von Init'ativen der Österreichischen 
Volkspartei gegenüber den Initiativen der 
Sozialistischen Partei, dann darf ich vielleicht 
doch einige dieser Abänderungsanträge, die die 
Österreichische Volkspartei eingebracht hat, 
mit jenen der Sozialistischen Partei Österreichs 
vergleichen. Die Ö VP hat im Grunde ge­
nommen fast nur Abänderungsanträge einge­
bracht, die formell gewisse Richtigstellungen 
vorgenommen haben, zum Beispiel daß das 

Datum zu ändern ist, daß etwas zu streichen 
ist, ein "und", daß ein Beistrich einzufügen ist 
und so weiter. 

Allerdings hat die Österreichische Volkspar­
tei auch einen sehr bedeutsamen Antrag ein­
gebracht, der Gegenstand sehr langer Er­
örterungen und Verhandlungen gewesen ist. 
Dieser Abänderungsantrag lautete schlicht 
und einfach : , , §  1 5 : Duldungspflicht ." Was 
hat dieser Abänderungsantrag zum Inhalt 
gehabt � - "Verbesserungsarbeiten, die nach 
diesem Bundesgesetz gefördert werden und 
keine wesentliche und dauernde Beeinträchti­
gung des Mietrechtes zur Folge haben, sind 
von sämtlichen Mietern des Wohnhauses zu 
dulden. Für vorübergehende wesentliche Be­
einträchtigungen hat der Vermieter den be­
troffenen Mieter angemessen zu entschädi­
gen." 

Daß wir keinesfalls bereit gewesen sind, 
einer solchen Fassung zuzustimmen, die in 
Wirklichkeit eine schikanöse Anwendung dieses 
Gesetzes hätte zur Folge haben können, kann 
sich doch jedermann vorstellen. 

Wie lauteten hingegen unsere Abänderungs­
anträge � Ich will nur einige aufzählen. Wir 
haben zum Beispiel vorgeschlagen und durch­
gesetzt, daß Verbesserungsarbeiten nur an 
erhaltungswürdigen Häusern und Wohnungen 
durchgeführt werden können, damit es zu 
keinen Fehlleitungen bei den Investitionen 
kommt. Wir haben vorgeschlagen, daß die 
Teilung von Großwohnungen in zwei oder 
mehrere normal ausgestattete Klein- und 
Mittelwohnungen zu fördern ist. Wir haben 
vorgeschlagen, daß, wenn schon Häuser im 
Eigentum von Banken und Versicherungs­
anstalten unter die Bestimmungen dieses 
Gesetzes fallen und dort solche Verbesserungs­
arbeiten aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden können, es doch zumindest richtig und 
angemessen ist, wenn auch Häuser von Ge­
meinden - Kollege Wielandner hat bereits 
auf dieses Problem sehr ausführlich aufmerk­
sam gemacht - einbezogen werden. Wir 
haben die Frage der Erhaltungswürdigkeit 
sehr eingehend behandelt und haben hier eine 
Definition gefunden, nach vielen Stunden, die 
letzten Endes auch von den Vertretern der 
Österreichischen Volkspartei akzeptiert werden 
mußte. Wir haben einen Antrag eingebracht, 
der allerdings nicht die Zustimmung der Volks­
partei gefunden hat, wonach die Leistungen 
des Bundes ausschließlich aus Haushaltsmit­
teln erbracht werden sollen. Wir haben die 
Erstreckung der Frist von 10 Jahren auf 
15 Jahre verlangt ; erreicht haben wir 12 Jahre. 
Wir haben die Einfügung eines eigenen Para­
graphen, betreffend die Mietzinsbildung, ge­
fordert, eine Schutzbestimmung für die Mieter, 
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ohne die es unseres Erachtens nicht möglich 
wäre : es gäbe keine Zustimmung von uns, 
wenn es hier nicht eine gewisse Schutzmaß­
nahme gegeben hätte. Wir haben das durch­
gesetzt. 

Meine Damen und Herren ! Wenn man das 
alles berücksichtigt, dann kann man doch 
wirklich hier nicht den Eindruck erwecken 
wollen, als ob wir dort lediglich der passive 
Teil gewesen wären oder eventuell einen 
Justamentstandpunkt vertreten hätten. Wir 
haben dort konstruktiv und positiv mitge­
arbeitet. Allerdings habe ich aus den Aus­
führungen der ÖVP-Redner am heutigen Tag 
den Eindruck gewonnen, daß es Ihnen lieber 
gewesen wäre, wenn wir vielleicht nicht so 
intensiv mitgemacht, mitgearbeitet hätten, 
wenn von uns nicht so viele brauchbare Vor­
schläge vorgetragen worden wären, damit Sie 
dann in der Öffentlichkeit hätten trommeln 
können : Seht, die Sozialisten sind keine 
konstruktive Opposition, sie verdammen ein­
fach alles ; sie finden es nicht einmal der 
Mühe wert, mit uns zu reden und zu ver­
handeln ! Wir waren geduldig. Genau soviel 
Geduld haben wir dieses Mal aufgewendet 
wie damals beim Mietrechtsänderungsgesetz, 
als Ihr Abgeordneter Kern plötzlich schon 
bei § 1 des Gesetzes den Antrag auf Schluß 
der Debatte gestellt hat. Wir haben damit 
auch dieses Mal den Beweis erbracht, daß wir 
bereit sind, bei wichtigen, entscheidenden 
Fragen im Interesse der wirtschaftlich und 
sozial schwächer gestellten Mitbürger unseres 
Landes mitzuarbeiten. 

Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete 
Dr. Gruber hat aber darüber hinaus auch 
einen Exkurs in das Gebiet der Wohnbau­
förderung unternommen. Es wird ja in 
letzter Zeit sehr viel geredet. Gestern hat es 
eigentlich so richtig mit einem Furore begon­
nen, und die Selbstbeweihräucherung der 
ÖVP-Regierung wird wahrscheinlich weiter­
gehen. Gestern war die Budgetrede des 
Finanzministers nichts anderes als eine Lob­
hudelei auf die Leistungen dieser Regierung. 
(Zwischenrufe bei der Ö V P.) Heute hören wir, 
wie gut das Wohnbauförderungsgesetz ist. 

Das setzt sich übrigens fort. Am Samstag 
war ein sehr interessanter Artikel des Herrn 
Bautenministers Dr. Kotzina in den "Ober­
österreichischen Nachrichten" : "Reformen für 
die 70er Jahre". Dort steht zu lesen, wie "gut" 
alle Gesetze sind, einschließlich der Wohnbau­
förderung. (Abg. Dr. Grub e r :  Na also !) 

Herr Kollege Dr. Gru ber ! Seien Sie etwas 
vorsichtig. Zunächst darf ich Ihnen bezüglich 
der Auswirkungen der vVolmbauförderung auf 
dem Linzer Boden einen Auszug aus einer 
Veröffentlichung des Vereins für Wohnbau-

förderung vorlesen. Hier heißt es wörtlich : 
Die im Jahre 1968 in Linz genehmigten Bau­
vorhaben umfassen nach der vorläufigen Aus­
wertung 160 Gebäude mit 1119  Wohnungen. 
Die Zahl der Baugenehmigungen ist damit 
gegenüber dem vorangegengenen Jahr um 
261 Gebäude und 1704 Wohnungen gesunken, 
was einen Rückgang von 62 beziehungsweise 
60 Prozent bedeutet. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Gru b e r.) 1968 war damit die absolut 
niedrigste Zahl an Ba.ugenehmigungen seit 
1963 zu vermerken. (Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. Dr. Gru b e r.) - Ich lese nur das 
vor, was hier vermerkt ist ! (Zwischenruf des 
Abg. Pe t er.) Herr Kollege ! Ich komme dann 
noch zu etwas anderem, lassen Sie sich Zeit ! 
(Abg. Pe t er :  Die Aussprache bei Dr. Geißler ! 
Ratzenböck ist alles auf den Kopf gefallen !) 
Ratzenböck ist alles auf den Kopf gefallen ! 
Der große Diskussionsabend ist zu einem 
Bumerang für die ÖVP, für den Landespartei­
sekretär Dr. Ratzenböck geworden ! 

Es heißt weiter : Dieser Rückgang ist auf 
das Wohnbauförderungsgesetz 1968 und die 
im § 25 dieses Gesetzes festgelegte Dritteilung 
der Förderungsmittel zum Nachteil des Miet­
wohnbaues zurückzuführen. 

Herr Kollege Dr. Gruber ! Sie können sich 
beruhigen. Ich zitiere nun zu Ihrer Beruhi­
gung die " Oberösterreichische Landeskorrespon­
denz" vom 17. September 1 969, und zwar 
eine Aussendung, die sich mit den Warte­
zeiten bei der Förderung von Eigenheimbauten 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 be­
schäftigt. (Abg. Dr. Gru b e r :  Von wem ist das 
geschrieben ?) Das ist die "Korrespondenz", 
Herr Kollege ! Was steht da. drinnen � (Ruf 
bei der S PÖ: Vom Ratzenböck ! - Zwischen­
rufe bei der ÖVP.) Aber Herr Kollege ! Das 
ist doch eine offizielle Aussendung ! Reden Sie 
doch nicht so. Das ist "herausgegeben vom 
Amt der oberösterreichischen Landesregierung 
(Landespressedienst)".  Das ist doch nicht das 
Organ einer Privatperson ! (Abg. Pete r :  Weil 
es nicht vom Notar Withalm geglaubigt ist, 
daher ist es nicht richtig ! - Heiterkeit und 
Beifall bei der S PÖ.) Das soll sich der Herr 
Dr. Gruber mit dem Herrn Notar ausmachen. 
(Abg. Dr. Grube r :  Wunderbar ! Sehr witzig !) 
Herr Dr. Gruber ! Sie · reden gern, aber hören 
nicht gern zu, wenn ein anderer etwas zu 
sagen hat. Das soll man nicht tun, Herr 
Kollege Dr. Gruber. Man soll auch einmal 
zuhören können. Das tut oft sehr gut. Das 
wirkt oft Wunder. (Ruf bei der Ö VP: Dann 
muß es aber ein interessanter Redner sein !) 

Das sind die Zahlen, die ich Ihnen jetzt zu 
präsentieren habe, veröffentlicht im Landes­
pressedienst. Hier heißt es unter anderem : 
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Im Jahre 1970 werden vom Bund rund I modernere Wege gehen, sodaß mehr Wohnun-

97,826.000 S zur Verfügung stehen ; 48,900.oo0 S '  gen, schönere Wohnungen zu sozial vertret­
kommen vom Land dazu : das sind die 50 Pro- baren und wirtschaftlich angemessenen Mieten 
zent. erbaut werden können. (Lebhafte Zwischenrufe 

Wie sieht es nun hinsichtlich der unerledig- bei der (j V P.) Das versprechen wir der öster­
ten Ansuchen mit Stichtag September aus ? reichischen Bevölkerung, und das würden 
( A bg. Dr. G r u b e  r :  Die Bundesmittel stimmen wir, falls wir in die Lage versetzt werden, 
nicht !) Ich werde Ihnen das vorlesen. (Abg. auch halten. Darauf können Sie sich, Herr 
Dr. Kleiner :  Dann stimmt die Aussendung Kollege Dr. Gruber und meine Damen und 
auch nicht ! - Abg. Dr. Gruber :  Das kann Herren von der Österreichischen Volkspartei, 
ich Ihnen nachweisen, daß diese Angabe nicht verlassen ! (Beifall bei der SPO.) 
stimmt !) Herr Kollege Dr. Gruber ! Lassen Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
Sie mich das vorlesen ! Ich lese Ihnen den der Herr Bundesminister Dr. Kotzina. Ich 
ganzen Absatz vor : "Von dem zu erwartenden erteile es ihm. 
Gesamtaufkommen in Höhe von voraussicht­
lich 823,250.000 S werden dem Lande Ober­
österreich gemäß Verteilerschlüssel 1 3,98 Pro­
zent, das sind 115,090.350 S, zustehen. Abzüg­
lieh des empfohlenen Unsicherheitsfaktors von 
17 Prozent (-1 7,263.550 S) dürften sich 
daraus verfügbare Bundesmittel für das Jahr 
1970 im Betrag von 97,826.800 S ergeben." 
Bitte fragen Sie den künftigen Abgeordneten 
Dr. Spannocchi ! Der wird Ihnen das be­
stätigen. 

Wie sieht das jetzt mit den Ansuchen in 
Oberösterreich aus ? (Abg. Liba l :  Jetzt paß 
auf!) Es gibt derzeit 2533 Ansuchen, ausge­
nommen das Jahr 1969. Bis September 1969 
sind 900 Begehren eingelangt. Unter der 
Annahme, daß die Mittel des Bundes und des 
Landes in den nächsten Jahren jeweils um 
10 Prozent erhöht werden, so heißt es hier 
in dieser Aussendung, ergäbe sich daraus eine 
Wartezeit von sieben Jahren für die 2677 An­
suchen, wobei das Jahr 1969 überhaupt nicht 
berücksichtigt ist. Das heißt, daß die im 
Jahre 1969 eingebrachten Anträge erst nach 
acht Jahren erledigt werden könnten. So 
sieht es aus. 

Daher, Herr Kollege, möchte ich Ihnen 
unsere Meinung bezüglich der Ausführungen 
des Herrn Bautenministers Dr. Kotzina sagen, 
der im letzten Absatz seines Artikels 
schreibt : "Mit Genugtuung kann ich fest­
stellen, daß nach jahrzehntelanger Stag­
nation im österreichischen Wohnungs­
wesen in dieser Legislaturperiode Re­
formmaßnahmen gesetzt werden konnten, die 
einfach dazu zwingen, den eingeschlagenen 
Weg in den siebziger Jahren konsequent 
fortzusetzen. " 

Wir sagen nur eines : Wir halten als Soziali­
sten das, was wir versprechen. Wir haben ein 
Wohnbaukonzept erarbeitet und werden der 
Öffentlichkeit im Zuge der Wahlauseinander­
setzung auch ein Wohnbauprogramm vor­
legen. Dieses Wohnbauprogramm wird ein 
Teil unseres Regierungsprogramms werden. 
In diesem Programm werden wir neue, bessere, 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina : Hohes Haus ! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren ! Ich darf meiner 
Befriedigung darüber Ausdruck ge ben, daß 
dieses Gesetz nunmehr beschlossen wird, und 
zwar einstimmig beschlossen wird, und daß 
insbesondere dieses Gesetz schon in der zweiten 
Plenarsitzung dieser Session beschlossen wird, 
was mit einer besonderen Bedeutung ver­
bunden ist, daß nämlich den Bundesländern 
genügend Vorbereitungszeit gegeben ist, damit 
dieses Gesetz mit 1 .  Jänner 1970 auch wirksam 
werden kann. Damit ist doch auch die Hoff­
nung verbunden, daß im Winter 1970 auch 
die ersten Anlaufarbeiten auf Grund dieses 
Gesetzes ermöglicht werden und daß mit 
diesem Gesetz - das ist auch zum Ausdruck 
gekommen - die Hoffnung Hunderttausender 
Bewohner alter Wohnungen nicht nur genährt, 
sondern auch realisiert werden kann, daß mit 
den Verbesserungen, die dieses Gesetz nun­
mehr ermöglicht, auch der Anschluß an den 
modernen und zeitgemäßen Wohnkomfort ge­
funden wird. Dieses Gesetz bedeutet eine 
notwendige Ergänzung des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968, nämlich insgesamt auch 
neuen und besseren Wohnraum zu schaffen. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichterstat­
ter das Schlußwort 1 - Er verzichtet. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m m ung. 
Da ein Abänderungsantrag vorliegt, werde ich 
getrennt abstimmen lassen. 

Bis einschließlich der Überschrift zu § 4 
liegen keine Abänderungsanträge vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Ist ein­
stimmig angenommen. 

Zu § 4 Abs. I liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Weikhart und Genossen 
vor. Ich lasse zunächst über diesen Abände-
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rungsantrag abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die dem § 4 Abs . 1 in der Fassung 
dieses Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Weilrhart und Genossen ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, 
die dem § 4 Abs. 1 in der Fassung des Aus­
schußberichtes zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Zu den restlichen Teilen des Gesetzentwurfes 
liegen keine Abänderungsanträge vor. Ich 
lasse hierüber unter einem abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist ein­
stimmig angenommen. 

Damit ist die z weite  Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dr itten  Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben ? - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Dies ist e inst im m ig. 
Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n o m me n. 

5. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (113/A) der Ab­
geordneten Altenburger, Gertrude Wondrack, 
Melter und Genossen, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Krebsstatistikgesetz, BGBl. 
Nr. 138/1969, abgeändert wird (1392 

der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung : Bericht des 
Ausschusses für soziale Verwaltung über die 
Abänderung des Krebsstatistikgesetzes. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Lola Solar. Ich bitte sie, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatterin Lola Solar : Hohes Haus ! 
Ich habe zu berichten über den Antrag der 
Abgeordneten Altenburger, Gertrude Won­
drack, Melter und Genossen, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Krebsstatistik­
gesetz, BGBL Nr. 138/1 969, abgeändert wird. 

Die Abgeordneten Altenburger, Gertrude 
Wondrack, Melter und Genossen haben in der 
Sitzung des Nationalrates vom 26. Juni 1969 
den vorliegenden Initiativantrag, dem folgende 
Erwägungen zugrunde liegen, eingebracht : 

Bei der Krebsstatistik handelt es sich um 
eine Schicksalsstatistik, die es ermöglichen 
soll, von der ersten Meldung an den Verlauf 
der Krankheit zu verfolgen. Es ist daher 
erforderlich, die später einlangenden Meldun­
gen mit der ersten Meldung zusammenzu­
bringen. Dazu ist es unerläßlich, sämtliche 
Personenangaben einschließlich des Namens 
festzuhalten, weil sonst der beabsichtigte 
Erfolg nicht erzielt werden kann. 

Mit dem vorliegenden Abänderungsantrag 
soll im Gegensatz zu der bisherigen Regelung 
auch der Name aller unter den Anwendungs­
bereich des Krebsstatistikgesetzes fallenden 
Personen festgehalten werden. 

Im übrigen ist festzustellen, daß sämtliche 
mit der Durchführung des Gesetzes befaßten 
Personen qualifizierten Verschwiegenheits­
pflichten unterliegen. Es ist daher dafür die 
Gewähr gegeben, daß die Offenbarung von 
Geheimnissen an dritte Personen ausgeschlos­
sen ist. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den gegenständlichen Initiativantrag in seiner 
Sitzung vom 8. Oktober 1969 in Verhandlung 
genommen. Er wurde einstimmig angenom­
men. Es wurde beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme der Gesetzesnovelle zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
Antr ag,  der Nationalrat wolle dem dem Aus­
schuß bericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. - Ein Einwand hiegegen wird 
nicht erhoben. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete 
Dr. Johanna Bayer. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
(ÖVP) : Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Das Bundesgesetz über die statisti­
sche Erfassung von Geschwulstkrankheiten, 
kurz das Krebsstatistikgesetz, wurde am 
6. März 1969 einstimmig beschlossen. Heute 
beschließen wir bereits eine Novellierung, die 
auf einen Initiativantrag der drei im National­
rat vertretenen Parteien zurückgeht. 

Die Änderung erscheint geringfügig, hat 
sich aber doch als nötig erwiesen. Im Stamm­
gesetz war vorgesehen, daß die statistischen 
Erhebungen über Geschwulstkrankheiten die 
Angaben zur Person, jedoch ohne Namens­
nennung, erfassen sollten. Man wollte durch 
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die Wahrung der Anonymität Besorgnisse der 
Erkrankten und der Verwandten verhindern, 
die allenfalls durch Indiskretionen oder durch 
unglückliche Zufälle hätten entstehen können. 
Alle drei Fraktionen waren bei der seiner­
zeitigen Beschlußfassung dieser Ansicht. In 
der Praxis der Erfassung mit den vom Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung heraus­
gegebenen Meldeblättern ergab sich jedoch 
die Notwendigkeit der Namensnennung der 
erkrankten Personen. Nur so ist es möglich, 
Doppel- oder Fehlmeldungen durch die vor­
gesehenen Stellen, also die Krankenanstalten, 
die Untersuchungsstellen der Gebietskörper­
schaften zur Früherkennung von Krebserkran­
kungen, die Institute für pathologische Anato­
mie und für gerichtliche Medizin, zu ver­
meiden. Durch die Angabe des Namens 
werden später neuerdings einlangende Meldun­
gen mit der ersten Meldung der Erkrankung 
zusammengebracht. Dadurch ist eine kon­
tinuierliche Erfassung möglich. Es kommt ja 
vor, daß ein Patient verschiedene Kranken­
anstalten im Laufe der Erkrankung passiert. 
Daher wäre diese Erfassung nicht in Ordnung 
gewesen. 

Über die Bedeutung des Krebsstatistik­
gesetzes wurde bei der seinerzeitigen Be­
schlußfassung ausgiebig gesprochen, sodaß ich 
dies heute nicht noch einmal tun muß. 

Die Statistik wird sowohl zur Verhütung 
wie zur Behandlung des Krebses wertvolle 
Beiträge leisten, aber auch zur Gewinnung 
neuer Erkenntnisse auf dem Gebiete der Krebs­
entstehung, genetischer oder Umwelteinflüsse, 
Lebensgewohnheiten, Chemikalien und andere 
mehr. Wir wissen, daß auch jetzt die Zeitun­
gen voll sind von dem Verdacht der Krebs­
erregung durch künstliche Süßstoffe. Das ist 
ein Thema, welches, man kann sagen, die 
ganze Welt immer wieder interessiert, weil es 
sich um eine furchtbare Geißel der Menschheit 
handelt. Auch regionale oder länderweise 
Unterschiede der Krebserkrankung und Sterb­
lichkeit werden durch die Statistik erfaßt und 
können wertvolle Erkenntnisse vermitteln. 

Wenn sich nun aus der Praxis die N ot­
wendigkeit der Namensnennung der erkrankten 
Person auf dem Meldeblatt ergeben hat, ist 
ganz besonders auf die enorme Bedeutung der 
unbedingten Verschwiegenheitspflicht der er­
hebenden und meldenden Stellen hinzuweisen. 

Es wurde schon von der Frau Bericht­
erstatter darauf hingewiesen, daß es sich um 
eine Schicksalsstatistik handelt. Leider ist es 
oft ein sehr schweres und tragisches Schicksal, 
dem ein derart Erkr�nkter ausgeliefert ist. 

Das Krebsstatistikgesetz ist ein Erfolg des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
und der Frau Bundesminister in ihren uner-

müdlichen, vielseitigen und 'umfassenden Be­
strebungen auf dem Gebiete der Volksgesund­
heit. 

Unter dem Motto "Volksgesundheit geht 
jeden an" hat das Sozialministerium nach der 
erfolgreichen Werbeaktion für die Teilnahme 
an der Schluckimpfung gegen Kinderlähmung 
zum Jahresbeginn im April eine Krebsbe­
kämpfungs- und Aufklärungsaktion unter der 
Devise , ,7 Zeichen helfen Krebs erkennen" 
gestartet. Über eine Million Flugblätter und 
Kleinplakate klärten die Bevölkerung über 
diese sieben Krebswarnzeichen auf. Die An­
teilnahme der Bevölkerung an diesen Aktionen 
geht unter anderem daraus hervor, daß der 
vom Sozialministerium eingerichtete telepho­
nische Krebsinformationsdienst mehr als 
50.000mal in Anspruch genommen wurde. 

Das rege Interesse der Bevölkerung hat An­
stoß gegeben, und zwar nicht nur in Wien, 
sondern auch in einigen anderen Bundeslän­
dern, den Ausbau von Krebsuntersuchungs­
steIlen zu forcieren. Es ist allerdings ein Irrtum 
zu meinen, daß die Krebserkennung nur über 
solche Untersuchungsstellen erfolgen kann. 
Jede ärztliche Ordination kann zum Ausgangs­
punkt der Früherkennung und Frühbehand­
lung werden ! 

Ein weiterer Beweis für die Richtigkeit der 
Durchführung solcher Gesundheitsinformati­
onen zeigt der starke Besuch, den die Ausstel­
lung "Gesundheit sichern" aufzuweisen hat. 
Das Sozialministerium hat sie zunächst der 
Bundeshauptstadt überlassen, wo täglich 
1000 bis 2000 Personen die Ausstellung besucht 
haben. Derzeit befindet sie sich in Graz und 
wird später noch in Kärnten, Niederösterreich 
und Tirol gezeigt werden. 

Das Aufklärungsblatt "Gesundheit sichern" 
wurde vom Sozialministerium in einer Auflage 
von 100.000 Stück hergestellt und wird jedem 
Ausstellungsbesucher übergeben. Es wurde 
auch Spitälern, Kasernen und zahlreichen Be­
hörden übermittelt. In den nächsten Tagen 
wird jeder Abgeordnete dieses Blatt in seinem 
Fach vorfinden. Ich bitte, es besonders zu be­
achten. 

In der Erkenntnis der Bedeutung und N ot­
wendigkeit intensiver Information auf dem 
Gebiete der Volksgesundheit und insbesondere 
der Krebsaufklärungsaktion sowie der Krebs­
statistik gibt meine Fraktion dem Gesetz­
entwurf die Zustimmung. (Beifall bei der 
Ö VP.j 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet . Die Debatte ist ge­
schlossen. Wünscht die Frau Berichterstat­
terin das Schlußwort ? - Das ist nicht der 
Fall. 
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Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
Bei der A b st immung wird der Gesetz­

entwurf in der Fassung des Ausschußbericktes 
in zwei t er  und dri t t er  Lesung e ins t immig  
zum Beschluß erhoben. 

6. Punkt: Erste Lesung des Antrages l02jA der 
Abgeordneten Dr. Hertha Firnberg und Ge­
nossen betreffend eine Entschließung zur Fa-

milienrechtsreform 

Präsident Wallner : Wir gelangen nunmehr 
zum 6. Punkt der Tagesordnung : Erste Lesung 
des Antrages 102/ A der Abgeordneten Dr. Hertha 
Firn berg und Genossen betreffend eine Ent­
schließung zur Familienrechtsreform. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zunächst 
erteile ich dem erstunterzeichneten Antrag­
steller, der Frau Abgeordneten Dr. Hertha 
Firnberg, das Wort. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Am 26. März dieses Jahres haben die sozialisti­
schen weiblichen Abgeordneten diesen Ent­
schließungsantrag zur Familienrechtsreform 
eingebracht, einen Antrag, dessen erste Lesung 
jetzt vonstatten geht. 

Wir fordern darin im besonderen die Vorlage 
der bereits in der X. Gesetzgebungsperiode vor­
bereiteten und eingebrachten Gesetzesvorlage, 
nämlich der Gesetzesvorlage zur Neuregelung 
des ehelichen Güterstandes und Erbrechtes. 
Des weiteren fordern wie darin auch die übrigen 
für die Reform unseres Familienrechtes not­
wendigen Gesetzentwürfe. 

Meine Damen und Herren ! Es handelt sich 
hier keineswegs um einen impulsiven oder über­
raschenden Antrag. Die Forderung nach Re­
form des Familienrechtes ist so alt, wie Frauen 
hier im Parlament agieren, ja älter noch, sie 
stammt eigentlich aus der Zeit der Jahrhun­
dertwende . 

Diese Forderung nach Sanierung des Fami­
lienrechtes wird - das möchte ich hier noch 
einmal nachhaltig deponieren - von den 
Frauen aller politischen Richtungen erhoben. 
Ich rufe nicht nur das Zeugnis der sozialisti­
schen Parlamentarierinnen auf, angefangen 
von den Pionierinnen Adelheid Popp und 
Gabriele Proft, die bereits 1925 einen diesbe­
züglichen Gesetzesantrag hier im Hohen Hause 
einbrachten, bis zur unentwegten Sprecherin 
für die Reform des Familienrechtes, zur steiri­
schen Frau Abgeordneten Rosa Rück, und 
unserer jetzigen steirischen Abgeordneten und 
Sprecherin für die Familienrechtsreform, Herta 
Winkler. Ich rufe auch das Zeugnis der Parla­
mentarierinnen der Österreichischen V olks­
partei an und hier vor allem das Zeugnis meiner 
lieben Kollegin, Frau Solar, die ebenfalls 

20 Jahre lang Sprecherin für eine Familien­
rechtsreform war und heute noch ist, wie sie 
erst in diesem Jahr wieder bewiesen hat und 
wie schließlich auch der von mir seinerzeit 
zitierte Pressedienst der Österreichischen Volks­
partei vom Februar beweist. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß der 
Bund österreichischer Frauenvereine, dem 
seinerzeit 17 Frauenverbände angehörten, und 
die Frauensektion der Liga der Vereinten 
Nationen mit 18 angeschlossenen Verbänden 
diese Forderung gestellt haben. 

Meine sachliche Begründung darf kurz sein : 
Die sachlichen Begründungen wurden hier in 
diesem Hause so oft vorgebracht, daß kein 
Argument ungesagt geblieben ist. Ich könnte 
mich eigentlich mit der Kurzformel begnügen, 
die jede Frau in diesem Hohen Hause jedesmal 
sagen sollte : "Ceterum censeo, daß das Fami­
lienrecht reformiert werden muß !" 

Das geltende Familienrecht, meine Herren, 
stammt aus dem Jahre 181 1 .  Seine Bestim­
mungen sind der Gesellschaftsstruktur der 
Zeit vor 150 Jahren, den Verhaltungsformen 
der patriarchalischen Familie adäquat. Diese 
Bestimmungen sind unzeitgemäß, autoritär 
und die Frauen und Mütter diskriminierend. 
Ich frage mich manchesmal, ob unsere Männer 
überhaupt noch wissen, wie sich dieses Gesetz 
im einzelnen auswirkt, welches Martyrium sie 
manchen Frauen damit auferlegen. 

Ich habe mir einige Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofes zu Bestimmungen die­
ser Rechtsmaterie angesehen, die gar nicht von 
so großer Bedeutung zu sein scheinen, zum 
Beispiel Entscheidungen zur Folgepflicht. Hie­
zu ein Beispiel : 

"Darin, daß der Beklagte grob zur Klägerin 
war und sie mehrmals fortschaffte, daß er gern 
trinkt und es durch seinen betrunkenen Zu­
stand oft zu unleidlichen Szenen kommt, sind 
keine derart schweren Eheverfehlungen zu er­
blicken, die die Klägerin berechtigen würden, 
die eheliche Gemeinschaft eigenmächtig auf­
zuheben." 

Überlegen Sie das, meine Herren ! 
Ein zweites Beispiel : 
"Die Eheverfehlungen des geistesschwachen 

Beklagten, der die Klägerin kurze Zeit nach 
der Eheschließung vor einer Landarbeiterin 
bloßstellte, . . . die notwendige Pflege der 
erkrankten Klägerin unterließ . . .  , die Klä­
gerin aus dem Bett warf und vom ehelichen 
Hof wies, sich zweimal weigerte, die Klägerin 
wieder im ehelichen Hof aufzunehmen, seine 
Unterhaltspflicht gegenüber der Klägerin und 
dem Kinde verletzte und schließlich die zwi­
schen den Streitteilen erzielte Einigung über 
die Rückkehr der Klägerin auf den eh elichen 
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Hof am gleichen Tag ohne jeden triftigen 
Grund widerrief, sind weder im einzelnen noch 
in ihrer Gesamtheit so schwer, daß sie die 
Klägerin berechtigt hätten, den seither wieder­
holten vom Beistand des Beklagten in dessen 
Anftrag an sie gerichteten Aufforderungen, 
die eheliche Gemeinschaft mit dem Beklagten 
wiederherzustellen, nicht Folge zu leisten." 

Meine Damen und Herren ! Das sind 
Menschenschicksale, Frauenschicksale ! Ich 
frage mich, ob diese gedankenlose Grawsam­
keit des Gesetzgebers, der noch keine Änderung 
getroffen hat, länger zu ertragen ist. 

Die Bestimmungen des geltenden Familien­
rechtes widersprechen dem demokratischen 
Gleichheitsgrundsatz unserer Verfassung, dem 
Artikel 7, der bekanntlich die Vorrechte des 
Geschlechtes ausgeschlossen hat. Sie ver­
letzen die Menschenrechte, sie verletzen die 
Menschenwürde der Frau, weil sie die Frau 
als Unmündige und als Untertanin behandeln. 
Ich erinnere hier nur an die ominösen §§ 1237 
bis 1239 ABGB. 

Sie widersprechen der neuen Frauenrolle in 
unserer neuen Welt von heute, weil sie der 
Frau die Partnerschaft genau in jenem Lebens­
bereich versagen, der ihr ureigenster ist : in der 
Familie. Sie verweigern den Leistungen der 
Frauen die Anerkennung, den Leistungen als 
gleichwertiger Berufspartner, als Hallsfrau, 
als Konsumentin und als Erzieherin der Kinder. 
Sie bedeuten für die Frauen schwerwiegende 
wirt�chaftliche Benachteiligungen. Die Haus­
frauenarbeit, die Arbeitsleistung der Frau für 
die Ehegemeinschaft und für die Familie gilt 
sozusagen als Nullum. 

Die Frau kann nicht einmal Anspruch al.lf 
einen Anteil am Vermögenszuwachs während 
der Ehe erheben. - Sie verweigern den 
Müttern die Mitsprache bei den Entscheidungen 
über ihre Kinder. Unsere Mütter tragen zwar 
die Hauptverantwort,ung und die HaupUast 
der Erziehung, aber die väterliche Gewalt allein 
entscheidet. Sie wurde noch immer nicht durch 
die von uns seit Jahrzehnten geforderte 
"elterliche" Gewalt ersetzt. 

Die sozialistische Abgeordnete Rosa Rück 
hat am 3. Dezember 1959, vor fast gen au 
zehn Jahren, folgenden Ausspruch getan : 
"Die denkende und leistende Frau von hente, 
die Gattin und Mutter der Jetztzeit muß jede 
einzelne Bestimmung dieses GesetzeR als ein 
Unrecht und als eine Beleidigung empfinden." 

Das sind die Gefühle, die wir de11kenden und 
leistenden Frauen der Jetztzeit nach zehn 
Jahren auch noch teilen. Ich möchte keinen 
Zweifel dal'an lassen, daß wir die NlChterledi­
gung dieser alten Frauenforderung nach Sa:nie­
rung des Familienrechtes als eme echte Provo· 
kation der Frauen ansehen. 

Ich möchte nicht alle Stationen des Kreuz­
weges der Familienrechtsreform schildern. Sie 
sind hier im Hohen Hause so oft dargelegt 
worden, zuletzt von mir in der Budgetdebatte 
1969, daß es nicht notwendig ist, alles wieder 
aufzuzählen. Es ist traurig, daß bei jeder 
Wachablöse im Parlament eine weibliche Abge­
ordnete der nächsten dieses unglückliche Erbe 
weitergeben muß, ohne daß etwas erledigt 
wurde. 

In der Ersten Republik ist die Forderung im 
Parlament deponiert worden. - Da gibt es 
nichtR zu lachen, Herr Kollege ! Ich kann nicht 
finden, daß das, was ich hier vortrage, besonders 
amüsant ist. Das möchte ich auch Ihnen von 
der rechten Seite sagen. (Zustimmung bei der 
SPO.) Ich glaube nicht, daß es in der Welt 
von heute in Ordnung ist, wenn man sich über 
echte Anliegen der Frauen lustig macht, Herr 
Kollege ! (Abg. Dr. Gorba c h :  Wer war da<'! ?) 
Der, den ich meine, weiß es. Ich will den 
Namen nicht im Protokoll haben, weil ich es 
für Parlamentarier in diesem Hause beschämend 
finde. 

In der Zweiten Republik ist dieses Ver­
langen nicht mehr verstummt. Minister Tscha­
dek rief die Familienrechtskommission ins 
Leben, deren 48 Punkte einer Gesamtreform 
auch heute noch nichts an Aktualität einge­
büßt haben. 

Minister Dr. Broda hat dann aus guten 
Gründen eine Teilreform angestrebt. Die 
Blldgetdebatte im Jahre 1959, das Duo 
Rück -Solar, gah ihm berechtigte Hoffnung auf 
Einigung der heiden Parteien in diesen Fragen. 

Die Entwürfe sind ins Parlament gekommen. 
Es waren dies der Entwurf über das eheliche 
Güterrecht und Erbrecht und der Entwurf 
über die Rechtsstellung unehelicher Kinder. 
Der erste Entwurf, der das eheliche Güterrecht 
und Erbrecht umfaßt, wurde auch in parla­
mentarische Behandlung gezogen. Es fand 
eine Sitzung im Unterausschuß am 8. Juli 1964 
statt. Die zweite Sitzung - ich habe mir die 
Einladungen aufbewahrt , einberufen : 
22. September, 9 Uhr 30, Lokal H, wurde ab­
gesagt. Sie wurde nicht mehr einberufen. 

Die Debatte um dieses Gesetz ist versandet, 
und das ist - wie ich noch nachweisen werde -
kein Zufall und keine Nachlässigkeit der Parla­
mentarier, sondern bewußte Absicht. 

Nun lassen Sie mich zu der Chronologie der 
Interventionen in dieser Legislaturperiode 
einiges sagen. Es gab nicht wenige. Mit der 
Hel,en Legislaturperiode waren die Vorlagen 
hinfällig. Eine'! muß ich dem Herrn Minist.er 
Dr. Klecatsky lassen. Er hat es verstanden, 
anfangs sozusagen eine "Reformzuver::.'icht " 
zu verbreiten. 
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Die Vorlage : " Rechtstellung unehelicher Kin­
der" kam dem Parlament im Mai 1967 zu . Es 
wurde der Entwurf zum ehelichen Güter­
recht und Erbrecht im Dezember 1966 zur 
Begutachtung versendet. Der Herr Minister 
hat uns Frauen immer wieder versichert, es 
sei sein ernstes Bestreben, diesen Entwurf ins 
Parlament zu bringen. Er hat dies meiner 
Kollegin Herta Winkler bei der Budgetdebatte 
am 6. Dezember 1967 versichert . Er hat ihr 
ein halbes Jahr später auf ihre Anfrage, weil 
nichts ins Parlament gelangt war, folgendes 
geantwortet : "Ich darf Ihnen sagen, 
daß ich mich auch bemühen werde, den von 
Ihnen hier erörterten Gesetzentwurf für eine 
Regierungsvorlage reif zu machen. "  

Es verging ein weiteres halbes Jahr. Der 
Entwurf war weder reif noch im Parlament. 

Auf meine dringende Urgenz am 13. De­
zember 1968 - wieder in der Budgetdebatte, 
bei der ich alles an Argumenten v orbrachte, 
was an Argumenten vorzubringen war - hatte 
die Antwort des Herrn Ministers vom 16. De­
zember einen etwas anderen Tenor. Er ver­
sicherte uns zwar noch immer : "Ich bin be­
strebt, den Entwurf des Bundesgesetzes über 
das eheliche Güterrecht so in das Parlament 
zu bringen, daß er Chancen hat, hier ange­
nommen zu werden" - aber er sprach sehr 
nachhaltig von "Widerständen " .  Dafür mußte 
sogar die pluralistische Gesellschaft herhalten. 

Der Herr Mini'3ter war fast beleidigt, daß 
ich im Budgetausschuß und bei der Budget­
debatte davon gesprochen hatte, daß "kleine, 
mächtige pressure groups" diesen Gesetzenwurf 
verhindern. Er hat darauf hingewiesen, daß es 
"große und entscheidende Interessengruppen 
sind, denen überdies durch Bundesgesetze das 
Recht zur Begutachtung ausdrücklich ein­
geräumt ist",  die dagegen sind und die ver­
hindern, daß der Gesetzentwurf ins Parlament 
kommt. 

Weil die "kleine Teilreform" des ehelichen 
Güterstandes nicht durchgeführt wird, wird 
die "große Totalreform" angestrebt. Bei 
dieser Budgetdebatte wurde also die Rückzugs­
linie abgesteckt. 

Am 22. Jänner 1969 bot die Ratifikation des 
Übereinkommens über die politischen Rechte 
der Frau der Frau Kollegin Solar auf der rech­
ten Seite des Hause'3 wie mir auf der linken 
Seite des Hauses die Gelegenheit, das Familien­
recht und seine Reform nochmals zu urgieren. 

Am Tag darauf, am 23. Jänner 1969, stellte 
ich neuerlich an den Herrn Minister die An­
frage, wie weit nun die Vorarbeiten sind. Da 
erhielten wir eine eindeutige Klarheit. Der 
Herr Minister sagte ganz ausdrücklich, das 
Hindernis der Teilreform des Familienrechtes, 
die endlich die wirtschafdiche Diskriminierung 

der Frauen beseitigen sollte, ist der Einspruch 
der Bundeshandelskammer und der Präsi­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern. 
Ich zitiere wörtlich - der Herr Minister sagte : 

"Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft hat diesen Entwurf aus grundsätzlichen 
Überlegungen abgelehnt. Später hat auch die 
Präsidentenkonferenz der Landwirt8chafts­
kammern Österreichs erklärt, ihre ursprüng­
liche positive Stellungnahme nicht aufrecht­
erhalten zu können. "  

Eine sonderbare Einstellung, zuerst sagt man 
zu , und dann sagt man wieder ab ! 

Wer noch den leisest.en Zweifel hatte, ob 
die Handelskammer, die Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern und der In­
dustriellenbund ein absolutes Veto in diesen 
Angelegenheiten hat, ein absolutes Veto gegen 
das Recht und die Gerechtigkeit in diesem 
Staat unter der monocoloren Regierung, dem 
hat die Antwort des Herrn Ministers auf meine 
beiden Fragen vom 5. März und vom 21 .  Mai 
völlige Klarheit gebracht. Der Herr Minister 
sagte damals - ich zitiere die Antwort vom 
2 1 .  Mai - :  

"Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft hat aber bis heute ihre Ablehnung dieses 
gesetzgeberischen Vorhabens nicht aufgegeben." 

Daher wird nichts gemacht . .:.......c Die Bundes­
kammer hat bereits im Jahre 1962 empfohlen, 
die "Güterrechtsreform nicht zu überstürzen". 
Sie hat sieben Jahre später noch keine andere 
Einstellung. Die Bundeshandelskammer hatte 
gesprochen. Auch wenn sich der Herr Bundes­
minister für Justiz mit dem Standpunkt der 
Frauen identifiziert, was er uns nachdrücklich 
erklärt hat - "Ich habe ausdrücklich erklärt, 
daß ich mich mit dem Wunsche der öster­
reichischen Frauen nach einer Reform des 
einschlägigen Rechtes identifiziere" - ,  die 
Bundeshandelskammer hatte gesprochen, ihr 
Veto eingelegt ; er resigniert und verzichtet 
auf die Regierungsvorlage. Gleichgültig, daß 
diese Forderung von den Frauen der Soziali­
stischen Partei und von den Frauen der Öster­
reichischen Volkspartei gestellt wird - er 
verzichtet auf ' die Vorlage dieses Gesetz­
entwurfes, weil die Handelskammer nicht 
zustimmt. Und das soll kein absolutes Veto 
sein ? Wird hier in diesem Lande auch so ver­
fahren, wenn die Arbeiterkammer, wenn der 
Ge werkschaftsbund protestiert, oder nur wenn 
die Bundeskammer protestiert ? (Zustimmung 
bei der SPÖ.) 

Die Taktik ist transparent. Je geringer die 
Chancen für eine konkrete Gesetzesvorlage 
"ehelicher Güterstand, Erbrecht" sind, desto 
kräftiger tritt der Vorschlag Totalreform des 
Familienrechtes in den Vordergrund. E'3 ist 
fast beleidigend für den Verstand der Frauen, 
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wenn man ihnen den Kinderglauben zumutet, 
daß eine kleine Teilreform zwar zu schwierig 
oder nicht durchführbar ist, daß aber die große 
Totalreform leichter sein wird. 

Am 21 .  Mai kommt auch der Vorschlag des 
Herrn Ministers, der den Ausweg für die 
Wahrung seines Prestiges bildet : Setzen wir 
doch eine große Familienrechtskommission 
ein, die alle Fragen noch einmal behandelt ! 

Ich habe damals dem Herrn Minister er­
widert : Wir beginnen jetzt genau dort, wo wir 
vor 20 Jahren aufgehört haben, nämlich bei 
den Ergebnissen der Tschadek-Kommission. 
Und das soll ein Fortschritt sein ? 

Ich möchte mich auf Argumente darüber 
gar nicht mehr einlassen, sondern n ur einen 
Experten zitieren, der 1962 bei den vielen 
Besprechungen über eben diesen Gesetzentwurf 
folgendes sagte : 

"Die Neuordnung des Güterstandes wurde 
seit 1950 auf so breiter Basis erörtert, daß man 
nicht wieder von vorn anfangen kann, indem 
man eine Kommission einsetzt." 

Herr Minister l Die Vertröstung auf eine 
Kommission ist kein Ersatz für einen kon­
kreten Gesetzentwurf über den ehelichen 
Güterstand und das Erbrecht. Wir wollen 
Taten sehen und nicht Kommissionen. 

beschämenden Lage zu helfen, in der wir uns 
im internationalen Konzert befinden. Wir sind 
die allerletzten, die unter einem Gesetz leben, 
das 150 Jahre, ja sogar noch etwas älter ist, das 
an dein revolutionä�en Wandel unserer Gesell­
schaft vorübergegangen ist und das an dem 
revolutionären Wandel des Fr au enlebens 
vorübergegangen ist . Dieser Appell ist unge­
hört verhallt. 

Der Herr Minister hat uns zwar in der 
Budgetdebatte versichert : "Ich bin der Mei­
nung, daß die Stellung der Frau in unserer 
Rechtsordnung nicht der Stellung der Frau 
in unserer Gesellschaft entspricht", aber ge­
schehen ist nichts. 

Meine Damen und Herren ! Man gibt uns 
zwar recht, aber man verweigert uns das Recht. 
Das ist die Lage der Frauen in Österreich unter 
dieser Regierung. 

"Ihr, die ihr hier eintretet, laßt alle Hoff­
nung fahren ! "  Das ist der Gedanke, den wir 
Frauen haben, wenn wir zu parlamentarischen 
Beratungen über die Familienrechtsreform in 
dieses Haus kommen. Wir haben die Hoffnung 
auf den Herrn Bundesminister für Justiz, auf 
die monocolore Regierung und - ich muß es 
bedauernd hinzufügen - auch auf die der 
Bundeshandelskammer gefügige Parlaments­
mehrheit aufgegeben. Der Antrag, den wir 

Ich möchte aber auch die Frage stellen, heute hier stellen, wird als Anklage und als 
wieso diese Idee einer Kommission eigentlich Hoffnung deponiert, als Anklage gegen die 
so spät, tünf Minuten vor zw ölf, vor dem Österreichische Volkspartei, ihre Regierung, 
Ende dieser Legislaturperiode, auftaucht. In ihre Parlamentsmehrheit und ihren Justiz­
der Budgetdebatte 1968 sagte ich dem Herrn minister und als Hoffnung auf ein neues 
Minister . ausdrücklich : Herr Minister ! Sie Parlament, in dem die Sozialisten stärker sein 
haben nicht mehr viel Zeit. Wo bleibt die werden ; denn wir haben die Gewißheit, meine 
versprochene Familienrechtsreform ? Wo bleibt Damen und Herren, daß die Frauen erst dann 
der Gesetzentwurf 1 Da war von einer Kom- die Chance haben, ihr demokratisches Recht 
mission noch keine Rede. auch in der Familie zu erhalten, wenn in diesem 

Meine Damen und Herren ! Man mu ß nicht Parl.ament . die Sozia.listen stärker sein werden. 
mißtrauisch sein, um zu sagen, hier handelt es 

I 
(Betfall be� der SPÖ.j 

sich wieder einmal um ein Feigenblatt der Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
Regierung, um die Blöße des Nichtstun"! dies.er I die Frau Abgeordnete Lola Solar. Ich er­
Regierung zuzudecken. (Beifall bei der SPÖ.j teile es ihr. 

Meine Damen und Herren I Ich komme auch Abgeordnete Lola Solar (ÖVP) : Hohes 
schon zum Schluß dieser leidigen Sache. Wir Haus I Meine Damen und Herren I Vor allem 
Frauen haben im Jahre 1968 das goldene möchte ich feststellen, daß auch wir Frauen 
Jubiläum ".50 Jahre politische Gleichstellung der Österreichischen Volkspartei bedauern, 
der Frauen" gefeiert. 1969 sind es 50 Jahre daß es auch in der Alleinregierung nicht ge­
her, seit Frauen ins Parlament gewählt wurden lungen ist, in der Reform des Familien­
und seit Frauen ins Parlament wählten. Aus I rechtes weitere oder überhaupt Schritte zur 
diesem Anlaß haben wir den Appell an Sie gesetzlichen Neuordnung zu machen. Ich 
gerichtet, diese lang geforderte demokratische möchte aber schon meine Vorrednerin, Frau 
Rechtsreform und die Gleichstellung der Frauen Abgeordnete Dr. Firnberg, verbessern, weil 
in ihrer ureigensten Domä�e, in der Familie, sie sagte, daß es in der monocoloren Re­
als ein Zeichen des Respekts vor den Frauen I gierung nicht gelungen ist ; es ist auch in 
den Frauen als Jubiläumsgabe z� geben, auch i der Koalitionsregierung nicht gelungen . (Abg . 
aus Respekt vor der Wählermehr�eit. Wir Herta Winkler : Wer hat Sie gehindert ? Hat 
haben den Appell an Ihre Einsichtigkeit ge- Sie die Opposition gehindert ?) Es ist also 
richtet, den Frauen Österreichs doch aus dieser nicht die Alleinregierung der Österreichischen 
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Volkspartei allein schuld, daß die Reform 
des Familienrechtes oder eine Teillösung des­
selben nicht zum Gesetz wurde. 

Ich stelle aber fest, daß wir Frauen der 
Volkspartei es ebenso bedauern, daß es bis 
heute nicht möglich war ; trotz unserer For­
derungen der Frauenvertretung der Volks­
partei in diesem Hause ! Dafür, wie sehr es 
ein Anliegen auch der Frauen der Öster­
reichischen Volkspartei ist, ist ein Beweis, 
daß bei allen unseren Frauentagungen bis 
in die jüngste Zeit Anträge - ich möchte 
da auch die Anträge für den künftigen Bundes­
parteitag einbeziehen - auf Reform des 
Familienrechts von den Frauen aller Bundes­
länder gestellt wurden. Es ist also ebenso 
unser Wunsch, weil auch wir Frauen in der 
Gegenwart leben, weil auch unsere Frauen 
am Berufsleben teilnehmen und weil es im 
Wandel der Struktur der Gesellschaft keinen 
Unterschied in der Veränderung des Frauen­
lebens zwischen verschiedenen Frauengruppen 
gibt. (Abg. Berta Wink l e r :  Frau Abge­
ordnete 1 Die Ö V P ist frauen feindlich, kann 
man dazu nur sagen 1) Aber die Frauen der 
ÖVP sind es bestimmt nicht, und ein großer 
Teil der Männer ist es auch nicht ! 

Es ist also ein Anliegen aller Frauen der 
Österreichischen Volkspartei, aller Bundes­
länder und auch aller Stände. Ich kann hier 
die berufstätige Gruppe der Frauen nennen, 
der die Abgeordnete Frau Minister Rehor 
vorsteht, wo bei den Tagungen ständig die 
Reform des Familienrechtes gefordert wird. 

Sie haben aus den Ausführungen der Frau 
Kollegin Dr. Firnberg bereits gehört, daß 
Hindernisse da sind. Das Begehren aller 
Frauen nach der Reform des Familienrechtes 
ergibt sich nicht als Kampfziel frauenrecht­
lerischer Emanzipation des vorigen Jahr­
hunderts, sondern es ist ein rechtsstaatliches 
Postulat aller Frauen, nach 50jähriger ver­
fassungsrechtlicher Verankerung des Gleich­
heitsgrundsatzes, nach einer Regelung des 
verfassungsmäßig gewährleisteten Grund­
rechtes, des Anspruches auf Gleichbehand­
lung von Mann und Frau, also nach echter 
Partnerschaft. (Beifall bei Abg. Herta W i n k­
l er.) Es ist also durchaus nicht ein ver­
gangenes frauenrechtlerisches Anliegen, son­
dern ein rechtsstaatliches Postulat . Das muß 
einmal klar festgestellt werden. 

Wir haben diese Emanzipationsbestrebung 
des vorigen Jahrhunderts längst überwunden. 
Wir haben jetzt 50 Jahre den Gleichheits­
grundsatz in der österreichischen Verfassung 
verankert. Wir wollen darum endlich auch 
im internen Bereich der Familie gehört wer­
den. Das ist das letzte Anliegen, . das von 
mir schon einmal in diesem Hause festgestellt 

wurde. Es ist das letzte der vier Anliegen 
der Frauen ; nach der sozialen Gleichberech­
tigung, der bildungsmäßigen Gleichberech­
tigung, der staatsbürgerlichen Gleichberech­
tigung ist uns die letzte Forderung auf Aner­
kennung des Gleichheitsgrundsatzes in der 
Familie leider bis heute vorenthalten worden. 

Wieso aber ? Interessengruppen legen uns 
Hindernisse in den Weg. Ich bin nun anderer 
Ansicht als meine Vorrednerin, wenngleich 
wir uns sonst in manchen Dingen treffen. 
Der bisher eingeschlagene Weg, die Inan­
griffnahme von Teillösungen der Gesamt­
reform, war meiner Meinung nach das Hin­
dernis, weil es hier zu keiner persönlichen 
Kontaktnahme zwischen den Interessen­
gruppen und den Betroffenen gekommen ist . 
Es führt auf diesem Gebiet die Teillösung 
von Gesetzen, wie wir sie in der Praxis in 
unserem, fast möchte ich sagen, Kammer­
staat kennen, zu keinem Ziel. (Abg. Herta 
W i n k l e r :  Also entgegen dem Lebensmittel­
recht ? Dort sind Sie für Teillösungen !) Dieser 
Weg ist eigentlich ein Papierweg, denn die 
Entwürfe gehen zu den verschiedenen In­
teressenvertretungen, sie werden dort be­
handelt, als Schriftstück gehen sie hin, sie 
kommen als Stellungnahme, als Schriftstück 
wieder zurück. Es fehlt also hier die Mög­
lichkeit, Argumente gegen Argumente zu 
stellen, es fehlt die Möglichkeit, Mißtrauen 
abzubauen, Hindernisse durch Gespräche zu 
beseitigen. 

Darum glaube ich auch (Abg. S kri t e k : 
Sie können doch mit dem M ussil im Klub 
reden 1 Sie haben den Herrn Sallinger und 
den Herrn Mussil im Klub 1) , Hohes Haus, 
daß der Weg, den nun unser Herr Justiz­
minister vorschlägt, der richtige ist . Ich 
bin der Überzeugung, daß es zum Ziel führen 
wird, wenn wir diese verschiedenen Gruppen, 
die heute noch Hindernisse setzen, an einen 
Tisch bekommen und wenn wir dabei auch 
fachlich fundierte Vertreterinnen der Be­
troffenen, der Frauen, zuziehen und diese 
fachlich Betroffenen hier auch zu Wort kom­
men lassen. Das ist eigentlich bis jetzt noch 
nicht der Fall gewesen. Und darum ist eine 
solche Familienrechtskommission, die ge­
schaffen werden soll, meiner Meinung nach 
der zielführendere Weg als der, der bis jetzt 
begangen wurde. 

So glaube ich, den Herrn Minister bitten 
zu dürfen, daß diese Familienrechtskommission 
in Aktion treten möge, daß fernerhin unbe­
dingt auch fachlich fundierte Vertreterinnen 
der Betroffenen zugezogen werden mögen. 
Eine Bitte noch : daß diese Kommission ein 
rascheres Tempo einschlägt als die Straf­
rechtskommission oder die Grundrechtskom-
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mission. Es wäre ein schnelleres Tempo Ich darf kurz auf folgende Einzelheiten 
auch eher möglich, weil verschiedene Teil- verweisen : Einmal auf das Bundesgesetz 
gebiete schon in Beratung stehen, ja schon vom 8. März 1967, .  mit dem vormundschafts­
Stellungnahmen vorgelegt wurden. rechtliche Bestimmungen des Allgemeinen 

Um das Recht zur Geltung zu bringen, bürgerlichen Gesetzbuches geändert werden. 
möchte ich jedoch sagen, daß doch in einigen ·Diese Rechtsänderung hat die Benachteiligung 
Teilgesetzen bereits die Diskrimierung der der Frau im Vormundschaftsrecht weitest­
Frauen beseitigt werden konnte : das ist das gehend beseitigt. Weiters das Übereinkommen 
Adoptionsrecht und auch das Vormundschafts- über die politischen Recht·e der Frau ; durch 
recht. Hier haben wir schon zwei kleine dieses übereinkommen ist Österreich auch 
Schritte getan. Aber die großen Schritte, völkerrechtlich gebunden, die politischen 
die noch zu tun sind, sind der eheliche Güter- Rechte der Frau nicht zu beschränken. Das 
stand und das gesetzliche Erbrecht, aber Übereinkommen über die Geltendmachung 
auch verschiedene andere Probleme, die ich von Unterhaltsansprüchen im Ausland und 
schon einige Male hier im Parlament erwähnt das Bundesgesetz vom 22. Jänner 1969 zur 
habe, so zum Beispiel der Ersatz der väter- Durchführung dieses Übereinkommens ; diese 
lichen Gewalt durch die elterliche Gewalt Rechtsänderung wird die Durchsetzung von 
und andere Wünsche, die wir noch vorzu- Unterhaltsansprüchen im Ausland wesentlich 
bringen haben. erleichtern. 

Ich darf vielleicht noch erwähnen, daß Weiters nenne ich hier - die Frau Ab-
ich bereits grundsätzliche Ausführungen im geordnete Dr. Firnberg hat sie ja erwähnt -
Parlament gemacht habe - die Frau Ab- die Regierungsvorlage betreffend ein Bundes­
geordnete Dr. Firnberg hat dies bereits er- gesetz über die Neuordnung der Rechts­
wähnt ; das war in der IX. Gesetzgebungsperiode, stellung des unehelichen Kindes. Dieses Vor­
in der Budgetdebatte am 3. Dezember, wo haben strebt eine grundlegende Neuordnung 
ich zur Familienrechtskommission gesprochen der Rechtsstellung des unehelichen Kindes 
habe. Diese meine Ausführungen waren da- und seiner Eltern an. Sie liegt dem Hohen 
mals der Anlaß dafür, da,ß dann ein Entwurf Haus seit dem 3 1 .  Mai 1967 vor. 
des Ministeriums ausgearbeitet wurde und - Weiters nenne ich das Übereinkommen 
den I�teressenvertretungen zur Begutac.h�ung über die behördliche Zuständigkeit, das an­zugeleItet wurde. Damals hat MIllister zuwendende Recht und die Anerkennung 
Dr. Tsehadek als Justizminister in seiner von Entscheidungen auf dem Gebiete der An­
Antwortrede gesa�t, jetzt .sei die Möglic.hkeit nahme an Kindes Statt. Dieses wichtige Über­
gegeben, und es ware so WeIt, daß er auf dIesem . 

k . .  h h I . h 
G b· t di 

I" h Eh ' . h 
em ommen Ist Ja aue sc on par amentansc 

e le e po ItISC e e mIt uns emge en beh nd It d 
k.. t I h h"  . . T f h 

a e wor en. 
onn e. c atte quaSI em or au gemae t,  

Meine Damen und Herren ! Zum Entwurf wir könnten in Verhandlungen eintreten. 
des Bundesgesetzes über die Neuordnung 

Ich darf deshalb heute unserem Herrn des gesetzlichen Erbrechtes des Ehegatten 
Minister danken, daß er nun bereits Vor- und des gesetzlichen ehelichen Güterstandes _ 
arbeiten zu einer großen Familienrechts- dieser Entwurf wird ja in dem Antrag be­
kommission geleistet hat, und darf ihn auch sonders genannt _ möchte ich noch folgendes 
bitten, daß diese Kommission zu arbeiten sagen : Ich habe mich zu diesem gesetz-beginnt und ein schnelleres Tempo einschlägt, geberischen Vorhaben _ Frau Abgeordnete 
und ich bitte ihn auch, daß in diese Kom- Dr. Hertha Firnberg hat es zitiert - bereits 
mission Frauen einbezogen werden. (Beifall mehrfach vor dem Hohen Haus und positiv 
bei (Jer Ö VP.) geäußert, so eben bei der Behandlung des 

Präsident WaIlner : Zum Wort gemeldet Bundesfinanzgesetzes 1 969 am 16 .  Dezember 
ist der Herr Bundesminister für Justiz Doktor 1968 und auch in einer schriftlichen Antwort 
Klecatsky. Ich erteile es ihm. auf eine schriftliche Anfrage der Frau Ab-

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : geordneten Dr. Firnberg und Genossen. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen Meine Damen und Herren ! Ohne jede 
und Herren ! Bevor ich auf die Gegenstände Eim elheit meiner früheren Äußerungen zu 
der beantragten Entschließung im einzelnen wiederho�en, darf ioh daran erinnern, daß 
eingehe, darf ich zunächst ganz allgemein dieser Gesetzentwurf bereits in der X. Gesetz­
daran erinnern, daß das Familienrecht in gebungsperiode dem Nationalrat zwar vor­
der gegenwärtigen Legislaturperiode in einer gelegen, aber nicht erledigt worden ist . Nach 
auch für die Rechtsstellung der Frau be- meinem Amtsantritt habe ich die Arbeiten 
deutungsvollen Weise weiter entwickelt wurde an diesem gesetzgeberischen Vorhaben weiter 
und darüber hinaus auch Schritte zu weiteren vorangetrieben. Die in der Zwischenzeit dem 
Rechtsänderungen eingeleitet worden sind. Justizministerium zugegangenen Anregungen 
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und Einwände sind in einer weiteren Fas­
sung - es ist dies die fünfte Fass�ng ge­
wesen - berücksichtigt worden. 

Gegen diesen Entwurf haben, auch das 
ist erwähnt worden, vor allem die Bundes­
wirtschaftskammer und später auch die Prä­
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskam­
mern grundlegende Einwendungen erhoben. 
Es ist nicht so, Hohes Haus, daß ich diese 
Einwendungen als ein absolutes VE:)to ange­
sehen habe, aber immerhin - und das wieder­
hole ich auch heute - handelt es sich bei 
diesen großen Interessenvertretungen um ge­
setzliche Interessenvertretungen, die von der 
demokratischen Volksvertretung dazu berufen 
worden sind, große Teile der österreichischen 
Bevölkerung zu repräsentieren. Man hat -
und das habe nicht ich getan - im Ausland . . . 

(Zwischenruf der Abg. Dr. Hertha Firnberg.) 
Darf ich jetzt etwas sagen, Frau Abgeordnete ! 
Man hat im Ausland sogar da von gesprochen, 
daß Österreich ein Drei-Kammer-Staat ist ; 
und zwar drei Kammern insofern, als nicht 
nur eine Abgeordnetenkammer, eine Länder­
kammer, sondern wie man das im Ausland 
gesagt hat, auch eine dritte Kammer da ist, 
indem die großen Interessenvertretungen an 
der Gesetzgebung in unserem Staat mit­
wirken, und zwar kraft des gesetzlichen 
Begutachtungsrechtes. (Abg. Dr. Hertha 
Firnberg : Aber doch nur als Begutachter !) 
Aber nicht nur kraft des gesetzlichen Be­
gutachtungsrechtes - ich beziehe mich hier 
auf ausländische Äußerungen -, sondern 
auch kraft der Zusammensetzung der ersten 
Kammer, der Abgeordnetenkammer. (Abg. 
Lan c :  Aber Sie leiden an diesen ständigen 
Depressionen nur bei der Bundeskammer ! ) 
Nein, Sie täuschen sich, Herr Abgeordneter ! 
Nennen Sie mir Materien, wo ich mich leicht­
fertig über Einwendungen etwa des Öster­
reichischen Arbeiterkammertages oder des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes hinweg­
gesetzt habe. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. 
W e i k h art : Beim M ietrechtsänderungsgesetz 
waren Sie völlig anderer Ansicht !) 

Hohes Haus ! Und dazu kommt noch etwas, 
was die Frau Abgeordnete Dr. Firnberg über­
haupt nicht erwähnt hat, etwas sehr Ent­
scheidendes : daß nämlich abgesehen von den 
Stellungnahmen dieser großen Interessenver­
tretungen, die durch die österreichische Rechts­
ordnung zur Mitwirkung an der Gesetz­
gebung in Form des Begutachtungsverfahrens 
herangezogen werden, sich auch durchaus 
objektive Begutachter negativ geäußert haben. 

Ich wiederhole auch hier, daß ich zu diesem 
Entwurf und zu diesem gesetzgeberischen 
Vorhaben stehe. Aber ich habe nicht ver­
schwiegen, daß sich eine Reihe von Wissen-

schaftlern und prominenten Juristen dazu 
negativ ausgesprochen haben. 

Frau Abgeordnete ! Sie waren es, die mich 
in einer schriftlichen Anfrage darum gefragt 
hat, wer diese Leute sind. Ich habe Ihnen 
die Namen mitgeteilt und habe Ihnen auch 
die FundsteIlen mitgeteilt, damit man dort 
auch die Sache nachlesen kann. Es kommen 
noch etliche andere dazu. So hat sich die 
Universität Wien dagegen ausgesprochen, es 
hat sich die Universität Salzburg dagegen 
ausgesprochen und etliche andere auch. Ich 
kann Ihnen ja die Namen noch einmal zur 
Kenntnis bringen, Hohes Haus, vielleicht 
kennen sie nicht alle Damen und Herren. 
(Abg. Dr. Hertha Firnb erg : Wie ist das im Aus­
land ? Hier zitieren Sie keine ausländischen 
Stimmen !) Nein, die Ausländer haben sich 
meines Wissens mit der österreichischen 
Rechtslage auf dem Gebiet des Familien­
rechtes nicht auseinandergesetzt. (Abg. H erta 
W i n k l e r :  Wie können die M änner allein 
über ein solches Gesetz bestimmen !) 

Frau Abgeordnete vVinkler ! Ich wieder­
hole und sage es Ihnen wieder : Ich stehe 
ja zu diesen Materien, und ich stehe nicht 
nur dazu, sondern ich bemühe mich auch 
und habe mich bemüht, diese Sache par­
lamentsreif zu machen. Das ist · nämlich das 
entscheidende : Wenn man eine erfolgreiche 
parlamentarische Arbeit an diesen Entwürfen 
von vornherein nicht erwarten kann, Hohes 
Haus, dann wäre es nicht richtig von mir 
gewesen, einfach sinnlos darauf zu dringen, 
diese Materie in Form der alten Regierungs­
vorlage hierher zu bringen. (Abg. Lan c :  
Aber sinnvoll hätten Sie es bringen können !) 
Ja, meine Damen und Herren, offenkundig 
sind auch die Frau Abgeordnete Dr. Firn­
berg und die anderen Damen und Herren, 
die den Antrag unterzeichnet haben, keiner 
anderen Meinung gewesen, sonst hätten Sie 
ja, Frau Abgeordnete Dr. Firnberg, zum 
Gegenstand eines Initiativantrages eben den 
in der letzten Gesetzgebungsperiode liegen­
gebliebenen Gesetzentwurf machen können 
(Abg. Dr. Hert7�a Firnberg :  Aber Sie haben 
uns ja so lange vertröstet, Herr Minister !) , 
und das ist ja nicht geschehen. 

Diese Erfahrungen, meine Damen und 
Herren, haben mich dazu bewogen, auf dem 
Gebiet der Neuordnung des Familienrechtes, 
die ich, i ch wiederhole es, als dringend not­
wendig ansehe, wieder den Weg der Gesamt­
reform zu gehen und nicht leichtfertig dieser 
Reformaufgabe auszuweichen. Dieser Weg 
der Gesamtreform, Frau Abgeordnete Dr. Firn­
berg, ist seit dem Jahre 1951 auch von meinen 
Amtsvorgängern nicht mehr weiter gegangen 
worden. Außer diesem einen Gesetzentwurf, 
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von dem Sie sprechen und um den ich mich 

I 
Bei der großen und begründeten Aufmerk­

bemüht habe und weiter bemühe, ist aus den samkeit, die die Öffentlichkeit der Veran­
früheren Gesetzgebungsperioden und aus den staltung der Richterwochen entgegenbringt , 
Amtsperioden meiner Amtsvorgänger nichts ist eine Förderung des Gedankens der Fa­
liegengeblieben. milienrechtsreform über den Kreis der Richter 

Den Weg der Gesamtreform wieder zu 
gehen, haben mich auch die zur Änderung 
des gesetzlichen Ehegattenerbrechtes und des 
ehelichen Güterrechtes ergangenen ablehnen­
den Stellungnahmen veranlaßt, weil diese Ab­
lehnungen - es ist nicht nur die Bundes­
handelskammer gewesen - besonders auch 
damit begründet wurden, die Neuordnung 
dieser Teilgebiete könnte sinnvoll nur im 
Zuge einer Gesamtneuordnung des Familien­
rechtes vorgenommen werden. Ich habe Ihnen 
auch die Namen der Juristen genannt, die 
sich zu diesem Problem geäußert haben. 

Schließlich darf ich auch an die immer 
wiederkehrende - und mit Recht wieder­
kehrende - Forderung nach Änderung wei­
terer familienrechtlicher Gebiete erinnern, so 
etwa der Rechtsverhältnisse zwischen den 
Ehegatten und etwa des Unterhaltes im Falle 
einer Ehescheidung. Mir scheint es notwendig 
zu sein, daß alle mit der Änderung des Fa­
milienrechtea in seiner Gesamtheit zusammen­
hängenden Fragen von den dazu Berufenen 
in einer umfassenden Weise erörtert werden. 
Ich bereite, wie Frau Nationalrat Solar ge­
sagt hat, daher die Einberufung einer Kom­
mission zur Gesamtneuordnung des Familien­
rechtes vor. 

Ich habe in dieser Hinsicht auch bereits 
Gespräche mit Damen und Herren des Hohen 
Hauses geführt . Und sicherlich wird der 
Weg dieser Reform kein leichter und auch 
kein kurzer s9in. Aber nennen Sie mir eine 
andere Möglichkeit. Es soll ja dieser Weg 
nicht bedeuten, daß nicht daneben Teilreform­
ziele nach wie vor verfolgt werden könnten, 
und es erfordern eben große Reformen große 
Mühe und Zeit, wie das Beispiel der lOOjährigen 
Erörterung der Strafrechtsreform in Öster­
reich zur Genüge gezeigt hat. 

Das Bundesministerium für Justiz wird 
jedenfalls - das darf ich hier sagen - nicht 
erlahmen, seine Bemühungen um eine Reform 
des Familienrechtes in umfassender Weise 
fortzusetzen. Ich habe eine besondere Ab. 
teilung im Ministerium g�bildet, die sich 
mit allen mit dem Familienrecht zusammen· 
hängenden · Fragen im besonderen zu be· 
fassen hat. Und um den Reformgedanken 
besonders zu fördern und ihn auch in jene 
Kreise zu tragen, die ihm ablehnend gegen­
überstehen, habe ich erst vor wenigen Tagen 
veranlaßt, daß die nächsten Richterwochen 
im besonderen diesem Gegenstand gewidmet 
sein werden. 

und Staatsanwälte hinaus zu erwarten. 
Meine Damen und Herren ! Das Bundes­

ministerium für Justiz ist für jede Hilfe dank­
bar, die seinen Bestrebungen entgegengebracht 
wird. Faßt das Hohe Haus eine Ent­
schließung in der von mir aufgezeigten Rich­
tung, so wä.re dies eine besonders wertvolle 
Unterstützung unserer Bestrebungen. (Beifall 
bei der O VP.j 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Broda. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Prä.si­
dent ! Hohes Haus I Sehr geehrte Damen und 
Herren I Frau Kollegin Solar, wir haben so 
viele Jahre auf diesem Gebiet Gespräche geführt, 
wir haben zusammengearbeitet, sodaß es gar 
keiner weiteren Worte bedarf. Sie wissen 
genauso gut wie ich und wie alle hier, woran es 
gelegen ist, daß in der letzten Gesetzgebungs­
periode der Entwurf für das eheliche Güter­
recht erst so spät eingebracht werden konnte. 
Da waren die Schwierigkeiten ähnlich wie in 
dieser Gesetzgebungsperiode. Dann konnte er 
eingebracht, aber nicht mehr verabschiedet 
werden. 

Und warum. es in dieser Gesetzgebungsperiode 
nicht mehr so weit gekommen ist : Frau Kol­
legin Solar, Sie konnten nicht aussprechen, 
ich verstehe das, was ich aussprechen möchte, 
was jedermann weiß, daß Ihre Frauenforde­
rungen nicht den nötigen Rückhalt und die 
nötige Unterstützung bei der Österreichischen 
Volkspartei ge�abt haben. Das ist der einzige. 
Grund. Es gibt keinen anderen. Sie sind die 
Regierungspartei, Sie sind die Mehrheitspartei, 
Sie hätten diesen Gesetzentwurf - ganz 
richtig, Frau Kollegin Solar, an diese Dis­
kussionen erinnern wir uns alle, die wir damals 
schon hier waren, an die Diskussionen mit dem 
verstorbenen Minister Tschadek, dem er seinen 
Ursprung verdankt - nicht einbringen kön­
nen. 

Ich möchte hier nicht versäumen, ein Wort 
auch darauf zu verwenden, daß es in der letzten 
Gesetzgebungsperiode der seinerzeitige Staats­
sekretär im Justizministerium und spätere 
Innenminister Dr. Hetzenauer war, der tat­
kräftig mitgeholfen hat, die Schwierigkeiten 
innerhalb Ihrer Partei zu überwinden. Wir 
konnten damals mit dem Gesetzentwurf, den 
wir politisch vollkommen akzeptiert haben, 
Frau Kollegin Solar, noch in das Parlament 
kommen. Daß es in dieser Gesetzgebungs­
periode nicht mehr möglich war, hat - kein 
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Zweifel - nur einen einzigen Grund : daß Sie 
am 6. März 1966 die Mehrheit erhalten haben. 
Das wird die Frau Kollegin Firnberg und das 
werden die anderen Kolleginnen sicher vor 
diesen Wahlen den österreichischen Frauen 
sagen. Das wird sehr gut sein, damit sie es sich 
am 1 .  März 1970 genau überlegen. 

Frau Kollegin Solar, jetzt kann man nicht 
wieder das Rad zurückdrehen. Es hat im 
Jahre 1951 diese Kommission gegeben. So 
vergilbt sind die Richtlinien, die diese Kom­
mission damals beschlossen hat. Wir werden 
keine Zustimmung dazu geben, wenn wir den 
politischen Einfluß haben, daß nun wieder 
das Rad zurückgedreht wird und die Schraube 
sich wieder umgekehrt drehen soll. Das, Herr 
Justizminister, ist eine Schraube ohne Ende. 

Die Theorie vom Drei-Kammer-Staat, die Sie 
hier vertreten haben, möchte ich wegen der 
vorgerückten Stunde jetzt nicht weiter ana­
lysieren. Ich möchte Ihnen nur sagen, Herr 
Justizminister : Wir sind kein Drei-Kammer­
Staat, sondern eine parlamentarische Demo­
kratie und wollen es auch weiter bleiben. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Man kann es drehen und wenden wie man 
will. Ich sage das ganz unpolemisch. Sehr gut, 
daß wir das diesmal noch erörtern konnten. 
Familienrechtsreform : Wir haben uns damals 
für die Teilreformen entschieden. Man wird 
darü ber sprechen, wie man das in der nächsten 
Gesetzgebungsperiode ergänzen soll. In die 
Spalte Familienrechtsreform muß man schon 
jetzt für die XI . Gesetzgebungsperiode eine 
Leermeldung eintragen. In dieser Gesetzge­
bungsperiode ist der Gesetzentwurf nicht ins 
Parlament gekommen. 

Herr Bundesminister ! Ich glaube, man muß 
es anders anpacken. Ich bin sehr dafür, 
daß man mit der Wissenschaft darüber spricht 
und diskutiert. Aber natürlich, auf so kom­
plexen, diffizilen Gebieten haben alle Wissen­
schafter verschiedene, voneinander abwei­
chende Meinungen. Versammeln Sie zu der 
Frage sechs Wissenschafter, Professoren, wer­
den Sie sechs verschiedene Meinungen haben. 
Da muß man eben auch einmal zu einem Ende 
kommen. Ich würde dazu raten und werde 
mich dafür einsetzen, daß wir in der nächsten 
Gesetzgebungsperiode sehr bald, sehr rasch 
diesen Gesetzentwurf hier im Haus haben, daß 
wir dann die Wissenschafter dazu einladen 
und hier im Justizausschuß in einer Enquete 
nach den geschäftsordnungsmäßigen Möglich­
keiten die offenen Probleme diskutieren, damit 
man endlich zu einem Ende kommt, wie die 
Kollegin Firnberg und alle anderen Kolle­
ginnen einschließlich der Frau Kollegin Solar 
es für richtig und notwendig halten. 

Ich hoffe sehr, Herr Kollege Withalm, daß 
wir auch die Unterstützung der Vertreter der 
Notariatskarrimern dafür haben werden. Ich 
bitte Sie schon jetzt, die Anliegen der Kollegin 
Solar bei den Notariatskammern, die auch ein 
Teil des Drei-Kammer-Staates des Herrn Justiz­
ministers sind, tatkräftig zu unterstützen. 
(Abg. Dr. Witha l m :  Die Rechtsanwälte auch !) 
Dafür werden wir schon sorgen. 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! In einem einzigen Punkt habe ich 
eine kleine N uancierung zu den Ausführungen 
meiner Kollegin Frau Dr . Firnberg vorzu­
nehmen. Die Frau Kollegin Dr. Firnberg 
meinte hier zutreffend, es handle sich bei der 
österreichischen Familienrechtsreform um eine 
alte Frauenforderung. Das ist ganz zutreffend 
und, wie die Frau Abgeordnete Solar gemeint 
hat, ein echtes rechts staatliches Anliegen. Aber, 
Hohes Haus, wir sozialistischen Abgeordneten 
glauben, daß es nicht nur eine alte Frauen­
forderung ist, sondern wir wiederholen heute 
und hier mit allem Nachdruck : Es ist eine 
Forderung der sozialistischen Abgeordneten, 
nicht nur der sozialistischen Frauen ; es ist 
eine Forderung und ein Verlangen der Sozia­
listischen Partei Österreichs, daß hier endlich 
zu Taten geschritten wird, und die Sozialisti­
sche Partei Österreichs wird diese Frauenforde­
rung mit ihrer ganzen Kraft unterstützen, 
um sie der Verwirklichung zuzuführen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister Dr. Klecatsky. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Da mir ein Wort, das nicht von mir 
stammt, schon einmal in den Mund gelegt 
wurde - und gerade dort, wo ich es bekämpft 
habe ebenso wie die tatsächlichen Einrichtun­
gen, die dahinterstehen -, nämlich das Wort 
vom "Richterstaat" , möchte ich verhindern 
- ich muß das sagen nach den Ausführungen 
des Abgeordneten Dr. Broda -, daß mir nun 
auch in den Mund gelegt wird, ich hätte eine 
Theorie des Drei-Kammer-Staates in Österreich 
vertreten. 

Ich möchte unter Verweis auf meine Aus­
führungen und auf das stenographische Proto­
koll sagen, daß ich mich in dieser Hinsicht 
ausdrücklich auf ausländische Stimmen be­
zogen habe und daß ich nicht der Meinung bin, 
daß Österreich ein Drei-Kammer-Staat im recht­
lichen Sinne ist (Abg. Weikhart : Aber wozu 
das im Parlament ?), sondern daß Österreich eine 
parlamentarische Demokratie, ein parlamen­
tarisch-demokratischer Gesetzesstaat ist, für 
dessen Verteidigung ich immer eingetreten bin, 
und zwar auch - das darf ich heute wieder 
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deponieren - gegen den Richterstaat, der mir Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft.  

13159 

nun seit dreieinhalb Jahren immer wieder Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für morgen, unterschoben wird. (Beifall bei der Ö VP.j Donnerstag, den 23. Oktober, 9 Uhr mit fol-
Präsident Wallner : Zum Wort ist niemand gen der Tagesordnung ein : 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Bericht des Untersuchungsausschusses zur 
Im Sinne des gestellten Antrages nehme ich, Untersuchung von Vorfällen im Bundes­

falls kein Widerspruch erhoben wird, die ministerium für Inneres (1391  der Beilagen). 
sofortige Zuweisung des Antrages 102/A an 
den Justizausschuß vor. _ Widerspruch wird Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
nicht erhoben. Der Antrag 102/A ist somit dem eingeleitet. 

Justizausschuß z u g e wi e s e n. Die Sitzung ist g e s c h lo s s e n. 

Schluli der Sitzung: 20 Uhr 45 Minuten 

österreichische Staatsdrudterei. LOO36519 
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